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beit zwölf Jalii on wird mit gewissen Unterbrechungen immer wieder über 
den österreichiöcli-iingarischen Ausgleich verhandelt. Die Vereinbarungen, die 
daä Miuiäterium liadeui mil UugaiQ gutroUeu hatte, konnten in Österreich 
parlamentarisch Dicht erledigt werden, und 80 worden im Jahre 1809 die Ans- 
gleiehaangelegenheiten, teflweiae aaf gans neuer Grondlage, im Wege des be- 
kannten § 14 bis Bnde des Jahres 1907 geordnet; die AuagleiebsTorlagen, die 
das Uinisterinm KOrber naeh langwierigen und schwierigen Veifaandlangen 
zu Anfang des Jahres lOOd dem flsterreiehiBehen Abgeordnetenhaose vorlegtet 
wurden vom jetxigen Ministerium wegen der veränderten Verhiltnisse in 
Ungarn zurQckgeaogen, der Zolltarif allein ist Gesetz geworden, und 
neue Verhandlungen sind gegenwärtig im Zuge. Sie vollziehen sich unter 
Ümständpn und Aussichten, wie sie bei den Ausgleichen bisher nio dagewesen 
sind. Über die Abmachungen wird in Österreich das er«^te nus dem allgemeinen 
Wahlrecht hervorgegangene Abgeordnetenhaus zu entscheiden haben, in 
Ungarn ein Haus, dessen Mehrheit einer Partei angehört, die die Ordnung 
des Jahres 18ti7 bekämpft. Täglich wird uns überdies versichert, daü die 
ZoUgemeinscbaft mit Osterreich, sobald die Handelsvertrftge des Voijahies 
es gestatten, nicht mehr erneuert» vielmehr durch den Zustand handels- 
politiBcher Selbstilndigheit Ungarns ersettt werden wird, der, seit Handels* 
vertrige überiiaupt hftufiger vorkomnien und durch Jahrhunderte vor dieser 
Zeit, niemals existierte. AU das im Vereine mit den lUQlitftrfrageni beechftftigt 
bei uns weite Kreise auf das intensivste; die in Aussicht gestellte Zolltrennung 
im besonderen verdient, trotzdem sie augenblicklich nicht aktuell ist, sowohl - 
wegen der außerordentlichen volkswirtschaftlichen Einwirkungen, als auch 
wegen ihres Einiliisses auf die Gemeinsamkeitsverhältaisse der beiden Teile 
der Monarchie, die gröüte Beachtung. 

Die Ausfiilirungen dieser Arbeit Ix treffen ein audereü als das eben 
erwähnte Geliiet. niiiiilieli die Konsumsteui'rn im .\u9gleiche. Vielleicht wird, 
trotzdem jene großen politischen und wirtschuftiicheu Fragen die Aufmerk- 
samkeit auf sich konaentrieren, die folgende hauptsächlich retrospektive Dar- 
stellung eines verh&ltoismftfiig minder wichtigen Teilgebietes der Ausgleichs^ 
Sachen einigem Interesse begepen. 

1. Die beiden Gesetze über die gemeinsamen Angelegenheiten. 

Die beiden Gesetze über die Österreich und Ungarn gemeinsamen An- 
gelegenheiten, das ältere ungarische und das Jangere Österreichische, haben 
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eine ungleiche Eiitstehtinsrsgesichiclite. Als im Dezember 1865 der ungarisch© 
Keichstag, der zweite seit der Eevoliition, zasammentrat der erste des 
Jahres 1861 wurde wenige Monate nach seiner Einberufung als gänzlich 
unwillfährig aufgelöst, da waren die Aussichten auf eine Verständigung: 
WiedwlienteUung der ungariachen Verfaasung, Abänderung einzelner Gesetze 
des Jahres 1848, besonders aber angemessene Festsetzung der allen Lindern 
der Monarchie gemeinsamen Angelegenheiten und ihrer Behandlvng, worDber 
die 1848er Gesetze nnr einige ungenügende Wendungen enthalten, sehr gebessert. 
Schmerling war zorfickgetreten und seine Stelle hatte Belcredi eingenommen; 
das mit dem Pebruarpatont erlassene Grundgesetz über die Reichsvertretangf 
das die Ungarn als ihrer Verfassung widersprechend auf das bestimmteste 
perhorrps7.iert hatten, war, um die Verhandlungen mit Ungarn m erleichtern, 
sistiort worden. woiDit ein Haupthindernis der Annaliernng ans dem Wege 
geräumt war; man hatte von Wien aus Sehrittr- <r,,t:iii, um die Union Sieben- 
bürgens mit Cngam und die Vertretung Kroatiens im ungarischen Reichstag 
zu bewirken; die an den Reichstag gerichtet.« Thronrede, dip die Ordtnm'r 
der Frage der gemeinsamen Angelegenheiten als dessen erste Aufgabe erkiai tc, 
bezeichnete die Pragmatische Sanktion als Bechtsgrnndlage und Ausgangspunkt 
Ar die Nenordnnng der staatsrechtlichen Yerhfiltnisse. Diesen bedeutsamen 
Tatsachen war eine Friedensbotschaft Dedks voransgegangen, der, gewiß wohl 
nntemchtet Aber die ErschQtternng der Stellung Sehmerlinge, den Zeitpankt 
Ar gekommen erachtete, um diese Erisis im Interesse Ungarns durch eine 
friedliche Enunziation zu beschleunigen. Er veröffentlichte zu Ostern 1865 
in einer Pester Zeitung einen Artikel, worin er die Wichtigkeit der Großmacht» 
Stellung der Monarchie anerkannte, die Pflicht Ungarns zu gemeinsamer 
Verteidigung als Konsequenz der Pragmatischen Sanktion bezeichnete, und 
die Bereitwilligkeit der Nation aussprach, di»' ungarischen (besetze auf 
gesetziiclierii Wege mit iler Si(^lierung des festen Bestandes di-s Keiches in 
Einklang zu bringen; einen Monat später erschienen in einem Wiener 
Journal von Deäk inspirierte Artikel, die das Wesen und die Behandlung 
der gemeinsamen Angelegenheiten, wie die ungarische Mehrheit sich sie denkt» 
bis ins Einielne detaillierten. So waren denn die Gegensfttxe nicht mehr 
80 groß wie im Jahre 18G1, wo gegenüber der ersten Adresse des nngarischen 
Beichstages das kaiserliche Reskript vom 21. Juli den historischen Nachweis 
des Jahrhunderte alten Bestandes der Gemeinsamkeit in den auswärtigen, 
Militär- und gewissen Finanzangelegenheiten erbringen mußte. 

Entsprechend der in der Thronrede enthaltenen Aufforderung, Vorschläge 
betreffend diegemeinsamen Angelegenheiten 7ner?tatten. hefschloß da? ungarische 
Abgeordnetenliaus am 1. März 18»)»; ;iuf Antrag Dcaks einen Ausschuß 
YOn 67 Mitgliedern zur Ausarljt'itiins: von Antrai;*-» über diese Fragen 
einzusetzen; dieser AusschuU betraute dann einen Unterausschuß von 15 Mit- 
gliedern mit der Vorbereitung dieser Antiage, der seinerseits seine Arbeiten 
SO beschleunigte, daß er sie beendigen konnte, ehe die Entscheidung auf den 
b<>bmischenSchlaclitfeldeni fiel Das Ergebnis dieser Arbeiten isteinausAbrlicher, 
▼on Deik henUhrender Entwurf, der, wie schon jetzt bemerkt werden kann, mit 
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gewissen, gleich in erwähnenden Ändernngen den wörtlichen Hsnptinhslt des 
OesetiartikeU Xn rem Jahre 1867 hetreffend die zwischen Österreich und Ungarn 
obschwehenden gemeinsamen Angelegenheiten bildet. Der entscheidende Teil 
des Gedankengehaltes dieses Entwurfes ist Ton DeAk, die Idee der Delegationen 
stammt vom Grafen Julias Andrissy.') 

Noch vor dein Friedensschlnsse T\iirden din Voihandlungen mit Ungarn 
aufgenommen und in den nächsten ^fonatcn weitf^rcf^führt. Die Beschlüsse 
des Fünfzehneriintorausschusses befriedigten in Wien nicht durchweg, es 
sollten Änderung^en vorgenommen werden, und schließlich wurde den in Wien 
erschienenen Mitgliedern der ungarischen Parlamentsmehrheit, den späteren 
Ministern vVndräsHy, Eötvös und Louyay, ein wie ein Gesetzentwurf gefaßtes 
Elaborat, das sich an die Antrftge de« I^knftehneransMhnsses ansehlofi, aber 
in wesentlichen Punkten davon abwich, Abergeben.^ Bei den Beratungen« 
die fiber die ganxe Frage am 9. und 10. J&nner 1867 in Wien zwischen den 
drei genannten StaatsmAnnem, dann Belcredi, M ailäth und Sennyey unter dem 
Vorsitze Beusts stattfSsnden, wurden Abänderungen des Entwurfes des FQnf- 
zehnerunterausschusses vereinbart, bei denen es auch verblieben ist; andere 
in Wien besprochene Änderungen wurden nachher im Sinne Deäks modifiziert 
und in Wien angenommen; sie alle sind sehr wichtig, haben aber das Wesen 
des ungarischen Entwurfes niolit hpnihrt.*' Derart wurde über alle Ein^flheiteu, 
die den Wortlaut des Gesetzartikols Xll vom Jahre 1867 bilden, im Jänner 
1867 eine VerntiindiguiiL' frzielt; gewisse noch zu erwähnende Änderungen 
und Zusätze wurden anhlijiu'h der Umgestaltung derBescblüssiedes uiigarisclien 
Reichstages in die Form eines Gesetzentwurfes vorgenommen. Freilich war 
damit die Sache für Österreich keineswegs abgeschlossen, denn der Entwurf 
des Ausgleichsoperates sollte noch der aofierordentlichen Beichsratsver- 
sammlung vorgelegt werden, die Abänderungen, ja die Ablehnung des Ganzen 
beantragen konnte. 

S. K 4 n y i., Deik F«r«nCK bmM«l (Di« Bedmi Fma Deik») 2, Aaflage. Budapest 
1908, III. Band, S. 484 if. 

^ Abgedruckt bei Könyi, IV. 16^-160. 

') Die wichtigsten Abänderungen, die an dem Eiabonat des Fünfzehnemntcraassclius^f s 
bei den Wiener Eunferenzeu im Jänner 1867 vereinbart wurden, sind, an der Hand des 
ÜMatMitUteli xn Tom Jahre 1867 dargestellt, die folgenden. Im $ 8 wndeo 
die Sätze eingeechaltet: „Deshalb geboren die diplomatliehe und kommerzielle Vertretung 
de» Iteiohes pagenflber dem .\uslande, sowie die binsichtlirb «It internationalen Verträge 
erforderlichen Verfügungen, im Einverständnis mit den Ministerien beider Teile und mit 
daran Zostimninng so den Agenden des gemeineftnen Hinleters des Amwirtigen. Di» 
internationalen YerMge teilt jedes Hinisteriam seiner li«^'' nou Gesetzgebung mit.* Def 
§ 11 wurde ßnm neu »ef.ißt, .lir' ciiip'ctTetcn<' iModifikatinn crg^ibt sich, wenn 
man sich den Wortlaut des g II in der Fassong des Fünfzebnerunterauuchiuaei vor 
Aogen bllt: „Indem die naf dM Kriegaveien beBögllohen TerfutnngtmiBIgen H«mdi«r> 
rechte Seiner Majestät unverletit nnfreebt erhalten bleibra, wird alles, was sieb anf die 
einheitliche L.'itnn^', Fübruiijr unl inneri.- Orf^anisation der <,"sanitrii Armef und somit 
auch der ungarischen Armee besieht, ais unter gemein^am'^ Anordnung gehörig anerkannt." 
SSttfl wsitsre Veränderung betrifft den § 13, in dem der ganxe Wortlaut von den Worten 
„Maebdem jedoob* bis mm Schiaß nsn MnzagefQgt wnrd«. Die Bestimmeng d«s { 41, 
da0 Ton den monafUsb einfliaßendsn Staatseinnahmen monatliehe Zahlnngen an den 
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Der weitere Verlauf in Ungarn war, daß die Anträge des Fünfzehner- 
ausschusses zunächst vom Siebenundsechzi^erausschusse mit den er- 
wShnten vereinharten Abändeningen angenommen wurden. Der Reichsta<2r 
hat das Gauze am 30. März und 3, April zum Beschlüsse eriiuben und es 
ist dann mit einigen Ändenjngen und Zusfttzen, die anlaßlich der Umarbeitung 
des Keiclistagäbeächiuäses in eineu Gesetzentwurf erfolgten, in den Gesete- 
«rtiltel XII hrafibergenommen worden:') aacb die rereiobarten ÄndeniiigeB der 

gemeinsamen Finaozminister in dem dort angegrebenen Verh&ltnia zu erfolgen haben, wurde 
gleichfilU in Wien Tereinbart. Verschiedene Änderungen erfahren die auf die Delegationen 
baiSgliehen Panfimpb«; der § 6S ist unter Weglamog eines SeUnfiMtsee des vngwisdien 

Kntwurfea zustande gekommen. Hinzugekommen sind die §§ 62 bis 67, worin angeordnet 
wird, daß die dort erwJlhntcn liestimmuD^en f^leicbzeitig mit der Pestsetzung des Quoteu- 
Terbältnisses und des ZoUbuadnusea zu treffen sind. Dabei ergaben sich Abweichungen von 
den Wiener TerelBbnrnngen, indem nneh diesen anscheinend gewisse Anordnungen Aber 
die beide Staaten interessierenden Eisenbahnen, dann die auf Einführung eines neae& 
Geldsystemü und Mänzfaßes. sowie die auf die bestehenden bezQglichen Bestimmungen 
Sache der Delegationen hätten sein sollen (Kö u j IV^ 176 f., 208 L). Der neu hinaoge- 
kommene | 68 entiiilt kdn nettes Printip, denn sdion im $ 19 des Sntirnifes des Fflnf» 
tehnerunterauasciliisses war auogesprocben worden, daß es besflgücb der indirekten Steuern 
zwf'ckiiuiOig wi^r»', durch von Zeit /u Z<'it .'iToIkrende ÜbcreinkomTnon beider Staaten 
(irundsätze festzustellen, die es bei Bestand eines einheitliehen Zollgebieten unmöglich 
maefaen, ds6 dorch Mafinahmen des einen Teiles der ander« Teil verbrndert wird, aus 
diesen Stenerp Binnahmen sn aehen. — Die Andermgen worden im Texte ab das Wesen 
des un^'arisL'ht n Entwurfes nicht berührend bezeichnet; in der Tat hat die Siebenund- 
sechzigtfrkoinmis'iirin die Zusätze zu § 8 und die Äiifii run^ der U und 18 ohne 
erhebliche Debatte angenommen, ebenso die Qbrigen. Zur Faiisung des § 11 sei folgendes 
erwihni Als im Fflnftebaeranssehiifi ron d«r Opposition Terlangt wurde, in den Antrlgen 
das abgMonderte ungarische Heer festzusetzen, da sagte Deäk am 7. Mai 1866: „Was 
ist das, die ungarische Arme.-? Da^ li.it es weder jemals im Gejetz noi'h in tler Wirk- 
lichkeit gegeben. Bloß von uugartdübcn Kegimentcrn war die Bede. Er wolle keine ab- 
gssottdecte nogarische Armee proponieren. Im Heere ist Einheit notwendig;* nnd auf den 
Zwischenruf: „sie ist nicht notwendig", antwortete er: „das wäre Per.ionalanion! Sprechen 
wir ilas ans nnd der Fluch wird auf uns fallen. !>aran soll die Verständignnp nicht 
scheitern" (Könjri, III, Üdl ff.). Aua den Beratnngd) des Unterausschusses gebt klar her- 
vor, dafi die weitüberwiegeode Mebili^ kein abgesondertes ungarisches Heer neben 
einem ebensolsliw Mtettetehisehen, sondern eine einheitliche Armee für die Gesamt- 
monar. hie wollte; durch die Einschaltung der Worto „als ergänzenden Teiles der Gesamt- 
anuee" wurden unter solchen Umständen die Intentionen der Mehrheit nur zu klarerem 
Ausdruck gebracht. Kein Mitglied des Fünfzehncruuterausschu&ses bat übrigen» bei den Be- 
ratangsn geglaubt, dafi die Besohlbsse vom Wiener Ministerium unrerliidert angenommen 
werden würden, und die in Wien vereinbarten Änderungen blisben hinter den seineneit 
erwarteten gewiß .s.Kr zurück. 

*) Die Sanktion wurde am 12. Juni vollzogen. Das ungarische Ministerium beschäftigte 
sieb sehen im April mit der Frage, die Besehlüsse des Reiehstages in die Form eines 
Oesetzentwurfes umzugießen; Denk, an den Luujay sich wegen dieser l'ornisaolie wandte, 
„war ilor Ansicht, es wäre bi'>->'r, das tJan/.«' vrwt «lami als fl.-si'f/eiitwiirf zu fassen, 
wenn der (österreichische) Iieich»rat es angenommen habe", erhob aber keine Schwierig- 
ltdten. (Ans dem Tagebuch Lönyays. Könji, V. 77.) Bei dieser ümfermnog wurden ^e 
24 bis 26 ab>;eändert, es kam die Eioleitoog hiotu und der Abiatl am Schlüsse, 
daß die auf <li" Ar* tl'T üeliaioilun^,' >ler cri''ii"--in?5ain!"n Anir--!-^i?enhciten bf/fl^Iichon Bc- 
stininiungen des Gesetr-artikels erat in Wirksaiiikml treten. Wenn Österreich auf rerfassungs- 
nuißigeni Wege beigetreten ist (K6nji, V, 84 ff.) 
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1848er Gesetze, auf die schon Belcredi hingewirkt hatte, wurden beschlossen. 
Das nnj^arische Gesetz über die gpmeinsamen Angcleppnhciten ist, wie dio 
vorstehende Darstellung zeigt, keineswegs auf der Basis einer Kegierungs- 
vorlage zustande gekommen , sondern, von den erwähnten Zusätzen ah<Tesehen, 
eine selbstandien Leistung der pailameutarischen i^Ielnheit, in erstt>i Reihe 
ihres Füliitrs L>Ldk, von dem auch der entscheidende Teil des Gedanken- 
gehaltes herrflhrt Der Inhalt des Gesetzes ist vom FQhrer der Mehrheit 
frei, im Sione sriiier Btaaianehtlichen und politischen Überzeugungen gestaltet 
worden, ohne dafi er irgendwie einer andern Aulfassung ein prinzipielles 
Opfer zu machen gehabt h&tte; anch die Zustimmung, die die neue Ordnung 
im Beichstage fand, war das Ergebnis freier Überzeugung. Bs fehlte indes 
im Abgeordnetenhause nicht an Opposition, und das Werk, das für Ungarn 
eine Epoche großen, nachhaltigen wirtschaftlichen und Inilturellen Aufschwunges 
inaugurierte und ihm einen Einfluß auf die gemeinsamen Angelegenheiten 
gewährte, den es früher niemals beseKsen hatte, wurde von der gemäßigten 
Opposition unter Tisza und von der Achtnudvierzigerpartei, die zusammen 117 
Stimmen aufbrachten, als liechtsverkümmerung und Gefährdung der Unab- 
hängigkeit des Landes bekämpft. Die Opposition, die dem Programme Deäks 
kein anderes lebensfähiges entgegenstellen konnte, hat ihre puliusche Aufgabe 
in diesem Falle dadurch zu erfQllen unternommen, daß sie dem Volksgeiste 
den Gedanken einzuprägen suchte, die neue Ordnung sei keine BrrungeDScbaft, 
sondern ein Zugest&ndnis Ungarns. 

Wie war nun der Verlauf der Dinge in Osteneich? Zunftchst war 
festsustellen, welcher VertretungskOrper mit den ungarischen Angelegenheiten 
beschäftigt werden solle: die Lösung Belcredis bestand darin, dafi die auf 
die neue staatsrechtliche Ordnung bezftgUchen Vorlagen, wie erwähnt, einer 
außerordentlichen Reichsratsversaramlung zur Beratung unterbreitet werden 
sollen; das war eine ganz neue Institution, bestehend ans dem Heneiihause 
des Februarpateiites und einem im großen und ganzen nach den Hestimmun- 
gen des Februarpatentes durch die Landtage zu wählenden Abt^eordneten- 
bause; die .Beratung der Verfassunii^sfrage" sollte seine ausschlielihcliH 
Aufgabe bilden. Die kiiuberutuiig der Landtage bloU zum Zwecke der Vornahme 
der Wahlen erfolgte durch kais. Patent vom 2. JInner 1867. Allein in 
kurzer Frist zeigte sich ein ganz verftndertes politisches Bild, Belcredi war 
zurQckgetreten und Beust, der seine Stelle eingenommen hatte, fahrte nun 
die Auagleichsangelegenheiten nach seinem Plane weiter. Demnach sollte der 
Ausgleich «zwischen Ungarn und der Kegierung definitiv und unabänderlich 
a])treschlo88en* werden, falls der ungarische Keichstag die bei deu Wiener 
Verhandlungen vereinbarten Modifikationen des Elaborates des FQnfzehner- 
unteransschusses annimmt; es solle „för dio nichtungarischen Länder die 
Berufung des außerordentlichen K«'ich3rates anf<:eijeben und auf Grund des 
Februarstatutes der Keichsrat berufen werden, dem der Au^fjleich als eine 
unabänderliche Tatsache zu notifizieren und daran die Autforderung zu 
knüpfen wäre, das Februaratatut den durch den ungarischen Ausgleicl» geänderten 
Verhältnissen anzupassen.*' Beust wai überzeugt, daß die deutschliberale Partei 
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um den Preis „tler Rerufiing des Februarreichsrates gprn bereit sei, der Re- 
gierung für den einseititj;en Vorgang in der Sache des Ausgleiches mit 
Ungarn Indemnität zu erteilen".^) Die erwähnt'^ Partei bekämpfte bekanntlich 
den außerordentlichen Reichsrat und trat datur ein, daß die Landtage die 
"Wahl in diesen ablcliueu uud die in den legalen Reichsrat vornehmen. Bloß zu 
der von Beust geplanten Notifizierung und Indemnit&t ist es nicht gekommen. 
Die teterreieliiBcbeti Minister waren dagegen, aber aaeh der »aeli Wien 
berufene Qnif AndrAasy. Tom ungarischen Standpunkte wfire die Oktroyierung^ 
in Österreich ein schwerer Fehler gewesen; das Ministerium entschied sieh 
daftlT, die Form zu wahren. So wurden denn die Landtage aufgefordert» die 
Wahlen in den rerfassungsmäßigen Reicharat, der zu regelmäßiger Tätigkeit 
berufen wurde, vorannehmen; diesem werden, wie die Regierungsmitteilung 
an die Landtage vom 4. Februar 1867 besagt, „diejenigen Veränderungen, 
welclie mit Rfickfliclit auf das Ausgleichswerk mit Ungarn sich als notwendig 
herausstellen, zur Annahme (!) vorgele^rt werden." Ehe aber der für 
den 20. Mai 1807 einberufene Keichsrat mit der nngarischen Frage be- 
schäftigt wurde, erfolgte die Sanktionierung des ungarischen Oesetzartikels 
Aber die gemeinsamen Angelegenheiten; alles vollzog sich nach dem vou 
Beust längst fes^estellten Programme.') Der Beichsrat stand vor einer 
ToUendeten Tatsache; es war ihm die Möglichkeit genommen, den in anderen 
Fillen selbstTerständlichen Bioflnfi auf die Gestaltung des Inhaltes der 
Torgelegten Entwürfe xu nehmen; die Zustimmung war notwendig, wenn 
auch die formelle Freiheit der Ablehnung gewahrt blieb. Der Beichsrat hat 
selbst seine Zwangslage konstatiert und bitter beklagt*) 



') Fragmente aus dem Xachla'fSf» d- s ehemaligen Stfiatsministers Grafen Richard 
Belcredi, mitgeteilt von Dr. Ludwig Graten Belcredi, in „Die Kultur, Vierteljahr- 
««hrift fftr WisMinebaft, Lltentar und Knnit", 7. JiArgaiig, 8. 284 f. 

») K 6 n y i, V. 8. 78. 

') Üh»»r i\w Frage, wie Beust zu dem Plane gelangt ist, den er durchführte, spricht 
sich Graf Kicbard Belcredi in seinen Aafseichuungen in «ehr interessanter Weise tau 
(Fragmente, S. 281 Wa 266). AU die Y«rbandlangeii in Wien mit d«n migariseben üntsr« 
hlodlem einen ganstigcn Verlauf hatten und gleichzeitig die Opposition der devtaehea 
Partei gegen den auUerordentliclicn Ti- iclisrat bestimmte Formen annalnti, konnti* «Iraf 
Belcredi bei den genannten ungarischen Landtagsmitgliedern deutlich wahrnehineu, „wie 
der Gedanke, don Aasgleich zwischen Ungarn und der Krone definitir uuabh&ngig von 
ebem Totam niohtnngarischeT Ländar abratcbU«6ea, immer m«hr «n 6e«tdt gewann nnd 
lur entsprechenden Tat drängte." Belcredi setzt dfs weiteren auseinander, daß der 
deutschliberak Fiihrer Kaiscrfeld für die Oktroyierung des An^u'l^'ichee in «Jutereich 
gewesen sei; er wollte den Ungarn alle Forderungen bewilligen; sein Einfluß habe 
•ehUeftlich «ach di« dwitaehen Parteig«noMen in Wien mit wenigen Ansnabmen m 
daaselben Anschauungen bekehrt; in der zweiten Hälfte des Januar hätten nicht mehr 
bloß Kaiserfolil, somlern auch die D<-ut8chliberalen Wi^'n-^ iliro Bereitwilligkeit kundgegeben. 
Ton einer Uegierung im Punkte dea Ausgleiches alles hinzunehmen, welche ihnen den 
ordanttidien Heiebnat mit deotscber Majoritftt wiedergebe, Es steht andeieneita fest, 
dafl Qraf Julius Andrässy, das geht ans st inen eigenen Mltteilangen hervor, den OedankeOf 
ans dem unparisrhcn Ausgleich vor dem Zusammentrrten der Liindtaf,''-" eine vollendete 
Tatsache zu schaffen, Beust nahegelegt hat, der die Wichtigkeit der Anregung gleich 
anffaOte nnd sich darnach einrichtete; das war in der Zeit rom 20. bis 22. Januar. An- 



. .d by Google 



Dl« Konraimt«q«ni Im MteirmehiMh'Oiifufiebeii Aiugl«i«b. 



11 



Das österreichische Gesetz nl)«>r die geraeinsamen Aogdeigieiilidtin tobi 
21. Dezember 1867 beraht aueh nicht, was scinea geeamtea Inhalt betrifft, 
auf einer Regierungsvorlage: den ersten fünf Paragraphen des Gesetzes, worin 
die gemeinsamen und dann die sogenannten du:ili>ti5?chon Angelegenheiten 
anfep7;lhlt, die Prinzipien der Y)cc'knr\^ des ^gemeinsamen AufwandPH fest- 
gesetzt und Anordnun^'en über die Verwaltung der gemeinsamen Angelegen- 
heiten ßretroflFen werden, fohlt die Unterlage eines Ref^erungsentwtjrfos, denn 
die liegierung unterbreitete dem Abgoordnetcniiuuso des Eeichsrates bloU 
einen Qesetzentmirf Uber die Delegationen, io dem zwar gemeinsame An- 
gelegenheiten lind gemeinsame Minister errUint werden, aber ohne jede 
n&bere Eennieiebnnng, Der VerfiMSongeausBehnfi des Abgeorduetenbauses 
bat diese Litcke ansgeftUt, indem er die eiwfthnten Ittnf Paiagrapbe verfaBte 
und dem Segieningstexte voransteUte, in der völtig sotrefTaiden BrwSgungt 
daß »die gemeinsamen Angelegenheiten vorerst gesetilicb festgestellt sein ^ 
müssen, ehe das Gesetz über die Art ihrer Behandlung in Wirksamkeit 
treten kann." Auch der Paragrupli 3G wurde in diesem Sinne vom Ausschuß 
verfaßt. Dabei hat sieh der Ausschuß, wie er angibt , sachlich Gienau 
an die Bestimmungen des ungarischen Gesetzartikels Xil, insoweit es sich 
um die Festsetzung der gemeinsamen Angelegenheiten handelt, gehalten und 
glaubte nur wa;? die Form betrifft von der an vielen Stellen hi.<?torische 
Anführungen und Motive enthaltenden Fussimg des ungarischen Gesetzes 
abweichen an seilen."*) Die fibrigen Paragiaphen des Gesetzes, bis 
auf die beiden letzten, betreffian die Delegationen, wobei grofitenteila 
die Yorsoblilge der Begiemng wiedergegeben werden, die sieb natftrlieb an 
das ungarische Geseta anschliefien. £ine Abweichung des Osterreiehiscben 
Oeeetaes vom ungarischen ist in einer Bestimmung Aber die kaiserlidie 
Festsetzung der Qaote enthalten, dann wurde die im ungarischen Gesets vor- 
kommende Anregung über die Vorwendung der Zolleinnahmen weggelassen; 
wejjen der "Wahl der Delegationen durch den Reiohsrat sind natürlich Sonder- 
bestimmungen getroffen worden. Überdies bestehen noch andere Divergenzen. 
Wie sich herausstellt, ist das Österreichische Gesetz über die gemeinsamen 
Angelegenheiten, abgesehen von den bei den Wiener Beratungen verein- 
barten wenigen Punkten, uugariächen Ursprungs. 

Der Inhalt dieser Gesetze ist bekannt Neben den geraeinsamen An- 
gelegenheiten (auswärtige Angelegenheiten mit Einschlnfi der diplomatischen 
und kommersieUen Vertretung dem Auslande gegenüber, sowie die in betreff 

dni85jr bat dann, als er Anfang Februar in Wien war, den Standpunkt vertreten, „man möge 
Bich mit den Deutschen verständigen, ob sie das Elaborat der SiebeuundaechzigerkominiMioil 
mit Besag »uf die eigene Terfueang «kseptieren; wenn j«, denn solle et ihnen nnterbreitei 
weiden, nicht zum Zwecke der Begutachtung, sondern, daß sie deingein&Ü die Februar- 
Verfassung auf vprfn<!snn?«mäßige Weise abänJern,'* (Krtnyi, IV, S. ^^07 f.) Siehe des 
weiteren; Beust, Aus drei Vierteljabrbanderten, 1887, 2. Band, S. 86 IT. Kriedjung, 
Der Seterrelebieeb-nngnrieclie Anegleicfa in ^Dentaehe Worte." 1899, 8. ISlfnnd Biaen. 
mnnn, Le compromis austro-hongrois. 1904, 454 f. 

>) Die iRue Gesetzgebang Österreichs etc. Wien 186d, S. 520> Bericht des Ver- 
fassungsausschuHüta. 
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der iDteiuatioualen Vertrage notwendigen Verlügurigeii, das Kiiegüvvesen mit 
Inbegriff der Kriegsmarine*), das Finanxweeenirlicksicbilich der gemeinschaftlich 
ta bestreitenden Auslagen), gibt es solcbe Angelegenheiten, welche, wie das 
uBgariscbe Geset« sagt, .teils im Hinblick auf die Lage aus politischen 
Bflcksichten, teils wegen des ZusammenMens der Interessen beider Teile 
zweefanftBiger im gemeinsamen Einvernehmen als streng gesondert eriedigt 
werden". Das risterreichische Qeseti kennzeichnet sie als zwar nicht gemeinsam 
verwaltete, jedoch nach gleichen von Zeit zu Zeit 7.11 vereinbarenden Grund- 
sätzen zu beh!ind(^linU' AngelegonluMton, und fnlirt als solche an: die kommer- 
ziellen An>,'ple<;enheiton, speziell die Zollgesetzgebung, die Gesetzgebuni^ 
über die mit der industriellen Produktiun iu enger Verbindung stehendeu 
indirekten Abgaben, die Feststellung des Münzwesens und Geldfußes, Ver- 
tügungeu bezüglich jeuer Eisenbahnlinien, welche die Interessen beider Reichs- 
. hBlften berfibreu, und die Feststellung des Wehrsjstems. Von diesen bleiben 
die drei letetgenannteD hier ganz au0er Betracht Die gleichartige Ordnung 
bflngt mit Ausnahme des letzten der erwfthnten Punkte vom EinverstAndnis 
jedes Teiles ab und kann zur gegebenen Zeit ausgeschlossen werden. 
Politische und wirtschaftliclie Erwftgungen sind ftr die Haltung bestimmend. 
Das ungarische Grundgesetz ffilirt in all diesen Fällen begründende Momente 
auf. Bei den Handelsangelegenheiten gibt es die wichtigen und zahlreichen 
wechselseitigen Berührungen der Interessen zwischen Ungarn und den übrigen 
Ländern als Motiv fflr das Zoll- und Handelsbündnis an.*) 

Die gleichartige Ordnung der erwähnten indirekten Abgaben gibt sich 
im ungarischen Gesetze als Konsequenz der Einheitlichkeit des Zollgebietes: es 
soll dadurch die Möglichkeit ausgeschlossen werden, „daß die diesbezüglichen 
Verfügungen der einen Gesetzgebung oder verantwortlichen Regierung eine 
Veilcftnung der Einkünfte des andern Teiles nach sieh zidira können.* 
(§ 63, 6. A. Xn, 1867.) Diese Schftdigung der Einnahmen würde sich da- 
durch ergeben, daß die Industrie des einen Teiles gegenflber der des andern 

^) Aurigenoiniiien sind die RekratenbewilUgnDg, die Gesetzgebung Ober die Art und 
Weis»» der Erfnllnnp dfr Wehrpflicht, die Verfiisrunsjen hinsichtlich der Dislozierung und 
Verpflegung des Heere«, ferner die Regelung der bürgerlichen Verbültnisse und der sich 
nicht «of d«s Militardienai bMiehenden R«eht« und Terpfliehtimgen d«r llilglieder de» 
Heeres. — Wahrend das Österreichische Gesct/. .Ii» ausnftrtigen Angelegenheiten schlecbi» 
hin nh gemeinsam c bi iolun t, sotzt das unp;uisi liL- Gesetz die Gemeineamkeit bloß be- 
züglich jener auswärtigen Angelegenheiten fe^t, ^welche die unter der Herrschaft Sr. 
Majestät «teheoden getarnten Linder «inmltan betreffen". 

*i Die Beaeitigung dei einheitlicbeit Zollgebietes, wie es seit 1850 bestand, wurde 
damals in Ungarn von keiner Seite gefordert; die Aufhebung il -1 ZwisLliLii/ iliiiiiin nach 
der ungartHciien ReTulutimi wnrd-' vielnirhr in Ungarn als eine den Jiiti rossen des Landes 
entsprechende Maßnabttie gewutdigt und auch in den Zeitoi des licttig»tea staatsredit- 
liehen Streites als solche OfTeatlicb anerkannt. In dem von Dett inspirierten zweiten 
Artikel der Wiener „Debatte" (8. Mai IHiö) heiüt es: „Die Handelspolitik d. r v Tschie-l. ncn 
Tfilo der Monarrhie könnte bezüglich der wichtisrsten Fragen nur dann eine verschiedene 
seiu, wenn die inneren Zollschranken wieder auigcrichtet werden würden. Das wUnscbt 
aber nienaad and daraus folgt die Notwendigksit einer Kemeinsaven Zoll- «nd 
HandelspoUtik.« 
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Teiles auf dem heimischen Markte die Feld nicht behaupten könnte, weil • 
die letztere durc Ii die fQr die Konkurrenz gfinstigere Einrichtung der Steaern 
im Vorteile ist. Es sollten also soweit gleiche Voraussety.Tingen fftr den frneil 
Wettbewerb im pinlioitliciien Zrillorebiete geschaffen werden. 

Die näheren l^estimniungen uach beiden Üichtungen enthält das ZoU- 
uud Handelsböndnia. Neben diesem ist aber auch das Gesetz über die 
Beitragsleistung zum gemeinsamen Aufwände zu beachten. Nach dem unga- 
rischen Gesetze über die gemeinsamen Angelegenheiten ist die Beitrags- 
leistang jedes der beiden Staaten zum gemeinsamen Aufwandt durch einen 
wechselseitigen Vertrag ftr eine bestimmte Zeitdauer festiQsetMn, nach 
deren Ablauf neuerdings eine Vereinbarung sa treffen ist» des weiteren der 
Beitrag Ungarns xnr Staatsschuld tu bestimmen und das Zoll- und Handels- 
bfindnis au Tereinbaren. BeadgUch der ersten Frage war im ungarischen , 
Gesetse vorgesehen, da0 zur Ausarbeitung eines Vorschlages in jedem Falle 
swei Deputationen zu wfthlen sind, eine von der Vertretung der Länder der 
ungarischen Krone, die andere von der Vertretung der übrigen Länder 
Sr. Majestät. Diese Deputationen, die östrrreichische wurde noch vor der 
Beschlußfassung des Reichsrates über <l^^u i lesetzentwurf betreffend die 
gemeinsamen Angelegenheiten gewählt, smd über die Frage der Beitrags- 
leistUDg Ungarns zum gemeinsamen Aufwände und zu den Lasten der all- 
gemeinen Staatsschuld am 25. September 1867 zu einer Verständigung 
gelangt, der auch die Gesetzgebungen beitraten. Noch for Jahresschluß 
erledigte das östorreiehisehe Parlament auch die Entwfirfe Aber die gemein- 
samen Angelegenheiten und das Zoll« und HandelsbUndniSy die dann alle noch 
im Dezember nnktioniert wurden. Bs. sind dies das Geaeti Tom 21. Detember 
1867, B.-G.'BL Nr. 176, „Aber die allen Ländern der österreichischen Monarchie 
gemeinsamen Angelegenheiten und die Art ihrer Behandlung", das Gesetz vom 
24. Dezember 1867, K.-G.-B1. Nr. 2 ex 1868, „über die Beitragsleistung der 
im Reichsrate vertretenen K^inigreiche und Länder zu dem Aufwände für die 
allen Ländern der österreichischen Monarchie gemeinsamen Angelegen- 
heiten", dann das Gesetz vom 24. Dezember 1867, K.-G.-Bl. Nr. 8 ex 186«. 
, wodurch das Ministerium der im Reichsrate vertretenen Königreiche und 
Länder ermächtigt wird, mit dem Ministerium der Länder der ungarischen 
Krone ein Übereinkommen in betrefif der Beitragsleistung der letet^ren au 
den Lasten der allgemeinen Staateschnld xu schließen", endlich das Gesetz 
vom 24. Desember 1867, B..G.-Bi. Nr. 4 ex 1868, «wodurch das Hi- 
nisterium der im Beichsrato ?ertretenen Königreiche und Linder zur 
Vereinbarung eines Zoll- und Handelabflndnisses mit» dem Ministerium der 
Lftnder der ungarischen Krone ermftchtigt wird". Die den letztgenannten drei 
Oesetzen entsprechenden ungarischen Gesetze erhielten am 27. Dezember 
die Sanktion. In Österreich traten mit den erwähnten Geset/fn gleichzeitig 
das Gesetz betreffend die Abänderung des Grundgesetzes über die Reichs- 
vertretnng und noch vier andere Staalsgrundgesetzc in Wirksnmkfiit 

Auü dem Inhalt der Gesetze ilber die Ueitragsleisluiig zum gemein- 
samen Aufwände sei die Vereinbarung hervorgehoben, daß die iiu Keichs- 
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late vertretenen Königreiehe und Lander 70, die Länder der nngaci* 
sehen Krone 30 Proi. beuntnigeo haben; femer worde bestimmt: «von dem 
Beinertrftgnieae des als gemeiBSime Einnahme erUMen ZoUgefilles werden vor 
allem die Steuerrestitutionen fQr die über die gemeinsame Zollinie ausgeführten 
versteuerten Gegenstände bestritten und der Rest iat zur Deckung der 
gemeinsamen Angelegenheiten zu verwenden und deshalb von dem Erfordernis 
für die gemeinsamen Angelegenheiten vorweg abzasiehen".^} Die AbmaohnngOO 
über die Beitragsleistung galten für 10 Jahre. 

Das Zoll- und Handelsbfindnis wurde gleichfalls fnr 1() Jahre abge- 
schlossen, doch war eine einjährige Kündigung nach 5 Jahren vorgesehen, 
ebenso die fortdauernde Geltung für weitere 10 Jahre und so fort von 10 
zn 10 Jahren, wenn keine Kündigung eintritt. Auf das Zoll- und Handels- 
bflndnis wird alsbald näher einzugehen sein; hier seien nur die uns haupt- 
fltehUeh interessierenden Ponkte hervorgehoben. Es wird bestimmt, daß die 
Lftndergebiete beider Teile wahrend der Dauer des Bündnisses znssmmen 
ein Zoll* und Handelsgebiet, umgeben von einor gemeinsamen ZoUgrenxe, 
bilden. Infolgedessen wird keinem der beiden Teile wftbrend der Dauer dieses 
Bündnisses das Recht zustehen, Verkehrsgegeustände. welche aus dem Länder- 
gebiete des einen Teiles in das des andern Teiles übergehen, mit Ein-, 
Aus- und Durchfuhrsabgahen welcher Art immer zu belasten und zu diesem 
Zwecke eine Zwischenzollinie zu errichten. Die aus dem Ländergebiet des 
andern Teiles eingelülirteii Artikel dürfen mit Abgaben nur in solchem Maße 
beliMtet werden, in welchem die ähnlichen gewerblichen Erzeugnisse oder 
Produkte des eigenen LÄndergehietes belastet werden. Desgleichen wird fest- 
gesetzt, daß die bis dahin mit freuidou Staatau abgeächlossenen Verträge, 
welche die Regelung wirtschafÜicber Beziehungen zum Ausland bezwecken, 
insbesondere Handels-, Zoll-, Scbilfahrts-, Konsular-, Post- und Telegraphen- 
vertrftge während ihrer ganaen Daner fOr die Länder der ungarischen Krone 
und fftr die im Beichsrate vertretenen Königreiche und Länder gleich bin- 
dende Kraft besitsen. Die Negosiierung und der Abschluß neuer derartiger 

') Die Idee der Verwendung' (1er /(illeirmahnitüi zur Bestreitung i^i's gemeinsainen 
Äufwandea ist ungariscbea UrapruDgs, sie ist bereit« wäliretid der lieratuiigeQ des 
FinfiMhiMTaDteiiiiMdiiutM anfgetMoht, «ogar in d«K Form «in« Aatrag«a> daß die Zoll- 
einnahmen zwar znr Deckung der gemciusamcn Aatgabeo m Terwonden, aber auf die 
beiden Teile «It'r Moiiarcliie nach dein \ frliMtnis der Volksxahl zn vern'chneii sfien. 
Da damals die Bevölkerungszahlen sich verbielten wie 57:43, ao hätte Ungarn nach 
diMem Antrage mit leiner ParÜdpation an den ZolleinnafaneD in der Hohe yoo 48 Pni. 
einen Teil seiner dr -iiiigprckzentlgea PartiziiwtiOA an den gemeinsamen Ausgaben bestritten. 
Die Bcschlilstie des Fiinfzi'lin>,'runtcrans!»cha9s»»s enthalten keine Bestimmung Obor die 
Verwendung der ZoUeinnahmen, aber bei den Wiener Beratungen im Januar 18ö7 ver- 
«iDbaitenan, dafi in der SiebenuadsechzigerkommiasioD als Znsatz bcaotragt werden soll, ' 
daß die Zolleinnehmea nr Beetreitang der gemeioiamen Aasgaben so verwenden eeien. 
Das ist geschehen; der Znsatz wurde angenonmen und iet in den XII Oesetzartikel öber 
die gemeinsamen Ani:jelpj^<?nheiten über^o^angen, in den er pur nicht hineinpaßt; denn 
dieses Puadanientalgesetz sieht im allgemeinen Ton tinanzielien Einzelheiten ab and 
ordnet demgemftS an, dafi daa Beitvagsf erhtttnia doreh einen weebaeleeitigen Pakt ent 
noeh beetimmt werden toU, den aber nnn vorgegriiTen wurde. 
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Verträge geschieht vorbehaltlich der Genehmigung beider Legialativen durch 
den Minister des Äußern auf Grundlage der Vereinbarungen, welche -/wischen 
den betreflFenden Ressortministem beider Teile stattgefunden liahf^n. Die 
gegenwartig geltenden Zolltarife und Zollgesetze, dann die Vorschriften über 
Einhebung und Verwaltung der Zölle bleiben iü beiden Ländern i» voller 
Kraft, dürfen nur im gemeinsamen Einvernehmen der beiden Legislativen, 
beziehuugsfveise der beiderseitigen verantwortlichen Ministerieu abgeändert 
und aufgehoben werden. Die Einhebung und Verwaltung der Zölle bleibt 
den Begierangen beider Teile innerbalb der Orensen des ihnen nuteretebenden 
Lftndergebietes Oberlaesen. Es ist Versorge getroffen fttr gegenseitige Über* 
wachang der Einhaltong eines llbereinstimmenden Verfahrene in der Ver- 
waltung und Einhebung der Zölle. £> sei beigefügt, daß genau dieselben 
Bestimmungen in allen späteren Zoll- und Handelsbündnissen vorkommen. 
Über die Eonsumabgaben wird im Zoll- und HandelsbQndnis, ebenso in allen 
folgenden bestimmt, dafi das Salz- und TabakgeföUe und die indirekten Ab- 
gaben, welche auf die vrirtgchaftliche Produktion von unmittelbarem Einüuß 
sind, namentlich die Branntwein-, Bier- und Zuckersteuer in beiden Länder- 
gebieten während der Dauer dieses Vertrages nach gleichartigen Gesetzen 
und Verwaltungsvorschriften gehandhabt werden, und es ist auch Iiier Vor- 
sorge getroffen zur Wahrung der Übereinstimmung in der Handhabung der 
gleichartigen Vorschriften.') Die beiden Monopole bleiben bei der folgenden 
Darstellung ganz außer Betracht 

2. Inhalt der Auegieichsverhandlungen. 

Ehe in die meritoriscben Erörterungen eingegangen wird, dflrflen 
einige BenArirangen Ober Inhalt und Umfang der Ausgleichsvereinbarungen 
am Platze sein. Die Ordnung der gemeinsamen Angelegenheiten, das 
gemeinsame Ministerium, die Delegationen, die Grundsätze der Tragung des 
gemeinsamen Aufwandes sind als l)leibende Gebilde selbstveratändlich kein 
Gegenstand der Ausgleichsverhaudlungen ; diese betreffen vielmehr die wegen 
Ablaufes der Übereinkommen der beiden Staaten zu vereinbarenden neuen 

^) Di« Gleiduirligkeit wird enielt darch iDAteri«!! abtteimtiiiuiiMid« Akt« 1»«ld«r 

Legij^lativfn; sie berahen auf ton den b.'iilen Minist rien iint 'rbreiteten t,'l''i' ))t>n nfgierurigü- 
vorlagen und die Kegierungen wirken auf «lif ÜlM ifinstiiiiinung der ParlamentsbeachlüBse 
bin. Nach dem Gctietz Aber die gemeinsameu Angelegeubeitcn sind nach gleichartigea 
Omndtttsen zu bcbandela j«»« iadinktai Abgaben, «die mil d«r indiiitrI«U«ii Produktioii 
itt «ng«r Terblndang* stehen; das ZoU- nod HandelisbundniB keniuclcbnet diese indirekten 
Abgaben dahin, daß sie ,anf die wirtsrhaftÜdK' Pmluktion von unmittelbarem Einfluß 
sind" aui erwühut als solche lumientlich die Üraniitwein-, Bier- und Zuckersteuer. Diese 
WQid«a damab «Dlifilieh der Frodaktion bemcisen, die Beitraemnf kaSpfte an d«B 
PtodttktisasprozeB an, die Emagaiue waren von vornherein besteuert, ehe sie di« 
Krzeugungsstiitte verließen. ci wnr iJalur GI-jL'liartiek» it ([■■r Nonnen not wendig, nni (l>:^n 
betreffenden Produkten, da zwi^ichen den beiden Läudcrgebieten keine Zoll- oder titeuer- 
Ibi« b««taadp die i^eieli« Koakomaillbigkeit im etatteiHiehea Zollgebiet« »t riebe», 
•oveit dabei die 3teaer ia Betracht kommt. Man daehte aleo bei den litiertea geeetilidien 
Bestimniungen an Kogenannte Produktionssteuern, an Steuern, die in Anknüpfung' an i^cn 
Produktionsprozeß bemeaaen werden; SteuerDf denen dieselben Artikel, aber anläßlich 



DIgitized by Google 



16 



ZackcrJumdL 



Bestimmungen, und zwar handelt es sich dabei um die Beitragsleistung 
zum gemeiosameo Aufwand und dann um das Zol! und HandelsbOndnis. 
Die Ablaufatermiiie sind entweder von vornherein gegeben, so bei dem Ab- 
kommen betreflend die Beitragsleistung, oder sie resultieren aus der Kün- 
digung der Verträge, wie beim Zoll- und Handelsbündnis. Es könnte sehr 
wohl Torkommen, d«B das ktstora iofolg« UntorlasBung der Ktndigung in 
dem Zei^tttikto einer Emeneniiig nicht bedarf, wo die Beitrftge aam gemeiii' 
flamen Aufwände neaerlich festxaeetsen sind; io der Tat war vorgesehen, 
daS das Zoll- und Handelsbflndnis, wenn die Kündigung unterbleibt, 20, 
30 Jahre usw. in Geltung bleibe; in WiiUiehkeit ergab Bich aber infolge 
Kflodigung das tatsftchliche Zusammenfallen der Neuordnung beider Ange- 
legenheiten, und zwar hatte diese in 10jährigen Abständen feinmal ergab 
sich eine O'/gjährige Zwischenzeit) zu erfolgen, weil die einzelnen Abmachungen 
Ober die Beitragsleiätung in keinem Falle eine Ober 10 Jahre hinaasreichende 
Wirksamkeit besaßen. 

Die Frage der Beitragsleiätung zum geraeinsamen Aufwände wird beljeaem 
Ausgleich mit großem Aufgebot von Grflndlichkeit und Gewissenhaftigkeit uud 
unter beträchtlichem Interesse der Öflentlichkeit behandelt; die Vorbereitung 
der Beschlasse der Yertretungskörper obUegt den Deputationen, aber 'die • 
Regierangen erörtern selbst diese Frage wShrend der AnsgleichsTorhandlungen 
und nehmen auch auf die Beschlttsse der Parlamente EinflnB. Diese Materie 

des Handels, des Kleinverschleiße^, des Ansschankes unterlipp^Ti, sind nicht nach gleichen 
GrandBätzen eiazoricbten; sie treffen ohnehin alle Provenienzen gleichmäßig; es kommen 
demnadi derartige Stenern eimeitig geordnet vor, in T7ngani ali StMti-, bei nos da 
Landes- und GemcindeBteuern. Es stimmt damit überein, daß uinenelt auch die Wcln- 
und Fleischstfuer ilt-r ^fleichartipen Behamllmig nicht unt^rzopcn worden, ^enn, indem 
sie in den geschlossenen Städten bei der Einfuhr, aaf dem flachen Laude bei irgend- 
einer mit dem Umiiti d«t Stenerobjektea «nimmenbAngendea Handlang bemesNo wordm, 
trafen anch eie aUe Proreniensfln gleicbmlßig. Di« im Jmbra 1882 neu hinzagckomme&e 
Mineralölsteuer, flann <V\>' Kmisnmabgabe der Branntweinsteuer und di»' Zn^lcerstencr 
wprden nicht riii hr in Anknupfuii^ an den Produktionsprozeß, sondern anläßlich des 
Eintrittes der betreffündeu Produkte in den freien Verkehr des Zollgebietes bemessen; 
da lieh dabei ergibt, daß jedes hi den freien Verltehr tretende Stock tob Tomhenin 
beteuert ist, so mußte auch hi- 1 (11 -iLli »rtiirk. it der Normen eintreten, um den Erzeugnissen 
im einheitlichen Zollgebiete i^l' i.iic K''nkurierizfii!iigkeit zu trewühren, sowfit sie von 
der Steuer bestimmt wird. Das überweisungsveifahrcn gestattet später die Ungleichheit der 
SMkb der gimeh&rtig zu behnadetnden Steoem in den drei Ländergebieten. Bei den Zeilen 
und den inneren Komometeuem sind die Verhältnisse bezQglich der gleichartigen 
Behandluncf Pt'.vas vorsrlii.^den. Bei den letzteren Abg il oii ist Gleicharfitjkeit gegeben, 
indem in jed>-ni ."^t^atc für diesen (^-H' tze und Verordnungen gleichen Inhaltes gelten. 
Bei den Zollangeiegenbeiten ist die Ordnung eine andere. Die beiden Staaten sind flberein- 
gekommen, ihr« Terriionen tn einem einheitlichen Zollgebiete ausammenzuschließen; die 
Zollgesetzgebung steht den beiden Legislatiftti «u; wenn nun in den beiden Staaten Zoll- 
gesetze gleichen Inhaltf s > r{1i*''ne»r, «der aber wenn dersilbi.- Handelsverlra»,' von den beider- 
seitigen Parlamenten akzeptiert wird, so sind diese Akte nicht ao beschaffen, daU die 
Osleireiebischen sich auf den Siterreiebiaeben nnd die ongariscben sieb aof den nugariseben 
Teil des Zollgebietes beziehen, sondern sie betreffen da« ganze Zollgebiet. Die Gleich- 
nrtigkeit ib r Zollbehaii lluuir lu üiterrei. Ii in i in Ungarn ist eine notwendige i^nsequenz 
des einheitlichen von ihnen gebildeten Z^gebietes. 
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b«8itct eine gar nicht näher darzulegende hohe Wichtigkeit. Die politische 
Stellung beider Stuten in besng auf die gemeinsamen Angelegenheiten tat 
ToUkommen parit&tiaeh und von der Hohe der finanriellen BeitiAge selbst- 
▼eratftndlich gana unabhftngig. Jedem Teile moB daran gdegen sein, daB 
das BeitragaTerhiltnia richtig fea^eaetat werde, dafi er TwhaitnismftOig nicht 
zn stark, aber anch nicht za wenig belaatet aei, weil aonat der eine ffir den 
andern zahlt. Ein richtiger Verteilungsschlflssel hat also eine hohe mora* 
lische Bedeutung, wenn andh das Mehr oder Weniger von einigen Prozenten 
finanziell nicht allzu Schwerins Gewicht fTillt. \) Gesetzlicho Grundsätze über 
'l^»Ti Maßstab der lieiträtre fehlen; solche Prinzipien aufzufinden und anzu- 
weiidon, wird den normal nach zehnjäbri^ren Pausen sich versammelnden, 
in ihrer Zusamiueuseizuog natürlich wechselnden Deputationen überlassen. 
Diese haben aber in jedem einzelnen Falle ebensowenig eine VereinbaruDg 
ttber die Methode der Berechnung des V.erteiluogsbchlüssels getroffen; sie 
gehen wohl, mit Ausnahme der Osterreicbiacben von nad nach dem Jahre 1896, 
davon aus, da0 fttr die Beitiige die Steoeikraft maßgebend sein soll, darflber 
aber, wie diese an berechnen sei, hat niemals eine Verständigung statt- 
gefnnden. Der ICafiatab der Steueikrait wurde im Jahre 1867 angewendet, 
ohne dafi die Wabl eines andern Schlüssels, x. B. gleiche Anfteilnng dea 
Aufwandes oder Teilung nach der Bevölkeningsaiffer proponiert worden ware^ 
Pflr die letztere spricht der Umstand, daß der gemeinsame Aufwand in flber- 
wiegendem Ausmaße Milit&raufwand ist, wonach es nicht aobillig erscheint» 
daß jeder Staat davon dieselbe Quote trage, mit der seine Angehörigen im 
gemeinsamen Heere vertreten sind; sie hätte sich trotzdera nicht empfohlen, 
denn die mit einer Aufteilung auf dieser Grundlage verbunueue stärkere 
Belastung Ungarns hätt« die entsprechende Gestaltung der Militärausgaben 
hiütangehalteu. Daä Absehen von der Teilung nach der Bevölkerungsziffer 
wai' also auch im Interesse der gemeinsamen Institutionen, in erster Beihe 
im Interesse des Heeres gelegen. » 

Beim ersten Ausgleich war die Beaohtong der Stenerfcraft erleichtert 
durch die Gleichheit der Stenenyateme beider Staaten, und das dabei ersielte 
Ergebnia konnte an sich als angemeaaen beaeichnet werden; es war aber 
schon damals eine Einigung Über die Berechnungsmethode nicht erzielt 
worden, noch weniger später, als die Steuersysteme beider Staaten immer 
verschiedener wurden. Die Berechnungsart keiner der beiden Deputationen 
war einwandfrei: die österreieliische hielt sich ständig an die Reinerträgnisse 
der indirekten Abgaben, und die Einnahmen, die sie im Jahre 1867 aus der 
Berechnung ausgeschieden liatte, scheidet sie auch 1877 und 1887 aus. Die 
ungarische Deputation entschied sich für die Bruttoeinnahmen; das seit 1877 
von ihr konsequent festgehaltene Prinzip, bei der Vergleichung der Steuer- 
kraft alle SttiuerguttuDgen auszuscheiden, welche nur in dem einen oder 
anderen Staatsgebiete Geltung haben, namentlich auch jene neuen Steuern, 

*) Ein Prozent des durcli die Quote zu bedockondcn gemeinsamen Aafwandea betrag 
von 1868 bis 1877: ÖÖ0.450 Ü., von 187ö bia 18b7; 1 3, 1895: 1-05, 1900: 1-08 und 1905; 
3 MflUonan Chüden. 
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welche nur in dem einen Staate eingefQliit wurden, macht die ganie Be- 
rechnnngaart, da die Steuersysteme in beiden Staaten nicht in gleicher Weise 
geändert werden, infolge der Einschrftnkung der Vergleichttttgahasis and ihrer 

sunehmeiulen Bedeutungslosigkeit wertles. So gab es stete unausgeglichene 
wesentlicbe MeinuDgBverscbiedenIieiten; wenn die Deputationen überein- 
stimmende Anträge stellen, so gelangen sie dazu nnr auf dem Wege, daß 
sie, nachdem jede ihre Borechnungsart ausfflhilich vertreten hat, anges!("ht^ 
der üninöLilichkeit ♦^ir)'>r Kiiiigunf? sich dahin verständigten, ,von aller sptj- 
zielleu Berechnung abzuseilen und leiiigiich unter allgemeiner Inbetracht- 
nahme der vorliegenden Daten'' Vorschlage zu machen. Es ist ersichtlich, 
wie schwer es unter äolchen Umständen fällt, eine Änderung herbeizufflhren ; 
in Osterreich behauptet man seit dem dritten Ausgleich, daß die Quote nicht 
in gexediter Weise geordnet igt 

Die im Jahre 1896 gewühlte Osteireiehische Deputation hat eine sehr 
bemerkeoawerte Haltung eingenommen; sie heseichnete den Steuerertrag, mit 
Beeht^ als für die Quotenberechnung ungeeignet, regte, ohne es xa 
beantragen, die gleiche Teilung des zu deckenden Aufwandes an, empfahl 
aber die Teilung nach der Bevölkerungsziffer; überdies bat sie, wie auch 
schon die österreichische Deputation des Jahres 1887, die Festsetzung eines 
stabilen Schlüssels gewfinscht und die Regierung aufgefordert, feste Normen 
über die Ermittlung des Beitra!?sverliältnisses mit Ungarn zu ver»''nbaren. 
Auch in Ungarn ist man siih über das Unbctritniigende des gegenwärtigen 
Zustande« klar.*) Eine befriedigende Lösuüg wird sich freilich schwer durch- 
setzen lassen, aber eine gerechte dauernde Ordnung wäre ein großer Vorteil; 
schon das Wegfallen der langwierigen Deputationsverhandlungen, wobei ohne 
einverstAndliche Bechnungsgrundlage Differensen Ton Zehnteln von Prosenten 
nicht leicht au schlichten sind, wftre ein Oewinn. Allein jetst sind bei uns 
Quotenbestimmungen, wenn dabei nicht die Teilnng nach der Bevdlkaungaashl 
oder nach H&lften vereinbart wird, nur rebus sie stantibus möglich, das 
heißt bei unverftnderter Sprachenordnung in der gemeinsamen Armee; eine 
Änderung der Eommandosprache im Sinne der ungarischen Aspirationen 
müfite mindestens zum Bevölkerungsschlüssel führen. 

Zur Deckung des gemeinsamen Aufwandes werden auch die Keinertiüge 
des Zollgef^lllHs herangezotjen. Ks wiir von vornherein klar, daß diese Ver- 
anstaltung, soweit es »ich dabei um die Einuahiuen aus den FinanzzOlIen 
handelt, dem 5sterreichifichen staatsfinanziellen Interesse nicht entspricht, und 
man iiatte douiiiacii für Kompensationen vorzusorgea. Beim Ausgleich kann 
TOD zweierlei Vor- und Nachteilen gesprochen werden: von staatsfinantielleo 

*) Di« nuguisohc Depotition hat dem im Jahre 1900 Ausdruck gegeben. 
Die Hauptquelle für diese ganze Frage bilden die Berichte über die Yt rhatidluuircn 
der Deputationen, die sich in den B''i!ri^""n ?n den stenographischen Protokollen dea 
österreichiacben AbgeordnetcnhauHes vorliuden. Aus den österreichischen Farlamtiitl- 
henrkangen über dies» Frage ist die hdchst imtrvktiTe Bede det Abgeordneten Dr. t. 
Plön er aus deiu Julird 1887 hervorsoheben. (Stenegr. Prot dee Abgeordaeteftb., 10. 
ScMioa, 158. Sitzaug.) 
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und von yolkawirtsehaftlichen; ein staatsfinamieUer Vorteil mgunsteii Ungarns 
ist z. B. die Yerwendiing der Zolleinnahmen svr Dectaing des gemeiDSamen 
Aufwandes. Man bat nun diesem Vorteil den volkswirtsebaiUielieii Naolrteil 
gegenllbergesteliti den Ungarn durch die Gemeittsamkeit des Zollgebietes 

erleide, indem es ihm nicht möglich ist, eine seinen Interessen entsprechende 
froihnndlerisclie Handelspolitik einzuhalten. M Demnach wftre ein staatsfinanzieller 
Vorteil durch einen volkswirtschaftlichen Nachteil kompensiert worden. Ohne 
auf die Berechtigung;^ einzugehen, die dies«» Argnmentation seinerzeit gehabt 
haben mag. i5?t hervorzuheben, daß sie seit dem ümscljwung in d^r Handels- 
politik der westlichen Staaten, welche zu Ende der siebziger Jahre des vorige» 
Jahrhunderts stattfand, jede Kralt verloren hat. Es geht doch nicht, eine 
Ordnnng als fftr Ungarn unrorteilhaft hinzustellen, die die ungarische 
Hegierung selbst wiederboU als im ungarischen Interesse gelegen bezeichnet 
hat Da Ton anderweitigen Tolksirirtschaftlicben Nachteilen Ungarns im Aas- 
gleiche, die nicht wieder darcb ToUcswirtschaftUcbe Vorteile ausgeglichen 
werden, nichts bekannt ist, so ist für den Nacbttil bei den Zöllen eine 
staatsfinanzielle Kompensation zu finden. Man kann nicht sagen, daß die 
Festsetzung des ungarischen Beitrages mit 30 Proz. beim ersten Ausgleich 
ein Äquivalent f^r den staatsfinanziellen Nachteil bei den Zöllen bildete, denn 
es steht fest, daß das Beitrapsverhaltnis 70 : 30 für sich allein damals als 
angemessen anerkannt wurde. Kine Kompensation waren die Ordnung der Be- 
streitunL' der Kestitutionen, später die der Ausfuhrbonifikationen, endlich auch 
der staat.siiuanzielle Vorteil Österreichs, der aus dem Umstände erwuchs, 
daß die Konsumabgaben dem Staatsschätze des Ländergebietes zuflössen, in 
dem die steueipflic^tige Ware prodniiert wnrde, ein Vorteil, der flbrigens 
bei der Quote zu Lasten Österreichs berflcksichtigt worden ist. Bekanntlich 
sind alle diese Vorteile weggeMen; indessen haben aber die Zivile, teils 
durch Erhöhung der Sfttze und infolge anderweitiger Bestreitnng der Besti- 
tationen, teils dnr^ Steigemng der Bevölkerang and des Wohlstandes eine 
sehr erhebliche finanzielle Bedeutung erlangt; von einer Kompen<?ation fQr 
den dabei bestehenden staatsfinanziellen Nachteil Österreichs ist aber nichts 
za bemerken.^ 

*) BeU«;en za den stenogr. Protokollea des AbgmidnetnilL) 8. SMiion, Nr. 745, 
Seite 17, Nnntnm drr Tinaarischen Qaotcndepntation. 

Die Zolleinoabmen waren von vornherein niedrig and durch die Bestreitung der 
BMÜtntioneii stark in Anspruch genommen, so da8 der rein« Übendnifi d«i Zttllg«fl]l«t 
▼OB 1868 bis 1877 ron 12*124 Hfllioncn anf 4*7 UUlioiiMi Onldcn unk. EibOhangen der 
Finanzzolle in den Jahren 1878 nnd 1882 steigerten die Zolleinnahmen; .ibit <1aratis 
die Steuerrestitutionen beatritten wurden, so war der reine Üb- rsch ii; li. s Zolli,'ofälles 
auch in der Epoche 1878 bis 1887 nicht erheblich i er bewegt »ich awiecheii 20-9 und 
1>7 ICUIioDflA Oolden. S«it d«r im Jahre 1887 ^eftnderten Beitreitong der BestitationeD» 
deren finan/i-ll'- Bt-leutung doroh die Reform der Zucker- und Branntweinsteuer im 
Jahre 1888 sicii iibritrrns sr1ir vfrrinmi-ti'. sti^hfii an? üen Zolleinnahmen beträchtliche 
Beträge zur Deckung des gemeinsamen Aufwandes zu Gebote. Der reine Überschuß steigt 
von 8-75 Mülionen Gidden im Jahre 1887 anf 41-5 Millionen Golden im Jahre 1890 und 
anf 65 5 Millionen Gulden im Jahre 1900. Da derart Jas eine Deckungsniittel des gemein- 
lamen Anfwaadea w&chet, braacbt daa andere aieh nicht atark an erhöhen, ja ea kann in 
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Ad der G^nKMnsamkeit der ZoUeinnahmen hat man im Laufe der ganzen 
Zeit nicht gpifilnt; sie stand i'n Zusammenhang mit der Gomeinsamkoit do3 
Zollgebietes. Die ganz^; Arbeit bei den wiederkehreuden Deputationsver- 
handlungen konzentrierte sich aut die Quotü.^) 

Die zweite Angelegenheit, die heim Ausgleiche m ordnen ist. betrifft 
das Zoll- und Haiidelsbündnis. Der unginische Gesetzaitiiiel Xli sieht deo 
Abschlul} eines solchen vor: .es hätte jene Fragen, welche sich auf den 
Handel beueheii und die Art der Beliandlung dee ganzen Handelsweeens su 
bestimmen". (§ 60.) Im einzelnen werden als darin oder aniftßlich seiner 
Vereinbarangen zn treffende Anordnungen genannt: die Festsetzung der 
Gflltigkeit der bis dabin mit dem Auslände abgeschlossenen Handelsvertrftge 
fttr Ungarn, Be^mmungen der Einzelheiten Ober die mit der industriellen 
Produktion zusammenhängenden indirekten Steuorn, dann die Entscheidung 
darOber, hinsichtlich welcher Eisenbahnlinien gemeinsame Verfügungen not- 
wendig sind und wie weit sie sieh erstrecken sollen, endlich wflre die Gleichheit 
des Geldwesens und des Münzfußes in beiden Stanteu uuszusprechen. Selbst- 
verständlich la£j im Ausdruck „ZoUbünduiis ' die Festsetzung des einheitlichen 
Zolltjebietes. Was überdit^s als kommerzielle Angelegenheiten im gemeinsamen 

minderem Auarnnfli' in Ansprurh piTuniiinen werden. Im .Tuhre IS"^."! betrujj daa g*Mnein8ame 
Erfordernis 124*5 Jtliiiioueu Gul<ien, im Jahre 1%0 Millioiteu Kronen (=174 MilUonea 
Qnldcii); dnrdi die Qnote Warden bedeckt im eretgenaanteii Jahre 119*6 Millionen Golden 
vndimxweitgenannten 217 Millionen Kronen (= lOä 5 Millionen Golden). Dm Beinertilgoie 
der ZoUeinnahmen hatte sich von 4*8 anf Cih'^ Millionen Gulden erhobt. 

') Es fanden zwei Änderungen der Qaote statL Anläßlich d^ Überganges der 
Killttifrenie in die Zif UTerwaltmii; Ubeninhni Unfum dvreb ein dnaeradee Übereinkommen 
(Oeeets T«m 8. Juni 1871, K-G.-bl. Nr. 4d) die V<>r[)Hichtang, von den unbedeckten 
gemeinsamen Au-'^IaffPit vorweg 2 Proz. zu trafreii; Iii -<i Pioz. beziehen sich also auf 
98 Proz. des im «jootenverhältnia zu deckenden gemeinsamen Aufwandes, wonach die 
ungarische Quote eich im ganzen anf 81'4 Proi. bdMl Im Jahre 1899 einigten sich die 
QnotendepntatiiOiien, ohne daß eine abereinatimmeBde BeredinnngemeUiode akieptiaxt 
worden wäre, auf 65'''< r 34-4, uutt r Woi.'fallen des zweiprnzfntijjpn Prizipuums. Überein- 
kommen bciilcrs'-iti^'t'ii V. rtrctniigskrirjier im An«. lilusBe hieran sind nicht erzielt worden, 
ebensowenig in der weiteren Zeit bis heute. Die Quute, seit Anfang 1898 durch kaiserliche 
EnteehUeftnng beetimmt, iet T«m 1. Jimar 1900 ab derart featgeeetrt, dafi in dem nadi 
Abzug dee zweiprozentigen Beitragee kq Laeten T'u^ams erübrigendt n gemeinsamen Er^ 
fordernis O«torreii h (»0*«,'^,, Proz. und T^npani Proz. beizutragen iialjen, wonach sich 

die gesamten i^uotcn auf 6ö-(i und 34-4 Proz. stellen. Das sind dieselben Ziffern, welche 
die beiden Depvtatioaen TorgaaeUagen batlan. Da dieia Feiteetsnagen hoehetena fUr ein 
Jahr erfolgen, ao nvfltan die Yannelie, Übereinkommen der beiderseitigen VertretongskOiper 
herbeizufQhren, zur pppcbcnen Znt erneuert werden; Deputationsverlianilungen kehren 
also auch seit 1900 immer wieder. Im Vorjahre proponierte die Osterreichische Deputation 
der nngarischen, die Beitiagsleistungen nach den Bevölkerungsziffern zu bemessen; zuo&cbst 
nur bis Ende 1906, diea mit BBckatdit anf die nnfertigaa Aasglwobsrereinbamngen mit 
üngam-. dabei wurde die Teilang nach Hälften als das Konsequente bezeichnet. Den 
BeTölkernngysfhlnssH beantragte die Österreichische DeiMitation auch in diesem Jahre 
wieder nur bin zum Jahresschluß, und zwar unter Bedaciitnahiuu auf die obschwebenden 
Anagldehsrerbaadlnng«», .dla ohne Zweifel anf daa bestehende <)notenT«rliftltnis einen 
1 ^JL'eb 'tidt'Q Einfluß üben Dflinm." — Die ununterbrochen geltende Qemeittsamkeit der 
'/ »Ueinnahmen gründet oich eeganwärtig anf die kaiserliohe Verordnang Tom 21. 8ep> 
tember 1899, K,-G.-Bl. Nr. 170. 
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Einvernehmen in ordnen ist, gibt der nngariBche Gesetxartikel XII nicht an; 
die Abmachungen konnten sich anf weitem Felde bewegen; der allgemeine 
Ausdruck, kommenielle Aigelegenheiteo, macht es den UDterhändlern möglich, 

AUS dem ganzen Komplex jene für die dualistische Behandlung anszuwählen, 
bei denen die einverständliche Ordnung besondere Vorteile bietet. Die Gesetz- 
gebungen lialttni demnach weit" Frpiheit hA der Answalil auf diesem fichipte, 
sie können neue Anjjelegt^nheiten eiiil)ezif ht'n, t'inlM'/.a.jfiie aiisschpifipn, immer 
wie es die Interessen mit sich bringen. Die Fundameiitalltestimnittnir des 
Zoll- und }Ian(lelshün(inis<jp«! i«t die Festsetzuncf der Zolli^rciiieinselKitt lieider 
Staaten. Die daraufuiid aui'Uio Gleichartigkeit deriiidirükteu Abgaben be/.üglicheu 
Partien wurden obenerwähnt. Im Zusammenhange damit und fiberhaupt zur Vor- 
bereitung und Vermittlang gleichartiger Qmadlagen betreffend die im ZoU- 
und Handelshfindnis enthaltenen Gegenstftnde wird darin die Einsetzung 
einer Zoll- and Handelskonferenv torgesehen. Die fihrigen Paukte dieser Kon- 
ventionen lassen sich, wenn tod den Anordnungen fiber die Handelsflagge, die 
Konsulate und den Lloyd abgesehen wird, im großen und ganzen in folgender 
Weise gliedern: es kommen zunächst, wie das bei Handelsverträgen flblich, He- 
Stimmungen vor. worin jeder der kontrahierenden Staaten den Angehörigen uud 
Provenienzen des andern Staates dieselbe Hs hantllunjr zusirheit, wie sie die 
eigenen erfahren; des weiteren solche Bestimmungen, worin die beiderseitige 
Gewährung gleicher Begün'^tigungen ausgesprochen wird; mit Hücksicht auf 
die politische Gemeinschaft und die intensiven Verkehrsbi/ifliuiigeu beider 
Ländergebiete ist im Zoll* und Handelsbündnis für eine Anzalil von Bereichen 
die Geltung gleicher grundsätzlicher Normen, gleicher Grundsätze, flberein- 
stimmenden Yerfabrens, in einzelnen Fällen mit gewissen Binschrftnkangen, 
in beiden Staaten fest^reaetzt, wobei entweder das Zoll» and Handelsbflndnis 
selbst die meritorischen VerfBgungen bringt oder unter Beibehaltung der 
bestehenden Normen die Schaffang neuer in Aussieht genommen wird; es 
kommt auch der Vorbehalt einver-trnidlicher Abänderung der bestehenden 
Normen vor. Die im Zoll- umi Han(ielsbQndnis>;e behandelten Materien 
ändern sich, wie bereit'^ erwähnt, im Laufe der Zeit; ebenso kann sich auch 
eiie Hehandliinpr einer und derselben Materie ändern, t. B. durch Aufnahme 
erweiterter Bestimmungen, was bei den Eisenbalintarib'n im Entwürfe des 
Zoll- und Handelsbflndnisses ans d^m Jahre 1898 Ufr Fall war (Verordnung 
des Eisenbaliumiiiisteriums vom 22. .September 181)9); es werden auch bis 
dahin in anderen Gesetzen und Verordnungen behajidelte Angelegenheiten 
aafgenommen, so die Bestimmungen aber den Mahlrerkehr. Dann werden 
Materien, die frfiher keine ein^erständliche Behandlung erfuhren, einer 
solchen unterzogen, wobei bald allein das Prinzip oder auch schon die 
Eintelheiten vereinhart werden. Man findet im Entwürfe des Zoll- und 
HandelbOndnisses aus dem Jahre 1898 derartige Neueinbeziehnngen; eine 
solche mit Detaitbestimmungen unter Zusicherung der gleichen Behandlung 
der Provenienzen betrifft den Viehverkebr (kaiserliche Verordnung vom 
2L September 1890, B. r,. Bl. Nr, 176). 

Während die Grundbestimmungen des Zoll- und UandelsbQndoisses 
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währfnd der ganzen Zeitdauer uie streitig waren und unverändert wieder- 
keliren, machten die erwähnten Erweiterungen und Einbezieliungen wegen 
der großen volkä wirtschaftlichen Wichtigkeit der betreü'öudeu Fragen um- 
ständliche VerhaDdlungen notwendig; daß ^ese Abmaeliungen für beide Teile 
ungleiche Wichtigkeit besitsen, dem einen sehr erheblichen und dem andern 
sehr geringen Vorteil bringen können, brancht kaum gesagt su werden. 

Damit ist nar ein Teil der ständigen Ausgleichsmaterien gekennzeichnet; 
ee kommt noch hinra die Ordnung der Notenbankfrage. Znr Zrit des ersten 
Ausgleiches hatte die öeterreiehieche Xatianalbank das ausschließliche Noten- 
ausgaberecht fQr die ganze Monarchie bis Ende 1876 auf Grund eines fnr 
das ganze Reich wirksamen, aber von Unfrarn für Ungarn nicht anerkannten 
Gesetzes vom Jahre 1862. Das Notenbankwegen ist keine nach gleiclien Grund- 
sätzen zu beliandolmle An^^elegenheit. Beim zweiten AuB^irleieh wurde eine 
neue Ordnun«; einfrericlitet. indem die üst^rreichisch-un'^arische Bank, d. i. 
die Natioiialbaiik mit veränderter Firma und Organisation, von beiden Staaten 
einverständlich das Xoteuprivilegium erhielt, aber nur bis Ende 1887. Die 
nächste Verlängerung des Privilegiums erfolgte bis Ende 1897. Das erklärt 
sich aus der gleichen Minimaldaaer des Zoll« und Handelsbflndnisses, weil 
eine einheitliche Notenbank nur fllr ein einheitliches Zollgebiet gewollt wird.^) 
So ist auch die Bankfrage eine ständige Ausgleichsfrage geworden. Bei den 
wiederkehrenden AusgleiehsTerhandlungen bildeten neben banktechnischen 
Fragen die Staatsbeteiligung am Gewinne der Bank, die Verwendung und 
Teilung der Xotensteuer, Pnritntsfiragen bezQglich^ der BankTerwaltung, die 
Schuld des Staates an die Bank sowie Mitwirkung und Stellung der Bank 
bei der Währungsordnunp^, den Gef^enstand der Vereinbarungen. 

Beim Anspfleich werden aber aucii Fragen erledigt, deren Ordnung, 
wenn sie auch ein verständlich zu erfolgen hat, an sich zu anderen Zeiten 
ebensogut m/^glich wäre, so Änderungen de» Zollt-arifes für das gemeinsame 
Zollgebiet, Das Zusamm«MiiaUeu der Verhaudluugszeiten kuun in dem Umstände 
seinen Grund haben, daß gerade zur Ausgleicbszeit wegen des bevorstehenden 
Abschlusses TOn Handelsvertrigen eine Neugestaltung des Zolltarifes not- 
wendig ist; oder der Abschluß der Legislaturperiode hat eine frfthere Ver- 
handlung verhindert und sie i&Ut nun in die Ausgleichsseit Es kam aber 
auch, und zwar beim zweiten Ausgleich, eine einseitige VenSgemng der 
Erledigung bis zur Ausgleicbszeit vor. Als die Änderung des Zolltarifes im 
Jahre 1868, dann im Jahre 1875 von der österreichischen Regierung beantragt 
wurde, da hatten beide Teile Ober den dem Tarif zu gebenden Inhalt sehr 
verschiedene Ansichten : denn die österreichische Regierung mußte wegen der 
Stimmung des Abgeordnetenhauses für den Industrieschutz eintretf-n, während 
Ungarn als Agrarstaat für den Freinandel war. Solche lnteress< n ji liensätze 
fehlen auch bei anderen größeren Zollgebieten nicht, und da es hei uns 
dann keine Majorisierung gibt, so gilt es sich zu verständigen, wa:> denn 

*) Im Jahre 1809 wurde daa Bankpri?ilegiuin bis Ende 1910 mit der EinschrSnknnp 
verlängert, daü es am 31. Dezember 1907 erliacht, weoa die GemeinscbafUicbkeit in 
Zollangelegenheiten der beidan StaatsgebUte niöU bit Endt 1910 veifflgt werden loUte. 
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auch immer geschehen ist, indem bald der eine, bald der andere, bald beide 
Teile nachgeben . Kein Staat, der eine ZollgemeiiiBcbaft eingeht, kann erwarten 
und verlangen, daß immer nur das geschehe, was ihm pafit, jeder maß auf 

den andern Rücksicht nehmen und Zugestandnisse machen; jeder empfangt 
aber auch Zugeständnisse; gewiß werden nicht alle Wünsche voll erfQllt, 
aber dieser Nachteil wird durch die schwerwiegenden Vorteile der Gemein- 
schaft aufgewogen. Beiderseitiges Entgegen koiuiuen ist notwendig und das 
Zugeständnis, das man macht, wird durch ein Zugeständnis das man erhält, 
Tergolten. 

An derartigen AuBgleichmigeii liat ei bei nna nicbt gefehlt; so be* 
tmetatete s. B. die usgarisebe Begiemng im Jahre 1877 den höheren Kaffee- 
soll, der die vogaritchen Einnahmen erhöht, aber vorwiegend ?on Österreich 
ao^ehraeht wird, «als teilweise Entsebldigung ftr die Nachteile, welche die 
ungarische Konsumtion infolge der Erhöhung der Zolle auf Teitilwaren m 
tragen hatte, während der spezielle Nutzen allein den Industriellen Öster- 
reichs zugute komme"; als der Petroleumzoll in der erwarteten Höhe im 
östeneichischen Abgeordnetenhause nicht durchsetzbar war, wollte die unga- 
rische Kegierung , diese Gelegenheit nicht unbenutzt lasseTi, um einige 
Schutzzölle dabei zu ermäßigen ".M Derartige Kompen<;ationon können die 
Begierungen immer verabreden; warum wurde trotzdem die ganze Aktion bis 
zur Ausgleichszeit verschoben? Im Jahre 1875 trachtete die österreichische 
Begierung die notwendige Reform des Zolltarifes mit großer Beschleunigung 
herbennffthren; es war aber der ungarischen Begierung nicht schwer, die 
Einbeiiehnng der Zolltaiiffrage in die alsbald beginnenden Terhandlnngen 
Aber den «weiten Ausgleich darchsuaetsen. Der Zweck dieser VenOgemng 
ist lilar: die Osteneichische Begierung hatte erhöhte 8fttie für eintelne 
Indnstiieartikel beantragt, soweit lag ein besonderes Interesse OstemiehB 
Tor; andererseits wflnschte Ungarn beim Ausgleich in erst«' Bnhe eine seinen 
Finanzen günstigere Art der Bestreitung der Bestitutionen zu erlangen. Die 
Hinausschiebung der Entscheidung Ober den Zolltarif bis zu den Ausgleichs- 
verhandlungen hatte für die ungarische Begierung din l^''deutung, ein im 
ganzen Komplex der Aufgleichslrngen zu verwertendes K »mpensationsohjekt 
in der Hand zu behalten. Übrigens haben sich die Schwiengkeiten der Ver- 
ständigung auf diesem Gebiete alsbald sehr gemildert, wie der Verlauf und 
Inhalt der beiden nächsten Tarifrevidionen, der außerhalb der Auägleichtizeit 
erfolgten im Jahre 1882 und der beim dritten Ausgleich im Jahre 1887 
«nstandegekommenen, erweisen. Es ist das aurQoksnfthren auf die sich 
steigernde, imm«r schroffer werdende industrielle und agrarische Schutmll* 
Politik des Auelandes; die nngarisdien Fjreihandelssbsichten auf dem Gebiete 
der Handelspolitik wurden aogedchta des allgemeinen Mangels an Erwiderung 
ganz unpraktisch und mußten verfliegen. Die Tendens Ungarns war nun 
darauf gerichtet, seinen Produkten den Markt des gemeinsamen Zollgebietes 
durch agrarische Zollmaßniüimen zu sichern; daü man aber gleichzeitig die 

') T. tfatlekoviti, Die Zollpolitik d«r Oaterr.^migar. Honarehie mw. Lolpiig, 1891, 
S«it« 60. 
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Industriezölle erhöhen mußte, war klar, denn nur dureh Bebioderung der 
industriellen Ausfuhr ins gemeinsame ZollgeMet konnte man, wenn Oberhaupt, 
eine Milderung der agrarischen Schutz- und Ausschließungsmaßnahmen des 
Auslandes herbeiführen. Auf der Grundlage der Zollerhöhungen nach beiden 
Richtungen li it sich dann die zoUpolitiache Übereinstimmnog ohne große 
Schwierigkeit ergeben. 

Auch Abänderungen der nach gleichen Grundsätzen zu behandelnden 
Aufwaadsteuern können sehr wohl aulierhalb der Ausgleichszeiten erfolgen: 
es war das auch wiederholt der Fall, doch kam es häufig vor, daß sie 
in die Ausgleichateit fielen oder im Anaelilqß an einen Ausgleich vor- 
genommen wurden. Auf diesem Gebiete scheint das Einrerstftndnis der beidso 
Begierungen leicht enielbar zu sein, denn jede ist bestrebt« die Staate- 
einnahmen zu erhdhen, wozu diese Konsumsteueni sich besonders eignen, 
oder «lie f^teuern rationell zu gestalten, so daß DifTrrenzen bloß über tech- 
nische £inzelheiten auftauchen können, die schließlich unschwer beseitigt 
werden. 

Dom ist jedoch nicht immer so. Zunächst ist die Dringlichkeit der Be- 
schaffung erliöliter Staatfeinnjibmen und der Umfang' *les Mehrbedarfes in 
beiden Staaten gewöhnlich nnt,'leich, so daß <lio Geneigtheit, mit wenig 
populären Anträgen wegen Steuererhohung an das Parlament heranzutreten, oft 
auf einer Seite fehlt Das ist ein besonders wichtiges Moment, Derartige Reform- 
vorschläge brauchen flberdies nicht auf der Absicht zu beruhen, unmittelbar 
Hehreinnahmen zu erzielen, sondern können als Bestandteil eines neuen ge- 
planten Steuersystems gedacht sein, das wohl fttr die Verhältnisse des einen, 
aber nicht des andern Staates pafii Dazu tritt, dsB es sich hierbei nicht 
allein um staatsfinanzielle, sondern auch, wegen des Zusammenhanges der 
besteuerten Produkte mit der Lindwirtschaft und der Industrie, uin volVs- 
wirt^chaftliche Fragen handelt. Daraus erpeben sich aber mehrfach Kompli- 
kiiti'Uien. Vom StandjHinVte «les betrefTenilen Prnduktionszweifjp'; kann der 
eine Teil eine Steuerreform, so rationell sie an ?;ich sein mwi:, zeitweilig 
überhfiiipt ahlehnen. weil die ilnrcli die selilei lite Steuer bewirkte Förderung 
des Prüduktiunszweiges für wichtiger erachtet wird als der staatslinanzielle 
Vorteil, der aus der Verbesserung der Steuer resultiert: vom andern Teile 
wieder wird diese aus volkswirtschaftlichen und staatstinanziellen Gründen 
▼orangestellt und als besonders dringlich behandelti Auch wird es vorkommen, 
daß die beteiligten* Kreise aus ihrem wirtschaftlichen Interesse heraus be* 
zflglich der Einrichtung der Steuer differente Wflnsche haben. Derartige 
Verschiedenheiten des Interesses fehlen in größeren Zollgebieten nie. Die 
Uieineren landwirtschaftlichen und die grofien industriellen Branntweinbren- 
uereien z. B. stimmten seinerzeit bezflglich der Änderungen der Bnumtwein- 
steuergesetze in ihren Auffassungen nicht überein, ebensowenig die IJaföneure 
auj'landischen .Kunstöles" und die inländischen Kohölproduzenten Cber die 
Minoralf^lzAlle. Das erschwert die (teset7<:ebHn<j nberlmnpt. besonders aber, 
wenn, wie es der Fall war, von d'^n divergiereiiilen Inter*'ssen das eine in 
dem einen, das andere in dem andern Staate vorwiegend vertreten ist. 
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Das Bind die allgemeiiieii Sehwierigkeiten. Die beiden SUateo konnten 
trotiaUdem in verhältnismäßig nicht allzu langer Zeit zu Gestaltungen der 

KoDStini steuern gelangen, die als rationell gelten können. Die Einbr^ziehung 
der auf diese Abgaben bezQglichen Fragen in die Ausgleichsverhandlungen 
hat verschiedene Orflnde. Andeningen in der Bestreitung der Eestitutinnen. 
Bonifikationen, dann die Ausdehnung des Überweisungsverfalirens lan len in 
den Ausgleichszeiten statt; es sind damit Verschiebungen verbunden, indem 
gegenüber dem überkommenen Zustand ein Teil zugunsten des andern 
finanziellen Nachteil erleidet; wenn bis zum Ausgleich gewartet wird, läßt 
sich das notwendige Äquivalent leichter finden; auch wird vor dem Zeit- 
punkte, wo die Gleicbartigkeit der Eonsomsteaem neuerlich zu rereinburen Ist» 
der Teil, dem die Einbnfie zugemutet wird, kaum auf eine Änderung ein- 
gehen. Aucb meritorische Neuordnungen dieser Abgaben fuiden wftbrend 
und im engen AnsobluA an Ausgleicbsteiten statt; es ergab sich eben mehr 
und mehr von selbst, Wfinsche solcher Art erst in der Epoche zur Br- 
Orterung zu stellen, die ohnehin Verhandlungen der beiden Regierungen 
gewidmet ist; es spricht dafür auch die Erwägung, daß diese Seite der 
Materie nach ihrer Beschaflfenheit richtigerweise von häufiger Änderung 
der Bestimmungen verschont bleiben soll. Wir hatten übrigens auch einen 
Fall, wo die lieform der Konsuraabgaben selbst Kompensationsobjekt für 
die veränderte Verteilung der Restitutionen war. 

Die beiden Staaten traten in die Zeit nach dem ersten Ausgleich mit 
irrationellen Bestimmungen bezüglich der Zucker- und der Branntweinsteuer, 
die staatsfinanziell unzureichend, Jedoch den betreffenden Produktionszweigen 
■sehr förderlich waroi. Die Zuekerindustrie war in ösleireieh, die Brannt- 
weingroßindustrie in Ungarn stftrker Tertreten. Die Österreichische Regierung 
bat von Tomherein die Beform dieser Stenern angestrebt, die besonders bei 
der Zuckersteuer nach der Sachlage nur sUmfthlicb zur richtigen Vorm 
fBhren konnte; aber ohne Erfolg, da die ungarische Begierung die Zustim- 
mung versagte. Sie hat sie erst bei der zweiten Ausgleichsverbandlnng 
gegeben und bis dahin gewartet« um sie bei der Erlangung einer Terftnderten 
Bestreitung der Steuerrestitutionen als Kompensationsobjekt zu verwerten. 
Späterhin konnten die Reformen leichter vereinbart werden, und schon im 
Jahre 1888 waren befriedigende Gtstaltungfni der beiden Sti-uern erreicht, 
die freilich nicht bloß im staatäfiuauziellen, sondern besonders auch im volks- 
wirtscijafilichen Interesse Ungarns lagen. 

Die Fedtsteliung des Münzwesens und de:s Geldlußes ist gleichfalls 
eine nach gleichartigen Grundsätzen zu ordnende Angelegenheit Die Währungs- 
reform wurde TOn büden Staaten aufierhalb der Ausgleichszeit, 1892, begonnen. 
Es fehlt nicht nur ein Grund, diese Aktion in die Ausgleichsselt zu Tor- 
legen, sondern es war im Gegenteil richtig davon abzusehen, weil damit 
ein Problem auf die Tagesordnung gestellt wurde, das mit Becht die Auf- 
merksamkeit des Parlamentes und der Öffentlichkeit lange Zeit hindurch 
in Anspruch nahm. Die Bestimmung des Zeitpunktes fflr die weiteren Schritte 
des allmählich zu vollziehenden Überganges zur Goldwährung geschieht allein 



Digitized by Google 



86 



SodterkaBdl. 



nach der Natur der Sache und die Ausgleichszeiten haben darauf keinen 
Einfluß. Anläßlich der Aiisgl'»ichf?verhandlnngfiTi der Jahre ISOf) bis 1897 
wurden auch bezüglich der Währungsreform Vereinbarungen getroflfen. Das 
erklärt sich aus der Verknüpfung der österreichisch-ungarischen Bank mit 
dieser Aogeiegenheit; die beiden Kegierungen strebten die weitere Förderung 
dieses großen Werkes aa und nahmen dabei sowohl wieder die Mitwirkung 
der Bauk bei der Einziehung der Staatsuoten, wie die Anpassung ihres 6e- 
scbaftebetriebea und ihrer Einlösungsmittol an die neuen YedifiltaiiBae in Aus- 
sicht. th»«r diese Fragen worden ulftBlidi d« Bentungen über TerUngening 
des Ende 1897 ablaufenden Bankpiivilegiiuns Verständigungen eräelt und die 
Begiemngen haben dann die snf die Wabnungsangelegenbeit bezftglieben Ent- 
würfe susammen mit denen wegen Fortdauer des Prinlegimns den Al^ecndneten- 
häusern vorgelegt. Bei den Ausgleichsverhandlungen des Jahres 1902 bildete 
die Anfimhine der Barzahlungen durch die Bank den Gegenstand der Verein- 
barungen der beiden Regierungen. Ungarn trat bekanntlich für die Be- 
schleunigung dieser Aktion ein. 

Die letzten Erörterungen betrafen Fragen, bei denen die ein- 
verständiichü Behandlung im Gesetze vorgeschrieben ist; es wird aber auch 
bei Angelegenheiten, von denen das nicht gilt, mit Vereinbarungen, die 
wann immer getrofTen werden könnten, bis zur Ausgleichszeit gewartet So 
hat das Ministerium Körber mit dem Ministerium Sz^U anläßlich der Be- 
ratung der Ausgleiehsangelegeoheiten sich über Abfflachmigen TMStftndigt, 
die sieh auf Steuern besiefaen, bei denen eine gleichartige Behandlung nicht 
eintritt; sie betrafen die Bestenening der den Qeschüftsbetrieb auf beide 
Staatsgebiete ausdehnenden üntemehmnngen, femer u. a. die der Gehalte 
und Ruhegehalte gewisser Angestellter und Pensionisten der staatlichen 
und ötTentliohen Behörden, die beiderseitigen Rentensteuem und die Auf- 
hebung der ungarischen DampfschilTtransportsteuer. Es ergeben sich in jedem 
Teile auch bezflglich der Gebiete, die jeder Staat selbstrindig ordnet, 
Wünsche und Beschwerden betretiend die im andern Staate geltenden Ge- 
setze, Verordnungen. i\onimunikationen usw., denen durch Änderungen dieser 
Normen, durch neue Vorschriiteii und anderweitige Veranstaltungen ent- 
sprochen werden könnte. Die intenüiveu Verhandlungen der beiden Regierungen 
in der Ausgleichszeit legen den Gedanken nahe, auch derartige Fragen 
auf die Tagesordnung tu stellen; daau kommt in solchen FUlea noeb ein 
Umstand: auf den Gebieten, wo jeder. Staat selbständig vorgeht« sind 
Xompensationen die Begel; die Ansammlung dw Wflnscbe auf jeder Seite 
wftbrend der Ansgleichsseit erleichtert, weil die Eompensationsobjekte zahl- 
reicher sind, zum mindesten einen teilweisen Erfolg. 

Das waren bisher die bei den Ausgleichsverhandlungen vorkommenden 
Angelegenheiten; beim jetzigen Ausgleich ist es trotz der veränderten Ver- 
hältnisse im ganzen nicht anders. Man wird die Beitragsleistung zum ge- 
meinsamen Aufwand festzusetzen haben: an isteüe des Zoll- und Handels- 
btindnisses soll ein Handelsvertrag abgeschlossen werden, er wird aber in 
vielen Punkten dasselbe regein wie die Zoll- und Uandelsbflndnisse. Be- 
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xfiglicb der KonsumabgibeD vflotoht üngarn die Bemtigmig der Gleich- 
artigkeit, man wird also aber diese selbel und unter Umetftnden Aber die 

DmchfübruDgsart sich verständigen. Bei der Noteabink ist m entscheiden, 
ob es bei der gemeiDsameD Bank verbleiben soll oder nicht; dazu treten 
dann Verhandlungen Ober die Konversion der einheitlichen Staatsschuld, 
über Eisenbahnbauten u. dgl. mehr. 

Es sind also staatsüiuinziell und volkswirtschuftlich sehr wichtige 
Fragen, die bei den Auso;lei( lisvyr)i?ind1uiigen geordnet werden. Die Bevöl- 
kerungen sind am Ausgang nidit mir inateiiell, sondern auch in liuem 
iSelbäitgefühl beteiligt. Sie wissen, welche Fragen zur Erörterung .stehen und 
sind flber deren Bedeutung sowie über die erwünschte Lösung durch die 
Presse, Flugschriften, politkcbe Beden n. dgL iufoimiert, und ein Ergebnis, 
das demnach als ungAnstig gilt, wird als Niederlage aufgefaBt, Die Häufung 
der zu erörternden Fragen zur Ausgleichsseit wurde erklirt; sie erschwert 
freilich den AbschloB, ist sber in gewissem Sinne erwflnscht, weil viel er> 
ledigt werden kann. Es ist natflrlich, daß jede der beiden Begierongen für 
den ganaen Komplex der Torkommenden Fragen in den entsprechenden 
Phasen der Verhandlnngen eine Bilanz der staatsfinanziellen und Volkswirt^ 
schaftlichen Errungenschaften und Zugeständnisse zieht, die nach den m&gliehen 
Vereinbaningen sich ergeben würden, und .sich nach Abwägung aller einzelnen 
Funkte entscheidet. Die Viehahl derFra'_fpT) schiebt natürlich die Verstämligung 
hinaus uud diese Verzögerung macht die ii^'vrilkeruugen ungeduldig, zuuial 
die Verhandlungen, deren Gegenstände bekauiiL sind, immer von den gegen- 
sätzlichen lebliaften Koinmentaren der rolitiker uud der Fresiie beider Teile 
begleitet sind; namentlich stellt die letzte, durch ihre abnorm lange Dauer 
und ihre Wandlungen gekoinzeiehnete Ausf^eichsepoche die Geduld auf eine 
harte Probe. 

3. Die Restitutionen. 

In der ersten Hälfte des Jahres 1873 bereits wurden in üngarn Zweifel 
an der Nft^lkhkeit eines Zoll- und HandelsbQndnisses mit Österreich aus- 
ges|Hrochen und das Abgeordnetenhaus beschloß eine Prüfung durch Sach 
verständige darüber, ob dieser Vertrag nicht nachteilig für Ungarn sei und 
Bestimmungen enthalte, die im Interesse des Landes zu ändern wären. Die 
Frage wurde im Abgeordnetenliause von der Opposition aufgeworfen, die, 
von vornherein Gegnerin der Ordnung des Jahres 1807. die Bevölkerung 
von deren Nachteilen, wie das Uberall bei der Opposition üblich ist, durch 
einseitige und übertriebene Darstellungen zu überzeugen suchte. Die iD0Mlte 
linke, die, nachdem die Partei Tissa Begiemngspartei geworden war, diesen 
' Kampf gegen die siebennndsechziger Gesetze allein weiterfDhrte, hatte im 
Abgeordnetenhause doch immer nicht wenige Vertreter, trotz der WahlkOnste 
der Begierung und ihrer Partei und trotzdem der Schwärm derjenigen, die 
den Mantel nach dem Winde drehen, sehr grofi ist Diese Opposition hatte, 
wenn sie auch keine lebensfähige Politik vertrat, stets stärkeren Anhang im 
Lande: ihre staatsrechtliche Skmpulosit&t and ihr Streben .nach Eireichung 
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voller Staatlichkeit schmeicheln der Bevölkerung. Die Begierunsf, der sie oft 
genug unangen«»hm war, mußte mit ihr rechnen. 

Bei jenoii Umfragen wurde vereinzelt die Idee des un<,niris(lif'n selb- 
ständigen Zollj^rebietes vertreten. Man wies darauf hin, daü beim ^uirnein- 
samen Zollgebiet das ungarische Gewerbe keinen Schutz finde, indem die 
Grenzzölle nicht gegen den Hauptkoukurrenten, die österreichische Industrie, 
wirken, gegen deren Übergewicht aher gerade ein Schutz nötig sei, der wieder 
nur beim eelbst&adigea Zollgebiet enielbar w&re. Die Gemeinsamkeit des Zoll- 
geMetes schaffe für Ungarn bei den Yenehrangssteuern Nachteile: die 
Zucker*, Branntwein- und Biersteuer werden bei der Produktion eingeboben; 
wenn nun ein in dem einen Staate gobiot produtierter Artil[el im andern 
verbraucbt wird, so ersetzt infolge der Oberwftlsung der Steuer im Preise der 
Konsument dem Produzenten die von diesem an die Staatskassa des andem 
Staatsgebietes gezahlte Steuer. Da die Zucker- und Bierindustrie in Österreich 
viel entwickf'lter sind als in UncrarTi, nnd selbst beim Spiritus in manchen 
Jahren die österreicbisclio Produktion größer ist, als die ungarische, so lieije 
es auf der Hand, 'hü d\p un<>iirischen Konsumenten einen großen Teil der 
Verzehrungssteuerii nach Üstenei( li bozahlon. Dazu trete der Nachteil, den 
Ungarn bei den Steuerrnckvergütmigeii erleide, die besonders bei der Zucker- 
industrie hohe, steigende Beträge ausmachen.^) 

Die Idee der Erricbtung eines selbständigen ungariscben Zollgebietea 
find damals im Lande kaum Anklang; die dargestellten finanziellen Momente 
wurden von der ungarischen Begierang wohl beachtet und sie grflndete darauf 
ibre Ausgleichspostnlate. Die ungarische Begiemng forderte bei den awetteii 
Ausgleichsverhandlungen : ein PrSxipunm von 4 Millionen Gulden wegen der 
Yeraehrungssieuer, die Herabsetzung des ZoUtarites nach Maßgabe eines 
Sprozentigen Wertzolles und eine Korrektur der Restitutionsverteilung. Es 
war klar, daß nicht allos erreicht werden konnte, aber dif H^ufnnf:: der Forde- 
rungen erleichtert die Durcb.^etzun;^ der wichti'^sten. Auf die Neuorduinii; 
der Restitutionen fiel das Schweri^^ewielit; der liest sollte den Ert'oli( dal)ei 
erzielen helfen und konnte dann, violleicht bis zum nächsten Aust^leicli, ruhen. 
In der Tut iiatie die Frage der Restitutionöa beim damaligen Ausgleich eine 
große Bedeutung, während die übrigen Forderungen keinen Gegenstand parla- 
mentarischer Beratung bildeten. 

Diese Angelegenheit hat seineneit viel Staub aufgewirbelt; der Saeb- 
verbalt ist ganz einfach. Die Branntwein-, Zucker- und Biersteuer wurden 
snlSßlich der Produktion bemessen und bei der Ausfuhr der Produkte 
ins Ausland hatte die Bttckvergfltong der Steuern zu erfolgen. Die Brannt- 
wein und die Zuckersteuer waren damals pauschaliert, das Erzeugnis Aber- 
traf quantitativ das zum Zwecke der Besteuerung gesetzlich angenommene, 
und die tatsächliche Steuerbela^jtunr^ der Mengeneinheit war demnach geringer, 
als die vom Geset'/. anL^enoinmene; d i die hei der Ausfuhr zu erstattenden 
Sätze nach Maßgabe der angeuoiiimenen Steuerbelastung bemessen waren, 

T. ^TatlokovitB. Die Zollpolitik der Oatnr.-imgar. Monarchie von 1$50 bis zur 
Gegenwart. Budapest, 1877, S. 215 ff. 
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so erhielt man bei der Ausiubi für die Mengeiieinlieit als Steuererälattung 
mehr, als man an Steaar bezahlt hatte. Im Bestitutionasatae steckte also 
eine Exportprämie, die natürlich die Wirkung der Eiportstdgenmg hatte« 
doch entwickelte sich bloß beim Zucker starke AnefUhr, beim BraontveiD 
war sie nicht sehr erheblich. Die Biorateaer war gam anders eingerichtet 
als die beiden erwähnten Stenern, es gab dabei keine Bxpoitpiftmie. 

Die Pauschal! f-rung: ha] der Branntweinsteuer traf nach dorn Gesetze 
vom 18. Oktober 1865, B.-G.-BI. Nr. 104, die größeion Brennereien, näinlicb 
dio. welfho Gfirgpßßp von einem Ge?amtraiirainlialt von mindestens 80 nieder- 
österreicliisclien Kimern liesaßeu; sie erfolgte nach dem dritten Teil des Gär- 
raumes, und indem eine Alkoliolausbeute von ö'/« Prozent aus jedem Eimer 
dieses Rauminhaltes lür jeden Betriebstag angenommen wurde. Das Gesetz 
vom 18. März 1868, R.-G.-B1. Nr. 24, bestimmte, daß Brennereien, welche 
weder mehlige Stoffe noch Zuckermelasse verarbeiten, dann jene, welche 
solche Stoffe verarbeiten, aber mit dem Oesamtranminhalt der G&rgefäße 
hinter 30 Eimern xiirQckbleiben, der Abfindung, eventuell der Uaischraum- 
besteuerung nach frflheren Vorschriften unterliegen; bei den übrigen Brome« 
reien (sowie bei Bflbenbrennereien mit einem Qesam^rraum von 30 Eimern 
oder mehr) wurden durch Gesetz vom 8. Juli 1868, B.>6.-BL Nr. 90, die 
angenommene Grirdauer herabgesetzt und die an(i;enommeneo täglichen Aus- 
beutesätze erhöht Der Steuersatz betrug nach Übergang zum metrischen 
Maß- und Gewichtsystem 10*7 kr. pro Hektolitergrad und ebenso hoch war 
der Kestitutionssatz. Trotz der Steigerung der gesetzlich angenommenen 
Ausbeutesätze ergab sich eine Exportprämie; die Auafuhr wai indessen über- 
haupt und im Verliältnis zum Gesamtprodukt nicht selir erheblich; im Jahre 1875 
z. B. wurden in Österreich- Ungarn 284 Miliioiieu Alkoholeimergrade bei der 
Besteuerung als produziert angenommen, der Export betrug 12'2 Millionen 
Eimergrftde. 

Die Pauschalierung bei der Zuckersteuer wurde durch das Qesett vom 
18. Oktober 1865, B.-0.-BI. Nr. 105, eingeführt; es wurde mehr Bflbe ve^ 
arbeitet und aus der Rflbenmenge mehr Zucker gewonnen, als das Qeseta 

annahm. Für die Fabriken, welche den Saft mittels Pressen gewinnen, war 
in dem erwähnten Gesetze eine feste Skala der Steuerbemessung normiert. 
Dieser gesetzliche Maßstab, von vornherein unrichtig, wurde immer weniger 
zureichend, so daß die Unterschiede zwischen der wirklichen Leistungs- 
fähigkeit der Saftpressen und dem gesetzlichen Ausin:iß ihrer Leistungs- 
fähigkeit im Jahre 1877 in einigen Kübeiizuckerfabriken 80garna!iezu lOOProz. 
der pautschalweise versteuerten Kiil)enniengen erreichten. Für das Diffusions- 
verfahren, das mehr und mehr hensclieud wurde, tniüialt das Gesetz keinen 
Hafistab und die Pauschalierung erfolgte fOr jede Erzeugungsperiode, aber 
4ie Annahmen der BQbenmengen, die t&glich verarbeitet werden können, 
blieben hinter der Wirklichkeit immer zurQck. Der Steuersats betrug seit 
ESnAhrung der neuen HaSe und Gewichte 78 kr. fQr den metrischen Zentner 
frischer Rnbe und die Restitutionssfttse stellten sich auf 9 fi. 10 kr. und 
11 fl. 18 kr. Unter diesen Umständen steckte im Restitutionssatze eine 
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Prflmie.*) Die Znokerausfuhr wurde denn auch stimuliert, sie war sehr er- 
heblioh und steigend. 

Ganz anders waren die Zastaade bei der Biersteuer; hier gab es keine 

Pauschalierung, sondern Bierwürze wurde nach Menge und Sztraktgehalt 
besteuert; es bestand nicht nur keine Aosfiihrprämie, den Exporteuren wurde 
sogar nicht einmal die bezahlte Steuer ganz wieder erstattot.*) 

Die Restitutionen erfuhren nach dem ersten Aufjploicli eine starke Er- 
höhung. Bei der Spiritn sausfuhr stiegen von 346.746 fl. im Durchschnitt 
der Jahre 1860 bis 18t)7 auf 1.070.990 ü. im Durchschnitt der Jahre ISOft 
bis 1877; viel erheblicher war die Zunahme bei der Ziickerausfiihr. Die 
erste hohe Restitulionsziffer kommt in der Erzeuj^nngsperiode 1864 18G5 
▼or mit 2,016.462 fl. und sie betrug in den beiden folgenden Erzeugungs- 
perioden 744.092 fl. und 2,669.610 fl.; fSr die Jahre 1860 bis 1867 ent- 
fallen, da solche Bestitutionen nur in 6 Jahren Torkamen, naeb 6jahrigein 
Durebsehnitt 917.137 fl. auf ein Jahr; fltr die Eneugongsperioden 1867/1868 
bis 1876/1877 resultiert ein weit höherer jlihrlieher Durcbsehnittsbetrag an 
Steuerrflckvergfitungen, n&mlicb 5,872.278 fl.; in der Erzeugungsperiode 
1875/1876 betrugen die Restitutionen 0,472.991 fl. Die ROckvergötungen 
bei der BieniUBfabr betrugen im Durchschnitt der Jahre 1868 bis 1877: 
349.715 fl. 

Die Kestitutionen wurden aus den ZoUeinnahmen bestritten und ver- 
minderten die mr Deckung des gemeinsamen Aufwände«? verwendbare l^ein- 
ertragssuujuie des Zolltrefailes. Der Betrag, um den die Kestitutionen da.s 
ReinertrfipfTii!' des Zoll<^«;fiilles niindorteii, war von den beiden Staaten im Ver- 
hältnisüü der (.^uote aufzubringen; die Restitutionen wurden also effektiv von 
den beiden Staaten nach dem QuotenverhältDis getragen. 

Die hohen Restitutionen bedeuteten lunftehst eine starke Beduküon des 
Ertrages der betreflisnden Konsumsteuer; der Umstand, dafi sie ans den 



Bs ist nicht ohne Intorease, ein« Bereebnniig ihrer HiAe tat jener Zeit kennen 

za lern«); sie wurde eiii-nn parl^monf arisrhen Berichte des damaliEjen Abt^f^onlnotin 
Edanr<l -Stiel! entnoininen : ilie j)er inetriHclieii Zentner Rohzucker rl^■'tituiorte Summe von 
9 fl. lü kr. ergibt i^bei der Bübeusteuer vuu 73 kr. pro 100 kg frischer Hübe) die Au- 
nahue, daB 19*4 Zentner Bahe 1 Zentner Robsneicer ergeben, «wibrend deeh «nter einiger- 
meBen günstigen Verhältnissen nicht mehr als II'/, oder 12 Zentner Rübe verbraucht 
werden, heim Export also etwa ", ZtiitncrRübe oder 27-^ kr pro tnefrlsihen Zentner 
BobzDcker an Pi&mie bestehen, l^icse Prämie überträgt sich selbstrerständlicb auf die 
BnfSDadei Eine «weite geringere Priroie beeteht nndb fir den Bniflnndenieker allein*» 
denn die Differenz der Vcrgütungaaitse entepricht dem gegebenen Sendement dee Bob* 
zuckf^ra nicht melir; die<<'H muß mit 82 Pr"7. min<1e<«tens angenommen werden, wonafh 
Bich höchstens eine Restitution von II fl. 09 kr. für Raffinade ergeben wQrde. (Beilagen 
EU den etenogr. Protok, des Abgeordnetenh., 8. Session, Nr. 720.) 

Das Financminiaterinm erklSite den Anapraeh anf BttekvergUtnng der vollen, 
bei der Bierproduktion entrichteten Verzehrungssteuer für prinzipiell bererhticrt, d^n 
anch Fidge gegeben werden wünle, „wenn nicht flas Bedenken bestünde, .lali bei Er- 
füllung dieses Wunsches mehr restituiert würde, al» bei der Produktion in der Tat be- 
tahlt Vörden ist". (Siehe Beilagen xn den stenogr. Frotok. dea Abgeordnetenh., 9* Seaaieo, 
Nr. 809.) 
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geraeinsanieii Einnahmen bestritten wurden, die Konsumsteuer nach ^em 
Standorte der Produktionshetriebe dem Staatsschatze des einen oder andern 
Staates zufloß, macht keinen Unterschied, denn man berechnet richtig das 
Erträgnis einer Steuer, wenn man von der Bruttoeinnahme auch die Rflck- 
vergOtungen bei der Ausfuhr abzielit. Wird die Rechnuntr nnft/'^Ktellt. so 
resultiert für Österreich als jaiirliciier Keiiiertrag ausderZuckerateuer im Durch- 
schnitt der Jahre 1868 bis 1877 der lU'tra«; von 5.400.000 fl.. während Ungarn in 
derselben Epoche in jedein Jahre durcbi»cliDittlich au lieettitutionen der Zucker- 
steuer um 980.000 fl. mehr trug, als es an dieser Steuer eingenommen hatte. 
Diesem Übdstand kann dnrch eine Ändnnng der Besteuerung bis zu einem 
gewissm Grade begegnet werden. 

Wfthrend die Bestitntionen beide Staaten im Quotenverhtitnisse be« 
lasteten, standen die Ausfuhrmengen der beiden Staaten nicht im Quoten- 
Terhflltnisse zueinander; beim Zucker betraf die Ausfuhr in weit aber- 
wiegendem Ausmaß östevrt^ichisches Produkt; das war eine ständige Er- 
scheinung, begründet in der günstigeren Lage der österreichischen Fabriken 
für die Ausfuhr nach dem Westen und in dem besseren Rohstoff. Bei 
der Branntweinsteuer war der r>9terreichiscbf^ Anteil ;im der Gesamtausfuhr 
geringer, beim Bier, wo cj^ sich um geriD«;iü^i;4ere Beträge liauUelte, wieder 
erheblich liöher als die Quotenzilfer (68 4 Proz.^. Er wurde erwähnt, daß 
der liestitutiousäatii bei der Zucker- und Branntweinuusluhr aus zwei Ele- 
menten bestand, aus der Vergütung der vom eiportierten Quantum wirklich 
entriehteten Steuer und einer AuftiÄlungt der Exportprämie. Soweit nun der 
prosentmäfiige Anteil des einen Staates am Gesamtexport beider Staaten 
größer war, als der Frozentsats seiner Quote, mufite der andere Staat die 
Steuer rflckve^ten, die der erstere Staat emp&ngen hatte, und ttbetdies 
die, die Konkurrenzfähigkeit der im andern Ländergebiete produzierten Ware im 
Auslande steigernden Eiportprämien bezahlen. In Wirklichkeit ergaben eich fol- 
gende Ziftern: berechnet man, wieviel jeder Staat von den Restitutionen wirklich 
tnic^. und dann, wievitd er davon zu tragen geliabt liätte. bei jedem Steuerzweig 
nach dem Verhältnis der dal)ei erzielten fj^esamten BruttosteunrorträLrnisse. so 
' ergibt sich für Österreich im Durchschnitt der Jahre 1868 bis 1877 bei der 
Brauntweinsteuerrestitution eine Mehrlast im Betrage von 160.231 fl.. dagegen 
für Ungarn bei der Biersteuerrestitution eine jährliche Mehrlast von 88.271 rt. 
und bei der Zuckersteuer eine Mehrlast von 1,425 613 fl. Bei allen drei Steuer- 
sweigen resultiert eine Mehrlast Ungarns im Jabresbetrage toi 1,858.658 fl.*) 
Yergleioht man die wirtiiche, also die qnotenmSßige Belastung durch die Besti- 
tutionen mit der, die sich ergeben hfttte, wenn jeder Staat die Bestitutionen 
aQein fflr die eigene Ausfuhr getragen haben wurde, so resultiert für denselbeD 
Zeitraum eine jfthrlicbe Mehrlast Ungarns von 1,480.000 fl.; d. h. Ungarn 
hat bei der quotenmftfiigen Verteilung um diesen Betrag jähriich mehr gexablt^ 
als es bei der andern Bestreitnngsart zu zahlen gehabt hfttte. 

*) Die BrattoeiDnabmen öfttenddis and UaganiB in der Zeit Ton 1868 bii 1677 
verhalten sich bei der Branntweinsteuer wie 55*47 : 44*53, bei der Bieisteoer wie 
94-21:5-79 and bei der Zaekersteaer wie 90*80: 9 20. 
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Beim zweiten Ausgloicb verständigten sich die beiden Regieningen 
Aber eine Äuderung der Bestimmungen betreffend die liestitutioiien, die 
dann auch in das G6»«ta übergegangen ist (Qesots vom 27. Juni 1878, 
B.-0.-BL Nr. 61). Ooimneh waren die Stenerr«ttitaÜoneii fttr die Ober die 
gemeinsame Zollinie ausgefllhrten ventenerten GegeDstftnde aas dea Zoll* 
einnahmen zn bestreitett, die Belastung jedes der beiden Beidisteile beittglich 
«tieser Bestitutionen wird aber in der Art dorcbgefthrt, dafi jeder Ton den 
jfihrliehen Restitationen bei jedem Stenenweige eb<>n so viele Prozente zu 
tragen hat, als sein Anteil an dem von beiden in dem betreffenden Steuer» 
«weige in demselben Jahre erzielten Bruttoerträf,'nis Prozente des letzteren 
ausmacht DIpsh Verständigung' wurde damals im österreichischen Abge- 
ordnetenhaus in heftigster Weise l)ek5nipfr. Eine Prflfung aller Argumente, 
die in jenen aufgerogteo Debatten vorgebrarlit wurden, ergibt wohl die ünlialt- 
Darkeit des überkommenen Zustandes auf üie^iem Gebiete und die Üicbtigkeit 
der ivtigierungävorschläge- 

Es wnrde bereits erwibnt^ daß die Bestreitung der BesfeStntionen aiu 
den ZoUeinnabmen als Osterreichiseber Vorteil dea Osterrnddscben Nachteil 
ans der Gemeinsamkeit der Zelleinnahmen mildem sollte; Ober das Gewicht 
dieses Yorteiles konnte man sich im Jahre 1867 ein klares Urteil bilden 
nach den seit 1860 bezahlten Bestttutionsbetiftgen. Diese beliefen sieb im 
Durchschnitte der Jahre 1860 bis 1867 auf 2*5 Millionen Guldon*); nun war 
im Jahre 1867 kein AnlaA gegeben, eine erhebliche ständige Erhöhung dieser 
Ziffer t\\ gewärtigen; sie bildete also die Grundlage der damals möglichen 
Rechnung, wonach sich fflr Ungarn eine beträchtliche jährliciie Meiirlast 
nicht ergeben konnte. Die weitere Gestaltung der Dinge liat ganz unerwartet 
Veränderungen gebracht, die vuu vurnlicrein nicht in liechnung gezogen 
werden konnten: die jährliche Mehrlast war beiläufig um eine Million 
Guldeu hoher, als sie im Jahre 1867 verauäclilagt werden konnte. Es war 
ein Gebot der Billigkeit, sie sn bweitigen. Gewifi erwndis fttr Osteiideh 
ans der verfinderten Verteilnng der Bestitntionen eine Nenbelastung, aber 
bloB dnrch WegMl des eben gekennaeicbneten, gaoz unerwartet dngetntenen 
flnaniieUen Torteiles. Übrigens war die nene Abmachung für Osteixeidi 
gflnstiger als die Verteilung der Restitutionen nach der AusAihr, indem 
Ungarn in den folgenden Epochen bei der Hanptexportware, dem Zucker, am 
Bxport nicht in dem Maße, wie an der gesamten Steuereinnahme, beteiligt 
war; die Differenz berechnet sich bei den drei Artikeln för den I>iirthschnitt 
der Jahre 1878 bis 1887 mit 580.000 fl. jShrlich. Es ist auch zu beachten, 
daß Österreich durch eine Reihe vorausgegangener Jahre auf Grund der 
früheren Ordnung der Restitutionen fortgesetzt Mindt'rbelastungen zu ver- 
zeichnen iiatte. Man machto auch noch geltend, daß die Erhöhung der Finanz- 
zölle durch den Zolltarif vom Jahre 1878 die ungarische Beitragsleistung 
cum gemeinsamen Aufwand auf Kosten östmeiobs Termindere. Das ist 
richtig, aber damals konnte von Seiten Ungarns mit einer gewissen Berech« 

Dmbei wtfde ili JOrifdMr Betraf der ZiokervteuerrestitatioDen der bohe Dnrdi- 
•dmitt dieser Besütutieninhlangeii der Betriebeperiedea 186i/SS bie 18M/67 eiogcsetit. 
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tiguQg eingewendet werden, daß der Zolltarif im giuueii mehr im Interesse 
Österreichs als Ungarns nnfgestellt worden sei. 

Im Zusammenhang mit der Neuordnung der Restitutionen wurde die 
Zucker- und Branntweinsteuer abgeändert. Das war die Bedingung der Zti- 
stimmuug ÖsteiTeichs zur iieneii Hfstitutionsvertoiliing. schon wpü die resnl- 
tiereude Mehreinnahme neue Mittel zur Bestreitung der Neubelastung aus 
den Restitutionen lieferte. Die Änderungen sind nicht gruri(is;it/li( her Natur. 
Bei der Zuckersteuer wurde zunächst die seit 1865 unverändert gchliebene 
Skala fOr die nach dem PreBverfahren arl»eitenden Fabriken aufgehoben and 
eine neae erhöhte Skala eingefQhrt (Qeseta vom 6. Juli 1877, 
Nr. £7). Dann wurde mit Gesets Tom 27. Jnni 1878, R.-0.'B1. Nr. 71, da 
die Paasehalienmg aufrechterhalten blieb, mit Bfleksieht auf die Unberechen- 
barkeit der Bestitutionsbetrftge Ar einen sicheren, angemessenen Ertrag 
dieser Steuer vorgesorgt durch Kontingentiemng; die pauschalierten Fabriken 
mußten für einen bestimmten Reinertrag aufkommen, der für die Befcriebs- 
periode 1878/1879 mit 6 Millionen Gulden festgesetzt wurde und für jede 
folgende Betriebsperiode umje 500.000 fl. sicherhöhen sollte, bis 10,500.000 fl. 
erreicht sind, worauf im Wege der Gesetzgebung eine weitere YerfQgung zu 
trefleo -^pi n i.\ ürde. 

Auch bei der Branntweinsteuer verblieb es bei der Pauselialienuig; 
das neue Gesetz vom 27. Juni 1878 (K.-G.-BI. Nr. 72) unterwirft die im 
Gesets bezeichneten kleineren Brennereien der Pauschalierung nach der 
Leistungsfähigkeit der Brennvoirichtung oder der Abfindung. Die Zahl dieser 
BrennerMen war sehr grell, aber ihre Stenersahlung mioimal; in der Betriebs- 
periode 1881/1882 besahlten 37.102 derartige Brennereien 208.459 fl. Brannt- 
weinsteuer. IMe gri^fieren landwirtschafUichen und gewerblichen Brennereien 
unterlagen der Besteuerung nach der Leistnngsf&higkeit des Maiscbraumes 
und nur fakultativ der Besteuerung nach dem wiridichen Erzeugnis nach 
den Anzeigen eines KontroUmeßapparates. Der Besteuerung nach der Leistungs- 
ßlhigkeit des Maischraumes waren unterworfen in der Iktriebsperiode 1881 /1882 
1053 Brennereien mit der Stenerlei?5tung von 6,171.824 ri.; unter der fakul- 
tativen Besteuerung nach dem Erzeugnis befanden sich in derselben Betriebs- 
ppriode ;H Brennereien mit der Stenerleistung von 1,700.828 fl.*) Der Steuer- 
satz wurde auf 11 kr. iiiuuutgeäetzt; die Ausbeuteziffem bei der Pauscha- 
lierung nach dem Hdschraum erfuhren eine Erhöhung, doch wurde dabei 
den landwirtschaftlichen Brennereien ein NachlaB von der Ausbeute von 20 
oder 10 Froz. gewfthri Die beiden neuen Steuergesetse bedeuten also nichts 
weniger als einen grunds&ttlichen Fortschritt 

4-. Die Änderungen der Zucker- und Branntweinsteuen im Jahre 1888. 

Im Anschluß an den dritten Anagleich vom Jahr^ 1887 wurden die 
Zucker- und die Hranntweinstr-uer einer radikalen Anderun*: unterzofjen; das, 
was damals festgestellt wurde, rrilt in der Hauptsache noch heute. Die 
Zuckersteuer war, wie dargestellt, pauschaliert, doch hatten sich die beiden 

Die Daten l»ü/i.lien sich auf Osterrpich. 
Zaekerkaadl, Die KoDiumateuurB Iw Ö«terr«icblMsb.uog«rl»chei» AntfUich. ;{ 
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Staaten ein bestimmteB ErtiHpis, das Koittiigent, geiichert. Darch das 

Gesetz vom 18. Juni lt.-G..Bl. Nr. 74, wurde es für die Betriebs- 

periode 1880/IH81 auf 10 Mül. Gulden erhöht, mit der Maß^jabe. daß es mit 
jed»^r folgenden Betriebsperiode um 400.000 fl. solange steigt, bis 12,800.000 fl. 
orrficht sein würden, worauf dmui im Geselxgebiiiirfswe^p weiterf» Vorsorge 
getroffen w«'rdp!i solkr. Der >t*'i)t'r>ntz wur^in auf 8" kr. für l()i>/,v; frische 
Kübe hinaufgesjeui, ebeiisu rrruliren die Keslitutionssätze EriuiliUiigen. I>ie 
l)eiden Gesetze, die die Kontingente festsetzten, waren Notbehelfe, um einten 
fiuuDzielien Erfolg zu sichero, sie konuten und sollten nicht als meriton?clie 
Losung dieser schwierigen Besteueniingsmateiie gelteu; eine dauerhafte Ord- 
nung war also nodi zu scbaffen. Die Mängel der bestehenden waren allge- 
nieia bekannt. Bei der Pauschalierung sind die Betriebe durch die Steuer 
ungleich belastet, je nach der Qualität der verwendeten Bflbe und der Dif- 
fusionsgefUße. Die sogenannte Steuerersparung^) fiel in den einzelnen Pabriken 
sehr ungleich aus. Datu traten Schwierigkeiten infolge der Eontingentiening ; 
da die Pauschalierungsmaßstäke sich in der Regel als ungenQgend erwiesen. 



*) [>io steuennparuii^r bei .l>'n Uteren Formen aoMrer Branntwein- and Zacker- 

8t<"ifr r. s,ultieri*' tiaraus, lial' 1::- ^i'T Besteuerung ytif^rniiil.» creK'gte Quaiituin an Enteug'- 
nUüen gerinjcer war. «U das witklicbe. Dies«- Div*Ti:* n/ kann in sehr vi.'rschio<lener Weise 
zustande kommen. Dm Geeets nimmt z. B. (die ZiiTeru sind willkürlich gewählt^ für 
jedes Hektoliter des R«oiiiinhaUei der Oirgefllße eine tSgUehe Anebente von 8 Liter 
Alkoll 1 .r, die wirkliLlie Ausbeute bdrii^jt aber C; oder, bei J-r puusciialierten Rüben- 
«teuer winl aiigenoinnien, daÖ au» Z< ntticr Kübe 1 Zentner Zucker gewonnen werden 
kann, es genügen jedoch 10; oder die a.)geuomnicne Zahl der täglichen Füllungen der 
IMlTaeionaappanite wird in Wirklichkeit öbertroflen, oder es wird die in diesen bei 
jeder Ffiilung unterzubrin^.-nde RObenmen^e zu niedrip angenommen. IK ZilTeruansätjse 
werden im Laufe der Z« it ge.ateiu'-'rt, um sie der Wirkliclik-it niilier zu bringen, aber so 
lauge Hie mit diener nicht übereiuntimmeo, beisteht jt-m Divergenz. E-) ergibt sich daraus, 
datt die wtrk)i<'he SteQerbelastnDg der besteuerten Artikel geringer i>t^ als die gesetzlirli 
angenonin n ; I t» Oesetz will . h den Zentner Zneker mit 9 fl. 60 kr, treffen and be- 
»item-rt demn;i<:h d'-ii Zentner Kube mit 80 kr„ da 3h< r aus 12 Zentner Rübe Zentner 
Zucker gewonnen werden, int der Zentner Zucker mit M II. belastet; die >t(>uerbtila8tung 
ist also «ine andere, als die rom Oeee^z gewollte. Eine linauzwirtächaftliche Wirkung 
dieses Zustandes ist, daS die prodazierte Menge des besteaerten Artikels steigt, ohne 
daß die Struereinnahme zunimmt ; in dem erwähnten Beispiele erhobt sich die Zucker- 
produkii'-n um 20 Proz., oiine dali die Sten' r Irtt 'n von dieser Tatfiaclie etwas verraten. 
Wird der Artikel ins Ausland ausgeführt, äo kann bei ^»leigendem Et^jurt die :Sti-uereinnahme 
dnrcli die, nach der angenommenen Steuerbelastung beines8enen,Keatttntionen mebrnnd mehr 
aufgexehrt we rden. Neben den finan/wiit:><.battli(-beii sind anch die volkswiriMbaMielieii 
Wir'aMnjT. n (i. r M. ii< r>'rspaiung zu bi aol teii ; die l>iflVrenz zwisclien der angenommenen 
und wirkliclieu Sttue^beiastung il Ü. tiO kr. in uiwercm Bcii!i|<iel<r), kann iiu i'reise des 
Prodtiktes ganz oder teilweise dem Verkäufer zugute kommen; eine nähere Auaftthrang, 
beim Zu- k.T sehr < inlach. beim Branntwein etwas nmatändlicber, muß hier unterbleiben. 
Ihis St: 1 liicMii (iewinn zu beliau^iten und zu erliulien, wirkt auf die Produktion in 
mauniglacher, günNtiger und ungünstiger \Veit<e zurück: in Form der Beschleunigung 
des Gar?erfshrena, der AnsehaDung von dem Zweck immer bca^icr entaprecbenden Werke- 
einricbtangen der Zuckerfabriken, in der Steigerung der Zuekerbältigkeit der Rabe Q.dgLni. 
Eiif Fol^'e los Gewinnes ist die Vermehrung der produzierten Menge, unter Umstanden 
Cberprodukiioo. 
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um den garantierten Reinertrag tu enielen, mnfiten sehr erhebliche Kacb> 
aahlangen der Betriebsinhaber erfolgen, ein Zustand, der diesen sehen aas 
dem Gründe sehr nnerwflnscht war, weil er eine genaue Voransbereehnung des 
Kostenpreises unmöglich machte. Unter solchen ümstftnden strebte die Industrie 

selbst den Übergang zur sogenanntPii Fabrikatsteuer an; das österreichische Ab- 
geordnetenhaus hatte schon im Jahre 1880 ihre Eiofahrung von der lietriebs- 
Periode 1886 1887 an gefordert und als die liegierung im Jahre 1887 und 
dann in finer abgeänderten Vorlage im Jahre 1888 diese J^estouprungsart 
:ik7.4 ptierte, kam die neue Ordnung rasch und ohne erbebliche Schwierig- 
keiten zustande. 

Das Gesetz vom 20. Juni 1^88. R.-G.-Bl. Nr. 97, unterwirft der Steuer 
den aus der Fabrik oder dem Freilager in den freien Verkehr de« Zollgebietes 
Obergeheoden Zucker. Da die Restitutionen und damit die versteckte Ausfuhr- 
prämie entfielen, so wurden der Industrie, um ihre Konkurrensfäliigkeit gegen- 
aber der durch Frftmien geförderten Industrie anderer Staaten zu erhalten, Ausfubr- 
boniflkationen gewährt. Man berechnete damals die in den Bestitutionssfttaen 
enthaltenen AusfuhrpiiUDien auf 1 fl. 70 Yx. für 100 Kilognmtm BohznclEer und 
2 fl. 73 kr. fQr 100 Kilogramm raffinierten Zucker, die eingeräumte offene Boni- 
fikation betrug 1 fl. 50 kr., 1 fl. 60 kr. und 2 fl. 30 kr. für 100 Kilogramm Zucker 
je nach der Polarisation von unter 93 bis mindestens 88 Proz., von unter 99*5 
bis 93 Proz. und von Tnindestpns Pro7. Sollte dfr GfsntntbotrnfT der Boni- 
fikntionon für die Au.srulir aus dem Zullgebiete in einer Erzeugungspenode 5 MilL 
(Jiililen nl>ersieii(eii. so war der übersteigende JJetrag von sämtlichen Uuter- 
iit'imiorn der Zuckererzeugungsst&tten des Zollgebietes zu ersetzen. Die Zifler 
erklärt sich in folgender Weise: mau hatte berechnet, daß in den Betriebs- 
perioden 1882/1883 bis 1884/1885 durchschnittlich, auf ßohzacker reduziert 
8,106.326 Meterzentner exportiert wurden, was mit dem Satse der Export 
bonifikation fQr Bohzucker TOn 1-60 fl. multipliziert, rund 5 MiU. Gulden ergibt. 
Der Satz der Verbrauelisabgabe wurde mit 11 fl. für 100 Kilogramm festgesetst. 
Man glaubte, dafi derart eine erheblichore Preiserhöhung vermieden werden 
wflrde. Die Preisbildung des Zuckers erfolgte vor dem Gesetze aus dem 
Jahre 1888 im Inlande, das, wie erwähnt, in stärkerem AusmaOe Zucker 
exportißrte, in der Weise, daß vom Weltmarktpreise die Transportkosten zum 
ausländischen Absatzort rib<xezogen und zum Best der Epstitntiohssatz zti?e- 
«chlagen wurde; die Kestilutionen wuid^'u allenlin'j--^ ullein bei der Ausfuhr 
ausbezahlt, da jedoch kein Verkiiufer iui Inlande wf-mger zu nelnnen brauchte, 
als er bei der Ausfuhr erhalteu würde, imd das war eben der Wf^ltmarktpreis 
minus Transportkosten mm Absatzorl plus Rnstitutionssatz, so wurde auch bei 
der im Inlande Terkauften Ware der Restitutioossatz, also auch die Prämie, 
bezogen. Dieser hatte bis dabin II fl. 55 kr. fftr 100 Kilogramm Bafflnade 
betragen; da nun zum Steuersatz von Hfl. die Bonifikation von 2 fl. 30kr. 
trat, so war eine Verteuerung, soweit diese Verbtitnisse einwirken, um 
1 fl. 75 kr. für 100 Kilogramm BafBnade gegeben. 

In Verbindung mit der Umgestaltung der Steuer wurde eine Neib rung 
fiür den Zuckerverkehr zwischen Österreich, Ungarn und Bosnien und der 

8* 
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Herzegowina, ^) und ebenso für den Brauntweinverkebr geschaffen. Nach den 
ftltoren Getetten wurden die Zucker- und BraDotweinsteaer wie ancli die 
Bieistever aDlftBlieh der Produktion erhoben und dio Steuern kunen dem 
StMtsecliatBe des Lftndergebietes «n, in dem die Produktion erfolgt war, 
aucli wenn dio Ware im andern Lindergebiete sum Absatz gelangte. Als 
die Zucker» und Branntweinsteuer im Jahre 1888 dahin abgeändert worden, 
da0 die Äbgabepflicht immer oder zumeist durch den Übergang des Pro- 
duktes in den freien Verkehr des Zollgebietes gegeben war, brauchte soweit 
nichts ijeänilert m werden, als wieder der Staatsschatz des Läiidor^ebietes, 
in dem die Produktion stritt^L'^^funden hatte, die Steuer orapting, mochte auch 
das Produkt in den andern Staat gebracht werden. Anläßlich der Neu- 
ordnung der Steuern war zu entscheiden, was in dein Falle gelten solle, 
wenn , steuerbarer' Zucker oder Branntwein unversteuert aus der Pro- 
duktionsstätte oder einem Freilager des einen Ländergebietes in eine im 
andeni Lftndergebiete befindliche Produktionsstfttte oder in ein dort be- 
stehendes Freilager gebracht und von da ans in den freien Verkehr des be- 
treffenden Lftndergebietes gesetst wird: wem die Steuer ankommen solle, 
dem Staatsschatze des Produktionsgebietes oder dem die Steuer einhebenden 
Staatsschatze. Da nach den neuen Steuergesetaen die Abgabe dem Staats* 
schatse des Produktionsgebietes zukam, auch wenn das Produkt in eines 
der anderen Ländergebiete verkauft wurde, so machte man bei diesem neuen 
Falle keine Ausnahme — im allgemeinen — und es wurde vereinbart, daß die 
eingehobene Steuer dem Läniieri^ebiete, aus dem die Erzeugnisse stammen, 
vom Staatsschätze des empfangenden Lündergebietes ?.n vergüten ist. Sofern 
derart unversteuert Obertragene Mengen ins Zollaiisland gebracht wurden, 
fand keine Steuereiuhebung, folglich auch keine Steuervergfltung an die 
Staatskassa des Produktionsgebietes statt. Das Zucker- wie das Branntwein- 
steaergesetz beschrftnken sich aber nicht auf diese Anordnungen, sondern 
bestimmen, daß die Yergfltung fQr unTorsteuert flhertragene und dann in 
den freien inneren Verkehr tretende Erzeugnisse nur in dem Hafie statt- 
findet, als ihre Menge großer ist, als die Menge der aus dem empfangenden 
Llndergebiet gegen Ausfuhrbonifikation Aber die Zollinie ausgeführten Er- 
zeugnisse. Unter Umständen bezog also der Staatsschatz des empfangenden 
Ländergebietes die Steuern von den in den anderen Ländergebieten pro- 
duzierten Konsnmgegenständen. In dieser neuen Restimmung liegt ein Ab- 
gehen von dem bis dahin ausnahmslosen Zustand, da£ die Steuer dem 
Staatsschatz des Produktionsgehietes zukommt. 

Dieser Zustand bernhte nicht auf einer besonderen gesetzlichen An- 
ordnung, sondern ergab Mich, bei bestehender ZoUgemciasüUalt der drei 
L&ndergebiete, mangels anderweitiger Bestimmungen von selbst aus der 

') Die Aufnahme dieser Gebiete in das gemtfafttane Zollgebiet erfolgte durch 
Gesetz vom 20. De7cmb» r 1870, T^ -C-T!]. Nr. 13R. aus wcl-ht m AnJans" das Tabak- 
UBd äalzmoQopol cingetuhrt und bestimmt wurde, daB bezüglich der Ivonsumateuem die 
te beiden StMteo der Monarchie bestebendan vereinbarten gl«icliu1igeii Gesetze and Ter* 
valtangsronchriftea m gelten haben. 
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Einriehtnng der genannten Stenern. Es lifttte beBonderer Gesetze bedurft, 
um eine andere Zuwenduig der betreffendem Steuereinnahmen ra erzielen. 

Dasselbe gilt von der Bier- and Fetroleumsteuer. Die erste ausdrückliche 
gesetzliche Anerkennung des Zustandes liegt in den erwähnten Paragraphen 
des Zucker- und des Branntweinsteuergesetzes aus dem Jahre 1888, und da 
wird IT sogleich eingeschrünkt. Die staatstinanzielle Wirkung der neuen 
Ordnung tritt an Wiolitiiiil'pit zurück gegenüber dvr grundsätzliiiieri Bedeu- 
tung der vereinbarten Neu« l untr. daß die Konsulnabgaben nicht mehr unter 
allen Umständen dem Produktionsgehiete zufallen, denu das war der erste 
Schritt zur volistäudigeu Beseitigung dieses Zustandes; die beiden Gesetze • 
Itber die Zucker- und Branotweiasteaer haben aber flbordies noch in anderer 
Weise die Brreiehung dieees Zieles erleiehtert, wie alsbald gezeigt werden wird. 

Es sei nur noch beigefligt, daß die neoe Znekersteuer in sta&tsfinttt> 
sieller Beziehung die Erwartungen erfflUt hat: in der Betriebsperiode 1887/1888 
betrug das Beinertrftgnis im Qstenreichisch-ungariscben Zollgebiete 12*8 M1IL 
Oulden, dabei hatte die Bruttoeinnahme der Bfibensteuer 25*8 Mill. Gulden 
erreicht and es mußten, da die Ivestitutiouen sich auf 19 MilL Gulden 
stellten, noeh 6 Mill. Gulden nachgezahlt werden, um das Eontingent, eben 
jene Il' H Millionen, voll zu machen; in den folgenden Betriebsperioden er- 
höhte sich jenes Krträgnis, nach Abzug der Bonifikationen, bei gleichbleibendem 
Steuersatz bis auf o2 Ü Mill. <iulden in der Betriebsperiode 1B95/1896. 

Die Reform betraf aocli die Branntweinsteuer. Der Erfolg des Gesetzes 
aus dem Jahre 1878 war uubefriedigeud. Zunächst in staatsfinauzieller Be- 
ziehung. Die Bruttoeinnahmen aus der Branntweinsteuer zeigten keine Er- 
höhung; im Jahre 1869 betrugen sie U*4, im Jahre 1882 14-5 Mill. Gulden 
in beiden Staaten; die ganze bei der Besteuerung als produziert angenommene 
Kenge Alkohol, in überwiegendem Ausmafie der Maisefaraumpausebaliemng 
unterliegendes Erzeugnis, zeigt ebensowenig eine erheblichere Vermehrung; 
das wirkliche Erzeugnis war natOrlich ¥iel grOfier als das angenommene; 
auch die jährliche Hehrproduktion braucht, innerhalb bestimmter Grenzen, 
wegen der Steuerersparung aus den ResteuerUDgsdaten nicht hervorzutreten. 
In volkswirtschaftliclier Beziehung beklagte man in Österreich die starke 
TTngleichmflßigkeit der Steuer: die Steuerersparung wird in den großen 
Brennereien systematischer un-l mit mehr Erfolg betrieben, als iu den 
übrigen, dir-se sind in ihrer Konkurrenztiiliigkeit beeinträchtigt, und man 
erklärte eine gedeihliche Lacre der landwirtschaftlichen Brennereien fflr aus- 
geschlossen, 80 lange die Sleuürpauöohalieruug auch den Brenuereien von 
größerem Betriebsamfang eingeräumt ist. 

Das OesetK vom 19. Mai 1884, R.-G.-B1. Kr. 63, brachte eine gewisse 
Abhilfe. Es lag mehr im österreichischen als im ungarischen Interesse, denn 
die, in Ungarn erheblichere, Oroflindastrie wurde einer strengen Besteuerung 
unterworfen, wfthrend die kleineren, in Österreich stSrker vertretenen Betriebe 
durch eine mildere Behandlung in ihrem Bestände gesichert werden sollten.^) 

>) Du Verh&ltni« tritt klar berror atiB den Alkohobncngen, die in der eivtea 
Betneb«p«siode 1884/85 nach dem neaen Geteti in Östemieh and in Ungtm dar PaiiMhar 
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Es Ifthrte die Prodaktbestfiaeraog auf QniDd der Anzeige eines KontroU- 
meBapparates fttr landwirtschafüicbe Brennereien, wenn der steuerbare Maisch* 
ranm 60 Hektoliter, und fttr nieht landwirtscbafflicbe Brennereien, wenn er 

85 Hektoliter Überstieg, obligatoriscli ein; den ersterwähnten Brennereien 
wurde ein Steuernachlaß von 20 oder 10 Pro/., den erwähnten, nit ht land- 
wirt»chaftlichen ein Nachlaß von 5 Pro7. gewährt, je nachdem die durch- 
schnittliche Braiifwpinerzeugung für Hcn ]^etriol)stag nicht mehr betnifr als 
3Yj, 5 beziehungsweise 5 H«»ktolitpr: tlii' iinti'i der Mnischrnnmpauschalierung 
verbleibenden landwirtschaftlichen Brennereien erhiekeii einen Steuernachlaß 
von 25, 20 oder 10 Proz., je nach der Größe des zu versteuernden Maisch- 
raumes; bei diesen Brennereien trat eine Erhöhung der angenommenen Alkohol- 
ausbettte auf 57sr 6Vs und 7 Proz. ein. Fflr die kleioereu Breouereien 
wurde die Steuer uaeh der Leistungsfähigkeit der Brennrorrichtung oder 
im Wege der Abfindung bemessen: man zülte solche in der Betriebsperiode 
1884/1885 in Osterreich 86.572 mit einer Steuerleistung von 180.896 fl. 
Den der Produktbesteuerung unterworfenen Betrieben wurden weitere Bo- 
gftnstigungen zugewendet: der zu Tersteuemde Alkoholgehalt des Produktes 
wurde mit 75 Grad festgesetzt („Annahme eines Durchsclinittsalkohol- 
gehaltes"); da tatsächlich 92 Grad erzeugt wurden, so betrug die Steuer 
effektiv 8 fl. 90 kr. für das HeKtoliier reinen Alkohol. >tatt II Ii Dazu 
kommt, was gleiehfalls vomiegend den größeren Betrieben günstig,' war, daß 
bei dpr Ausfuhr niciit nur 11 kr. pro Hektolitergrad vergütet wurden, also 
mehr als die entrichtete Steuer, sondern auch noch ein lOprozentiger Zuschlag 
für die durch Lagerung, Transport usw. eutsteheude Schweudung, was über 
den tatsächlichen Eutgaug hinausgeht. 

Bei dieser Ordnung blieb es nicht lange. Der Wunsch, die Brannt- 
weinsteuer fUr die Staatseinnahmen yiel stärker auszonfitzen, fahrte zu der 
sehr tiefgebenden Beform durch das Gesetz vom 20. Juni 1888, B.-G.-BL 
Nr. 95. Dieses unterscheidet zwei Branntweinsteuerfonuen: die Eonsum- 
abgabe und die Produktionsabgabe. Die letztere gilt, unter Beibehaltung der 
Pauschalierung nach der Leistungsfähigkeit der Brennvon'ichtung und der 
Abfindung, füi die kleinen Kesselbrennereien, deren Zahl sehr groß und deren 
Steuerleistunt,' verhriltni«mr<fii<:f (rering ist (es waren in Österreich 42.728 Be- 
triebe in der Belrieb&periodo ls>^S iR>^9 mit eim iii ani^n aommenen Erzeugnis 
von 1,253.000 Hektolitergraden und einer Steuerleislung von iJ^S.fiOO fl.), 
dann, unter Besteuerung des genau ermittelten Erzeugnisses, für iJiemieieien, 
welche Weinablalle verarbeiten usw. (3 Betriebe mit einem Erzeugnis von 
91.000 Hektolitergraden und einer Steuerieistung von 82.000 fl. in der er- 
wfthnten Betriebsperiode). Die tlbrigen Brennereien fallen unter die Konsnm- 
abgäbe; sie liefern den weit fiberwiegenden Teil des Steuererürages: bei 
1118 Betrieben wurden in Österreich 1888/1889 von 680.684 Hektoliter 
reinem Alkohol 22,077.979 fl. als Eonsumabgabe bemessen. Die Bemessung 

li«niiig BMh i«m Maisehraam and der Produkibesteneranf; anterworfen wiud«u; lie b«* 
tnig«n bei der Paavchalierang: i» Östcireich 40'7, in Ungarn 17 and bei der Frodakt- 
bastoaernng; in Östenreleb 44 ood in Utigani 80'2 Hill. Hektolitergrada. 
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der Produktionsabgabo erfolgt anläßlich der Produktion; in <len der Konsnm- 
abuabe unterlie^pnden Betiieben wird das Er/Pii'jnis niittfls cinps Kontroll- 
tnnßHpparates cuiitlirh ermittelt, aber die Bef?t»ufiiiii^' hat zu fitol^on. so- 
bald das Fabrikat aus der amtlichen Kontrolle in den freien Vi rkfhr des 
Zollgebietes übertritt. Die Kon.sumabgabe wurde nach dem deutsch* n Beispiel 
io zwei Steuersätzen festgestellt. Di? Steuerrefornj verfolgte den Doppel- 
sWeck; Erhi^hung der StaataeiiiDahmeD und Beseitigung der ÜbarpTodnktion 
sn Branntwein. So wurde denn eine Alkoholmenge festgesetzt, die jährlich 
von den unter die EonBumabgabe fallenden Brennereien zum niedrigeren 
Satz eneugt werden darf, der 85 kr. für den Hektoiitergrad betrug, während 
der höhere Satz sich auf 45 kr. stellte. Der Satz der Produktionsabgabo 
betrug gleichfalls 35 kr. Mit der Annahme des Kontingentes mit dem 
niedrigeren Steuersatz waren die selbständigen Kontingente Östf'ri. i( bs iiiid 
Ungarns gegeben. Das Kontingent wurde fflr 10 Jabre auf 1,878.000 Hekto- 
liter für d.i> L'^'^;^nt^ ui?tf'rrpirbi5!f'b-\iiiL::ingche Zollgebiet festijesptzt und 
lür dieselbe Dauer die dav«iii auf < >sti>i rt irh, Ungarn und Bosnien und liie 
Herzegowina entfallenden Koutiugeutf iKstiramt: 997.458. 872.542 und 
8000 Ht'ktolitor. Die Regelung der individuellen Verteilung der Alkohol- 
menge. die in je einem Ländergebiete von den unter die Konsumabgabe 
fallenden Brennereien zum unteren Satze dieser Abgabe in der Betriebs- 
periode erzeugt werden darf, nimmt das betreffende Lftndergebiet selbständig 
im Oesetzgebnngswege vor. Natflrlich wurden die die Verbrauchsabgabe ent- 
haltenden Zollsätze entsprechend erhöht. Der Branntweinsteuer unterliegt nur 
der zum menschlichen Qenufi im Inland bestimmte Branntwein. Bei dem 
Branntwein, der in Rötrieben produziert wird, die der Konsumabgabe unter- 
liegen, findet bei der Ausfuhr über die ZoUinie eine Restitution nicht statt, 
^veil keinf Resteueruni; vorausgegangen war; anders bei dem Hratitil wein, der 
in lU'tri(d>en liorcrf^^tellt windn. die der Produktionsabfrabp unterworfen sind; 
er ist von vornherein besteuert, ohne ROck?i*'ht daraiif. wo er verwendet 
■werden soll, und wenn er exportiert wird, muß finn St» uervergfltung ein- 
treten.') Der Vergötungssatz ist nicht mit 35, sondern mit IT'/ä kr. lür 
den Hektolitergrad festgesetzt, in der Annahme, dali bei der Pauscha- 
lierung und Abfindung doppelt so viel als angenommen produziert wird. Da 
der Branntwein bis dahin eine versteckte Ausfuhrprämie hatte, so wurde, 
um den Export nicht zu unterbinden, eine Ausfuhrbonifikation gewährt; wie 
oben erwähnt, wurden frflher 12 fl. 10 kr. für 100 Hektolitergrade resti- 
tuiert, die Produktionsabgahe hatte rund 9 fl. betragen, so daß eine 
Prämie von 3 fl. 10 kr. resultierte; man «^iiiir nun auf 5 fl. für 100 Hekto- 
literi,Made, doch durfte der Gesamtbetrag der Bonifikationen 1 Mill. Gulden 
in der Betriebsperiode nicht Obersteigen, Man hielt sifh dabei an den Durch- 
schnitt der Ausfuhrmettgen der letzten 6 Jabre. Es wurde endlich auch fOr 

*) Der in einer der Prodoktionsabgabe auterworfeDeii Brennereien eneogte Bnnnt- 

wiin, dt^ss n Alkoholmcnije rlnrch den KontrolImcOapparat od*'r nnt^r Anwondunp;^ eines 
Samnielgelaües ermittelt wird, kann 7um 15<'ln:fe der Ausfuhr abgabefrei iMn^felagert 
wer ien. (§ 0 des Gcä. vom 20. Juni ldS8 nnd kais. Verordng. vom 17. Juli lä9y.) 
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die nntar die Koosuniabgabe ftllttidM laodirirteeliaftlicheii BrAnnereien eine 

£ntsc1iädiVuDg vorgesehen: lie batten bis dahin Stenernachlässe gehabt und 
den Vorteil der SteucrcrsiparuDg; nun wurden ibneo Bonifikationen fflr <^i^ 

aus der ErzeugiingsstäUe aus<jrefülirten Alkoholmengen gewährt, die je nach 
der durchschüittiiciieo XagesprodulctiOD (höchstens 7 Hektoliter) abgestuft 
waren. 

Die neue Branntweinsteuer war dm unter die Kousuiuabgabe talleaden 
Brennereien schon aus dem Grunde der starken Erhöhung des Steuersatzes 
unerwünscht. Sie betrug bei den bis dahin der Fabrikatsteuer unterworfenen 
Bramereien etwas Aber 26 IL und bei den Brennemeii, bei denen die Pau* 
acbalierung nach der LeietungsfUhigkeit des Maisebraumes statthatte, Uber 
80 fl. fQr das Hektoliter absoluten Alkohols. Diese Stenererhöhnng mnflte 
eine Preiserhohnng und in weiterer Polge eine Bedoktion des AbsaUes nach 
sieh ziehen. Dasu kommt, daß bei den frflher der Pabrikatsteuer unter- 
worfenen Betrieben »die Annahme eines durcfasebniUliclien Alkoholgehaltes* 
entfiel; die in die andere erwfthnte Kategorie gehörigen Brennereien, di« nm 
mindestens 80 Proz. mehr prodnzipvt hatten, als an^i^pnommen worden war, 
büßten den dadurch <:fegpben*^n Vorteil ein. All das fällt indessen nicht ins Ge- 
wicht. Die Einfuhruiiir 'iei Kouäiuinütetier war, ebenso wie der hoho Stenorsatz 
vollkommen richtig. Das Gesetz hat dtii erwarteten ßtiiatfitinanzicllen Krfo]^ 
wirklich gehabt; der Bruttoertrag stieg in Österreich von il-G Mili. öulden 
in der Betriebsperiode 1887/1888 auf 34 2 Mili Gulden in der Betriebsperiode 
1896/1807. Unter der Geltung dieses Gesettes haben sieh die Produktion, 
die Ausfuhr und die abgabenfireie inlftndische Spiritusverwendung gehoben. 

Bs verdient herrorgehobeo zu werden, da8 der Obergang Ton der alten 
zur neuen Steuer fftr die dsterreicbiscben Brennereien erheblichere Schwierige 
keiten und Nachteile mit sich brachte, als fQr die ungarischen, und zwar aus 
folgendem Grunde: in Ungarn war die GroÜindustrio auf diesem Gebiete 
stärker entwickelt als in Österreich; ein viel größeres Quantum Alkohol 
als in Oesterreich, war dort wnU-r die ProduktbosteueruTifr nach dem Gesetze 
aus dem Jiiliri' Issi yetallen und die mit dit'ser Prodiikrion beschäftigten 
Brennert'itMi wunlt^n liur^'h den Übergang zur neuen »»r imiug am wenigsten 
beriilirt. Die der K* iisiiiiiahgabe zu unterziehenden, bisher nach dem Maisch- 
raum pauächaliorten Brennereien, bei denen die Einführung der neuen Ord- 
nung einen Umstun bedeutete, waren in Österreich Tiel stftrker vertreten 
als in Ungarn.*) Auf der andern Seite muB betont werden, daB das neue 
Gesetz nach einer gewissen Bichtung bin fflr üngam vorteilhafter war, als 
fQr Osterreich, indem die Brennereien, die nach dem neuen Gesetse der 
Produktionssteuer unterliegen, die sogenannten Kesselbrennereien, in Ungarn 
ein viel größeres Alkoholprodukt aufweisen als die analogen Betriebe in 



^) Es worden versteuert HektoUter^Tadc in der Betriebsp«ri<> I l»ei 

dvm MttlfOliniuiii v>e>it«<ufning 
in O^terroicli .... 47.388.782 :sr).y72.I05 

in Ingam 10,421.4ö7 64,Öü0.ö7y 
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Osterreich,') Diese Brennereien genießen eine seiir starke Steilen r-paruug. 
Es winde bereits erwähnt, daß. während der Steuersatz der Produkiionssteuer 
35 kr. pro Hektolitergrad betrug, bei der Ausfuhr bloß IT'/ä kr. resti- 
toiert werden; maQ ging davon aus, da£ doppelt so viel, als angenommen, 
enoQgt wird. Bae prodnnerie Quantum Qbertrilft aber das angenonomoite tun 
weit mobr als das Doppolte, wie noch nachgewieBon werden wird. 

Das BranntweuiateaorgesetK ist besonders bemerkenswert dadurch, dafi 
ea den ganz neaen Gmndsati innerhalb geiHsser Grenzen zu Torwirklichen 
Bueht, die Deckung des Bedarfes jedes der drei Lftndergebiete der eigenen 
Produktion zu sichern und damit auch zu erzielen, daß die Verzehrungs* 
Steuer dem Konsumtionsgebiete zufalle. Eine völlige Sicheiung des hei- 
mischen Marktes für die heimische Produktion innerhalb des Kontingentes 
wurde indessen durch das Branntweinsteuergesetz niclit erzielt, und zwar 
aus verschiedenen (irunden. Bei der Berechnung der Koutingente legte man 
Produktionsziffern zugrunde, indem die vermutliche Erzeugungsmenge der 
unter die Froduktiousabgabe und uuter die Maibciiraumsieuer fallenden 
BreDDoreien im Darchscbnitt der letzten 6 Betriebspeiioden ermittelt wurde 
(das Hbrige Erzeugnis wurde nidit einbezogen), nnd zwar für österreieli 
und Ungarn, wahrend die minimale Ziffer Bosniens und der Herzegowina 
wegblieb; von dem sich ergebenden Quantum zog man dann ab: als Ezport 
ins ZoUauslaud, steuerfreie (gewerbliche) Verwendang und Konsumabnahme 
608.000 Hektoliter: die restlichen 1,878.000 Hektoliter wurden, nach Zu- 
weisung Ton 8000 Hektoliter an Bosnien und die Herzegowina auf Öster- 
reich und Ungarn nach dem Verhältnis verteilt, daß ffir jedes die jährliche 
durchschnittliciie Erzeiigungsmeniifo jeuer Epoche angesetzt und davon die 
Alkohoiiiienge abgezogen wurde, die durch den Kxporl ins Zollausland und 
die steuerfreie (gewerbliche) Verwendung gegeben war. So gelaugte man zu 
den Kontingenten 997.458 uud 872.542 Hektoliter. Die Kechnungsergebnisse 
aind vielfach auf Schätzungen basiert. Die Kontingente umfaßten demnach 
auch jene Mengen, die jedes der L&ndergebiete in der betreffenden Epoche 
in die anderen eiportiert hatte, die Festsetaung der Kontingente liefi also 
diese Warenbewegangen, die darin resultierten, daB Osterreich eine ständige 
starke Hehieinfuhr von Brsantwein aus Ungarn hatte, nnberahrt 

Dazu kommt, daß die Kontingente, wie sich herausstellte, zu hoch 
berechnet worden waren, so daß immer wieder Kontingentspiritus aus Oster^ 
reich nach Ungarn und umgekehrt gebracht wird. In dem Zeiträume von 
1888 Iiis 1893 exportierte Österreich nach Ungarn 349.458 Meterzentner imd 
importierte aus Ungarn 703.243 Meterzentner Branntwein verschiedener Art. 
Auf die Ergebnisse des Lberweisungsverfabrens seit 1894/1895 wird noch 
eingegangen werden: nach der Zwiseheiiverkehrsstatistik steht einer Ausfuhr 
Österreichs nach Ungarn im Zeiträume 1902 bis 1906 von 297,315 Meter- 
zentner Kontingentspiritus eine Einfuhr von 192.S25 Meterzentner gegen- 

') In der Betriebsperiode lt85/ldöt) wurden besteuert durch Pauschalierung nach der 
lirennvorrichtung uud durch Abfindung in Österreich 2,027.025 und in Ungarn 10,901.088 
Hekfaditwgittde. 
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Ober, was nach Abzug einer 20prozentigen Tara eine jährliche Mehrausfuhr 
Österreichs von 16.800 Meterzeatoer dö* bis 96prozeDt»gen Spiritus erg^ibt. 

Eiiif Eiinvitkonc; flbt des weiteren der im Jahre 1888 bei d^r Kon- 
tiiifrontliorr'chiiuüg nicht einbezogene, der Pro^lnktionstibsf.ibi» unterwoi*fene 
Spiritus aus. Dieser macht nicht nur iu dem Lündergebiete, wo er lier- 
gestelit wiivi, die volle Ausnutzung des Kontingents unmöglirli. sondern 
auch in dem andern, in den er als Exportartikel eindringt. Es hatnlt lt sich 
dabei hauptsächlich um die Obstbrennereien. Auf diesem Gebiete war üngani 
von Toraherein flber1eg«n uod «b bat diese Überlegenheit behauptet In der 
Betriebsperiode 1888/1889 betrug das bei der Produlrtionsstetter angemeldete 
Quantum in Österreich 18.487, in Ungarn 33.559 Hektoliter absoluten 
Alkohol, in der Betriebsperiode 1894/1895 stellen sich die beiden Ziffern auf 
13.722 und ßl.HTr. und in der ßetriebsperiode 1904/1903 auf 15.744 und 
86.228 H' kioliter absoluten Alkohol. Die Stenerenparung ist bei diesen Be- 
trieben, also hauptsächlich bei den Obstbrennereien, eine überraschend starke. 
Es liegen hierüber sdir hplolir.^nrjn faclitniinnische Mitteilungen vor. wolrhe 
die Verhültni^ssp flum- tur KpcIihuii'^ t^tier Arader Firma im Jahre l'jüä in 
Böhmen gel'ahiUsn Olisttuininerei betreffen. M Nach der trp^ety.liclitMi Aiiinh?ne 
Bollten dort in je 24 .Stauden 80'4 Liter absoluten AlkoliuU produziert w.'r leu; 
die wirkliche Erzeugung ist aber mit 600 Liter absolutem Alkohol zu be- 
rechnen; die bezahlte Steuer belief sich tagUoh auf 77 76 K, also auf 
18 h flQr den Hektolitergrad, statt 90 h; die wirkliche Produktionsmenge 
fibersteigt die angenommene um das Siebenfache. Das Ffinffache des an* 
genommenen ProdnkUonsquantuus wird als das im allgemeinen als richtig, 
anzusetzende bezeichnet, wonach man« da fflr die Betriebsperiode 1904/1905 
bei der Produktionssteuer in Österreich und üngam 101.972 Hektoliter ab- 
soluter Alkohol als Froduktionsquantum angemeldet wurden, zu einem wirk' 
liehen ProduktiriTr^fiuantum von 500.000 Hektoliter absolutem Alkohol ge- 
langt, Mnn *Mkl:iit Anrc.h diese überni^chendo Tatsache den Umstnnd. daß 
den Breuuereit'ii in der \fon;«vchip dit- I )ilTi'ri iiz zvvischon den beiden Steuer- 
sätzen der Konsumahgabe- noch imintT nioiit zugute koinuit. f'hcr .\us- und 
Eiutuhr Österreichs und Ungarns au derartigem Branntwein gibt du' Zwisclieii- 
Terkehrestatistik folgende Auskunft: von 1900 bis 1906 betrug die Mehr- 
einfuhr Österreichs aus Ungarn an «Branntwein und allen nicht versflfiten 
geistigen Getrftnken" 188.324 Meterzentner; das ergibt eine jfthriiche Mehr- 
einführ von 19.000 Metersentner, oder nach Abzug der 20prozentigen 
Tara 15.200 Meterzentner Branntwein von etwa 40 Proz. Alkoholgehaltb 
Diese Einfuhr betrifft vorwiegend Produkte, die aus dem Kesselbrennerei- 
gewerbe stammen und durch Uie Steuerersparung äußerst konkurrenzfähig 
sind.* Es zeigt sich nach all dem, daß die Ausnutzung des Kontingentes 
fQr den heimischen Bedarf u. A. auch durch die BezQge an Branntwein aus 

*) Dr. D. PUte, Zwei Befente, welche »m 7. Desentber 1906 in Wien in d«r 

Gruppe der SpiritnsjirroüiniluBtne erstattet Warden. Et wird im Text aaf das ante, die 

Kesaelbrennereien betreflende, Bezug genommen. 

*) Siehe das Referat des Direktors Julius Krau», .N. Fr. Presse", 9, April 1907. 
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den anderen Ubidei^ebieten verbindert wird; immerhin ist jedoch der gegen- 
seitigen Konkurrens eine enge Grenze gezogen. 

Das Branntweinsteuergesetz enthält, wie bereits erwälint, bezflglich der 
steuerfrei „unter dem, Bande der Konsuraabgabe" aus einem der drei Lftnder- 
gclupto in oin anderes f^nbrachten Alkoholmengen die Bestimmung, daß die 
Kousumabgabe zum niedrigeren Satze von dem empfangenden Lündf^rgebiet 
an das abjrebende in dem Maßti gelfist^t werden soll, als diese Alkobol- 
mencren größer sind, als die aus dem emplangwaden Ländergebiet flber die 
Zolliiiif» ausgeführten Alkoholmengen, Das Gesetz, sowie auch das Zucket- 
gteuerges6tz, rührt im übrigen an dem Zustande nicht, daß die Steuer dem 
Prodnktionsgebiete znftllt; aie haben es aber erst ermöglicht, in richtiger 
Weise den Zuttand zu verwirl[liehen, der sieh sp&ter auch ergab, daß die 
Konsvmabgaben dem EonanmtionBgebiete znfaUen, und zwar allein dnroh die 
Bationaliaiemng dieser Stenern, welche die wirkliehe Stenerbelaatnng klar 
hervortreten ULBt» znm mindesten fftr einen erhebliohw Teil des stena> 
Pflichtigen Erzeugnisses. Denn nach dieser bestimmt *8ich im Überweisnngs- 
Terfahren, was im Verkehre der drei LAndergebiete das exportierende, das die 
Steuer eiahob, dem importierenden xu vergHten hat (Die beiden Gesetze 
führen denn auch ähnliclie Tergfltnngen selb^tt ein. wie dargestellt.) Nacli den 
frfllieren Gesetzen wiire das nicht so einfach gewesen, denn die wirkliche 
Sieuerbelastiing des Zuckers und l'.raiintweins war nicht genau bekannt, 
ebensowenig die produzierte Menge und der inländische Konsumbedarf. 
Annähernd richtige Schiltzungen der produzierten Mengen waren möglich, 
aber beim Branntwein keineswegs einfach, denn mau hatte dabei drei 
•Besteuerungsformen zu heachtoü und bei jeder zu deo bei der Besteuerung 
angenommenen Prodaktionsmeogen besondere Zuschlage zu machen, die selbst 
Durchschnitte aus Schfttznngsziffem siod. Nach dem Gesetz ans dem Jahre 
1878 wftre die Bechnung noch unsicherer gewesen. Die neuen Gesetze 
schaffen klarere YerhSltnisse; es ergibt sich allerdings, daß, da aus einem 
Ländergebiete in das andere auch Branntwein gelangt, der im Wege der Pau- 
schaliemng oder Abfinduag besteuert wurde, dem Importgebiete im Über- 
weisnngswege mehr Steuer vergütet wird, als im Eiportgebiete eingehoben 
wurde, weil die wirkliche Steuerbelastting niedriger ist, als die angenommene. 
Indessen betragt die jährliche Melireiufuhr ( Isterrpti l's ans Ungarn hei der 
Post, die hauptsachlich die unter die Produktionsabgai^e lallenden Spirituosen 
umfaüt, im Durchschnitt der Jahre 19()0 bis 1906 bloß r.080 Hekt.diter 
absoluteu Alkohol. Bis zu einem gewissen Grade ist übrigens bei der 
Branntweinsteuer wegen der vielen kleinen Betriebe Pauschalieruug und 
Abfindung unTeimeidlich, so daß beim ÜberweisungBverlhhren eine Hehr^ 
Tergütung immer Torkommen wird; es handelt sich nur darum, das Gebiet 
lichtig abzugrenzen und die Pauschalierung zweckentsprechend einzurichten, 
worin unser Gesetz nicht ganz fehlerfrei ist 

Die beiden Steuergesetze des Jahres 1888 sind bedeutsam für die 
unganaohen Tendenzen auf dem Gebiete der Konsumsteuem. In erster Keihe 
wollte man durch gesetzliche Vorschriften die Abgaben vom heimischen 
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KoBStimaafwaDd dem heimischeD Staatsschatz sichern. Des weiteren: man 
findet, daß bei Beratung der Branntweinsteuer im ungarischen Abgeordneten- 
bause der Grundgedanke dieses Entwurfes, den heimischen Verbrauch durch 
die heimische Produktion zu decken, als ein soL hrr bezeichuet wurde, 
der vermöge seiner Richtigkeit bei den Konsumabgaben allgemein durch- 
geführt werden ^oilte, das heißt also durch besondere Gesetze herbeizuführen 
wäre. Gegen den ersten Wunsch ist nicLts einzuwenden, sofern nur die not- 
wendigen staatsfinanziellen Kompensationen stattfinden; die Verwirklichung 
des zweiten, der den ersten in sieh sefaHefitt bedantet, bei gegebener Binbmt- 
liebkeit des Zollgebietes, eine Unbilligkeit, weil ehuwlae Artikel einer, durch 
■iehts begründeten, Aosnahmsbehasdlung unterworfen wurden und das nus* 
schlieSIicb im Interesse eines Teiles. Es ist auch nicht recht absuseheD, 
wie bei gemeinsamem Zollgebiete solche Sondemormen ertielt werdeu 
sollten. So war dieses Streben damals, snm Unterschiede vom andern» 
unpraktisch, um so mehr, als die Vorbedingung: die entsprechende Entwiclclung 
aller zugeh^ripjen Tndustriezweio:e. zu jener Zeit in Ungarn fehlte. Imnierliin 
hattf» es Wert, daß in der Koiitini:«^ntierung eine Einriclitung verwirklicht 
wurde, mit der. bei richtiger AusgestAltuni', trotz einheitlichem Zollgebiet, 
ohne vSteuerlinien, der heimische Konsumaui v ind der heimischen Produktion 
gesichert werden kann. Wie weit die erwähuteu Wünsche später Erfolg hatten, 
ist beksnnt; der eine wurde voUstftndig erfllUt, der andere war durch eine 
besondere Eonfignration der ümstftnde anllfilich der Brüsseler Konvention 
bei einem wichtigen Teilgebiete der Erfüllung sehr nahe, die dann freilich 
infolge zuftUiger Umstünde ausblieb. Nach beiden erwühnten Bichtungen 
gesdiah im Jahre 1888 der erste Schritt, die weiteren folgten in den Jahren 1894, > 
1899 und 1908. 

Es sei noch hen orgehobOBt dafl beim dritten Ausgleich eine Änderung 

bezüglich der Restitutionen eingetreten ist: sie sind nicht mehr ans den 
ZolleinnahmeQ, sondern mn den drei Ländergebieten zu bestreiten, und zwar 
nach wie vor bei jedem Steuerzweig im Verhältnis der Bruttosteuererträsrniase. 
Dasselbe gilt bezüijlich der Ausfuhi iionilikationen. Die Bestimmungen kommen 
nicht mehr im Quotengesetze vor, sondern wurden in das Zoll- und Handels- 
bündnis hinübergenommen. 

5. Die MinepalötzOII«. 

Der Zustand, daß hei der Ausfuhr von Zucker, Branntwein, Bier und 
IfineralM aus dnem der drei Lftndeigebiete in die anderen die Konsum* 
abgaben dem Staatsschatae des Produktionsgebtetes und nicht dem des 
Eonsumtionsgebietes zukommen, bringt es mit sich, daß die Bewohner des 
Einfuhrgebietes im Überwälzungswege Steuern tragen, die dem Staatsschatie 
des andern Gebietes zufließen, und daß der StaatsschatT: des Importgebietes 
von einem Teil der duit konsumierten steuerpflichtigen Artikel keine Steuer 
erhält Der ümfan^^ dieser Zahlunsren hängt davon ab, wieviel jedes Gebiet 
an jedem dieser Artikel aus den anderen einführt und in diese ausführt und 
von der Hube der Steuersätze, mit denen diese Artikel getroffen werden. 
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In den Verkehrsbeziehungen zwischen Österreich und Ungarn war das Ver- 
hiiiLuis nu groüeii und gauzon so, dal}, wenn zunächät die Epoche bis in die 
ersten achtziger Jahre des vorigen JahiliwideirfeB bMohtet wird, Ungarn eine 
M^brdiifiilir an Zocker und Bier und eine MebraaflAihr an Bnontwein anfines 
und an BOleben StaiURabliuigen im Oberwftlxnngswege jfthrlieh mehr nach 
Ostamieli leiatito, als es daher empfing. Ein Mittel, um diese Zahlungen 
xn ledntieren oder gtns sn beseitigeB, ist b^ einheitlichem Zollgebiet, ohne 
iademng der gesetzlichen Bestimmungen, die Verdrängung der Produkte der 
anderen Ländergebiete im freien Wettbewerb vom heimischen Markt; man 
kann die Bilanz aber auch dadurch günstiger stellen, daß man bei einem 
dieser Artikel die Produktion mehr und mehr mit so großem Erfolge 
betreibt, sich eines aussichtsreichen Industriezweiges mit solchem Erfolg 
bemächtigt, daß nicht nur der heimische Bedarf ganz, sondern auch der der 
Bewohner der anderen Läudergebiete zu einem erheblichen Teil gedeckt wird. 
Das letztere hat Ungarn erzielt uiid durch eine längere ßeihe von Jahren 
festgehalten bei der liailtiaerie von ausländischem Mineralöl 

Der Bedarf an minenlisehem Lenebtöl wurde in Otteiieich-Üttgan rar 
Zeit des zweiten Anegleiehes durab die Einfabr, nnd swar fittt ansscUiefitieb 
ans den Vereinigten Staaten von Amerika gedeckt; die Einfuhr an rohem 
Mineralöl war gering, ee kam gleiehfUls ans den Veieiaigten Staaten nnd 
ans Bamflaien. Im Jahre 1876 betrug die Binfiihr von Leuchtöl (Tarifjpost: 
SteinM, weifies und rotes) 836.381 Meterzentner (nach Abzug einer 20pro- 
zentigen Tara 663.105 Meterzentner), die von rohem Mineralöl (Tarifpost: 
Steinöl, schwarzes) 9219 Meterzentner. Die Ausfuhr ('8579 Meterzentner im 
Jahre 1876) betrifft galizisches Produkt und richtete sich nach Rußland. 
^Steinöl, weißps und rote^'' aho Leuchtöl unterlag einem Zoll von 1 fl. 50 kr 
Silber für deu Meterzentner sporco, das schwarze Steinöl war zollfrei. Über 
den damaligen Umfang der galizischen Produktion an Leuchtöl divergieren 
die Schätzungen: die Kegierung gibt sie mit 200.000, der damalige Ab- 
geordnete Eduard Sueß^) mit 150.000 Meterzeatoer an. Über die in}la- 
discbe BafBnstion sagt dieser Bericht, daß es io Ghdizien 40 bis 50 groBe, 
kleine und sehr kleine Untemebmnngen gibt« welche den weitaus größten 
Teil der galizischen Produktion Teraibeiten, dann enstieren in Siebenbürgen 
und in der Bakowina Baffiaerien, welche ramftnisches Ol Terarbeiten. Die 
Fabriken, welche Torwaltend Erdwachs Terarbeiten, erzeugen je nach der 
Konjunktur von Zeit zu Zeit größere Mengen an LeochtOl; endlich gibt 
es Kafflnerien, welche ihren Rohstoff aus Kohle, bituminösem Schiefer oder 
Torf ziehen. Der Gesamt verbrauch dfr Monarchie wird im erwähnten Be- 
richte für 1876 auf mindestens 82Ü,ÜUÜ Meterzentner geschütTt Die Zoll- 
einnahme dieses Jahres l)etmg 1,254.543 fl. Silber; eine allgememo innere 
Verbrauchsabgabe bestand nicht, in den geschlossenen Städten wurde eine 
Verzehruügssteuer eingehoben. 

Bei der Festsetzung des Zolltarifes im Jahre 1878 erftibren ^e Mineral- 

^) Beilagen za den stenogr. Prot. d. Abgeordaeteoii., Ö. Session, Nr. 776. Ausschaü- 
beiidit, betreffend die HineraleliOtte and die Terbraoebeabgebe von HineraloL 
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ftliOile eine NeuordniBg. Man g«wlbrte io erster Beihe dem was galiziBohem 
Boh61 hergestellten Leuchtöl durch den auf Huslftnduebes Lenolitdl gelegten 
Zoll von 3 fl. Gold fOr 100 Kilogramm Brutto einen gegenflber dem frfllieren 
erheblich erhöhten Schutz; der neue Zoll stellt sich bei Annalime eines 
IVprozentigen Agios auf 4 fl. 38 Vr Nt tto: der ältere hatte 1 fl. 98 kr. 
Netto betragen, so daß die Steigeruiitr 2 fl. 40 kr. ausmapht. Da indessen 
damals die üjalizische Produktion bei weitem nicht zureielito, um den Bedarf 
der Moiiarcliifi zu decken, also Einfuhren unvermeidlich waren, so räumte 
man der iuländischeu iiaffinatioD auslüiulisclien H*ihöl8 pegenflber lieui aus- 
ländischen Leuchtöl einen Schutz durch eut»prechbude Festtietzuug der Kob<- 
9höUe ein. Diese: 60 kr. fQr schweres und 1 fl. 85 hr. fit leicht«» BohOl 
ittr 100 Eilognnim Brotto, bedeuteten gegeottber der Einfuhr von LeuehtSl 
einen Schutz (immer bei Annahme von 17 Prot. Agio) je nach dar Aus- 
beute von 40 bis 65 Froz. bei schweFen und von 70 bis 80 Prox. bei 
leichten Bohftlen von 2 fl. 19 kr. bis 3 fl. 03 kr. bei jenen und von 1 fl. 77 kr. 
bis 2 fl. 10 kr. bei diesen. Die Prämie war also bei den letzteren geringer 
ah hei jenen und 80 wurden denn auch nur unbedeutende Mengen importiert: 
dl 3 Meterzentner im Jahre 1880 geg^a 94.658 Meterzentner schweren 
BohJ^l^. 

Unter diesem Zollregime stip;,' die Kinfiilir von schwerem Koliöl nicht 
iineilublieh: allein im ganzen war ilie Kaffiuation ausländischen Rohöls dach 
verhältiiismäliig unbeträchtlich und der Bedarf wurde nach wie vor über- 
wiegend durch amerikanisches Leuchtöl gedeckt.*) 

Im Jahre 1882 wurde eine Verbraucbsabgabe auf im Zollgebiete raffl- 
niertes Mineralöl (nicht Ober 870*') in der Höhe von 6 fl. 50 kr. Ar je 
100 Kilogramm Nettogewicht eingeführt; ihr unterlagen auch die im- 
portierten, SU Belenchtnngazwecken verwendbaren Mineralöle. Der auf 
Leuchtöl gelegte Einfuhrzoll wurde, einmal weil er nun auch die Verbrauchs* 
abgäbe urafaüte, dann aber aus SchutzcTilnden erhöht, und zwar von 

3 fl. Gold Brutto oder 3 fl. 75 kr. Gold Netto auf 10 fl. Gold Netto, 
wonach der Sflmtz der nu^ inländischem Rohöl heri?e<?tellten Leueht?\le von 

4 fl. 38 kr. auf 5 Ii. 'JO kr. fapier stioii; ferner wurde im <^;in/.en. wenn 
auch in t:eri!iv'i'iri Aü>MiaLle, d»T Sidiulz d>'r ;ius ausUindiriciiem Kolud im 
Inlaii ie produzierten Leuchtulo erhöht. Die Zolle wurden bei den ohue vor- 
gaii^Mge Kaffinierung oder Reinigung zu ßeleuchtungszwecken nicht ver- 
wendbaren Rohölen hinaufgesetzt, und zwar bei den schweren von 60 kr. 0old 
Brutto auf 1 fl. 10 kr. Gold Netto und bei den leichten von 1 fl. 25 kr. 
Gold Brutto auf 2 fl. Gold Netto. Am stftrksten war die Erhöhung der 
Prämie für die Raffinierung rumünieehen Rohöls; da dessen BinfuhnoU tat- 
sächlich unverändert blieb (statt 60 kr. Gold Brutto bei 13 Pros. Tara, 
68 kr. Gold Netto), der Leuchtöl Schutzzoll um 82 kr. Papier hinaufgesetzt worden 
war, ist die Prftmie um den gleichen Betrag gestiegen. Man bezeichnete 

') Si«1i« UansAcbo Ausgabe der «sterr. Ge««tze, UineraleUteuer, heraug«g«6«n 
ton Sektion^chef t. Bernatzky. Hofrat Dr. Carmlne und SeVtionmt Dr. Joai. ITin' 
Uitmg s. im. 
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diese im Interesse der siebenbtlrgischeD BafBoerien getroffene Msßnabme mit 
BOckstcht auf den geringen Umfang der mmänischen Boliftlproduktion als 
bedeatungslos. 

Die iJarfjestellteu gesetzlichen Äiiileruniron hatten zunächst die Wirkung, 
daii dit^ Leuchtöleiofuhr sank. Die durch das Ä-^io verstärkte ZoUerböbiing 
in Verbindung mit der neuen Verbrauchsabgabe reduzierton die AnscbalTnnfjpn; 
da<rpiren stietr die Rahfiloinftihr, ebenso die galirischo Prndiiktion. Allein die 
n^uo Ui'iintii«,' ki>ni!io ihif' normalen Wirkuiig'Mi nur kiirze Zeit hindurch 
euLliiUeu. indem i4''i;^n Ende des Jahres 1884 eine retroleumeintuhr ein- 
setzte, die das ganze darauf nicht eingerichtete, wohl abgemessene System 
der MineralölzöUß mit seinen sorgfältig berechneten Prämioa über den Haufen 
warf> Man importierte nftmlicb als RobOl und sum BobölsoUe raffiniertes 
Petroleum, welches durch Zusatz gewisser Stoffe die durch den Zolltarif 
geforderten Merbmale des Boböls erhielt. «Uraprflnglieh wurden nur soge- 
nannte verbesserte amerikanische Ole zum Zollsätze von 2 fl. eingeführt, 
aber es war doch viel zu einladend, %u dem noch viel niedrigeren Satze 
von 1 fl. 10 kr. das schwere russisrlie öl hereinzubringen, als daß man 
nicht diesen Versuch gemacht hatte. Nun ist bald da, bald dort eine Probe 

hochgradigen russischen Öles erschienen und es dauerte nicht lange, 

so wurde in allen unseren Raftinerien, altjrpsf»hen von dem einheimischen 
und riimfinisrluMi i>]<\ nur solciies j^pfal^chtcs amerikanisches oiler f^pfTilschtos 
rus^iis^•heä Ol veiaiiieitet. ja ial soweit gekommen, daß in liiiUlauJ eine 
große Fabrik angelegt wurde, welche gar keino audoie Aufgabe hat, als ein 
Produkt zu erzeugen, welches man österreichisciieh Ivohöl oder österreichisches 
Kunstöl nennt welches nun zu Hunderttausenden Heterzentnem au dem 
geringen Zoll von 1 fl, 10 kr. hereinkommt.*') 

Genaue Auskunft geben die Ausweise fiber den auswärtigen Handel 
des gemeinsamen Zollgebietes. Von 1883 bis 1886 stieg die Einführ schwerer 
Bohfile, abgesehen von den rumlnischen, von 4649 auf 583.849 Heter- 
Zentner Netto, die der leichten Rohöle hob sich von einem früheren ganz 
geringfügigen Quantum auf 80.835 Meterzentner Netto im Jahre 1Ö83 und auf 
418.021 Meterzentner Netto im Jahre 1885; dagegen sank von 1883 bis 
1886 die Einfuhr von Leuchtöl von 781.369 auf 260.022 Meterzentner 
Netto. 

Hiedurch waren /unärlist die /..lleiniiahnien j^etrolffn. iudeiu der niedrige 
Koliol/.oll statt (Iis lutheien I.f uciilulzolles eutrirhtel wurde. Mit der Ver- 
arbeitung diese» kunötule war eine selir beträchtliche Prämie verbunden. 
Importiertes Leuchtöl zahlte 10 fl. Gold fttr 100 Kilogramm Netto, was im 
Jahre 1886 bei dem damaligen Agio von 25 Proz. 12 fl. 50 kr. ausmachte; 
davon waren 6 fl. 50 kr. innere Verbrauchsabgabe und 6 fl. Schutzzoll; wird 
nun ein solches Gemisch importiert mit 90 Proz. Leucht&lgehalt beim Zoll 
TOD 1 fl. 10 kr. Gold, so fallen auf 100 Kilogramm LeuchtOl, das in solcher 
Mischung enthalten ist, 1 fl. 22 kr. Gold oder 1 fl* 52 kr. Papier i^nd das, 

*) Abg. Eduard Suefi, Stenogr. Prot. d. Abg«ordnetenh., 10. Scasion, 84. Sitsung. 
S. Miner«il<>Iateti«r, U ans ich« Audgab«, Einlcitvti^. S. XVI. 
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was ngch Abzug dieses Betrages tod 6 fl. erttbiigt, war, von den BsinigUDge. 
kosten abgesehen, der Vorteil der Eunstölbehandlung gegenüber der Einfuhr 
an LeuchtOl. Die mußte also sehr abnehmen. Es ergab sich des 

weiteren, daß, ila die Kosten der Reinigung des Kunatölos viel niedriger 
waren als die der Raffination von Rohöl, die Raftination inländischen Roh- 
öles und darail die inländische Rohölgowinnung leiden mußten. ,\Venn auch 
die damalige Rohölproduktioü Galiziens noch nicht annähernd zur Deckung 
des gesamten inländischen Petroleumbedarfes» hingereicht hätte, so kann 
nicht geleugnet werden, daß das nur mit dem Rohölzoll belastet« Kunstöl, 
welohes infolge der nagemein reichen Ergiebigkeit der amerikanischen und 
kankasischen Erddlqaellen und der ganz unbedeutenden Oewinnnngskosten 
zu Spottpreisen verkauft wurde, die Preise ftr galirisehes Ol sehr gedrOokt 
und so die Untemehmungs- und Sehoiflnst in Galisien gehemmt hat."^) 

Wie verhielt sich nun zu dieser Knnstöldnfiihr 4fie Zollgesetigebung 
des gemeinsamen Zollgebietes? Es ist sicher, daß bei der Festsetzung der 
Z5lle im Jahro 1882 so natärliches Rohöl gedacht wurde. Unter Bohöl wurde 
allein das der Natur abgewnnene Produkt verstanden. Die importierten 
Mischungen waren, wenn auch so präpariert, daß sie bei dem erforderlichen 
spezifischen Gewicht ohne Reinigung zu Beleuchtungszwecken nicht ver- 
wendet werden konnten, doch im Sinne des Zolltarifes kein Rohöl. 

So wie diese Kunstöleinfuhren begonnen hatten, wurde von den öster- 
reichischen Interessenten bei den Behörden daruul iiingewiesen, daß der Im- 
port nicht Rohöl betreffe, sondern vemoreinigtes raffiniertes A. Die Zoll- 
behörden waren bereits im Jahre 1882 durch eine Instruktion auf derartige 
BinfkihTen aufmerksam gemacht und Ober das Verhalten in sweifelhaftra 
FSllea unterrichtet worden; in Oaterreieh wurden einaelne ImportfUle auf- 
gegtilfen, aber das fand keine Fortsetzung, gewiß gegen den Willen der 
Osterreichischen Regierung. Es ist in diesen Dingen ein gleichartiger Vor- 
gang in beiden Reichsteilen notwendig und es kann bei gemeinsamem Zoll- 
gebiet kein Zustand bestehen, wobei in T^ngam gestattet ist was in 
Österreich als GefäUsstrafsache verpönt wird. In dieser Sache nun war es 
unrnnL'rich, die tingarische Regierung ffir ein Vorgehen gegen die Kunstdle 
zu gewinnen und so wurden diese zum Rohölzolle eingelassen. 

Die neue auf mißbräuchlicher Anwendung des Zolltarifes beruhende 
Konkurrenz erregte in tializien das größte Ärgernis, man sprach von ihr in 
den sehMten Ausdracken als von Schmuggel, Betrug, Defraudation und 
auch im österreichischen Abgeordnetenhause, als die Angelegenheit zur Er* 
örtemng kam» gebrauchten die Abgeordneten aller Parteien keine milderen 
Bezeichnungen; die österreichische Regierung selbst hat mit der richtigen 
Charakterisierung nicht xurflckgehalten und deti betreffenden Import im Mo- 
tivenberichte zu einer Vorlage aus dem Jahre 1898 als unreell np^eichnet. 
Die bedrohten Interessenten wandten sich schon im Jahre 1884 an die Re- 
gierung, aber es verblieb bei der Praxis, Kunstöl als Bohöl zu verzollen. 

8. die Einleitaog, S. XSllf, in der erwähoten Manzschea Geaetzesausgabe. 



Digitized by Google 



Die Konsiuuteueru im Oateneichucii-iuigariBcben Ausgleich. 



49 



Als die beiden Regierungen im Jahre 1886 mit dem Entwürfe eine.s neuen 
ZoUtarifes beschäftigt waren (die Vorlage vom Jahre 1885 konnte wej^en 
Ablaufes der Legislaturperiode in Österreich nicht erledigt werdeu) und 
dabei vxch mit den UineralsOUen zu tun hatten, traten die galixiacheii 
Petrolenmprodasenten wieder mit d«r dringenden Bitte an das UiDisterium 
lieran, dafi man ihnen den notwendigen Schnta gewihre und ,die nnmora- 
lisehe Schmnggeleinffthning der Mischungen gftnzlich verbiete** Aber es 
war nicht möglich, etwas durchzusetzen, wie die dem AbgeordnetenbaiiBe im 
Jahre 1886 unterbreitete ZoUvorlage zeigte. 

Die tingfarische Regierung ließ sich bei ihrem Verhalten in dieser An- 
gelegenheit durch die folgenden Momente bestimmen. Unter krüfticjer För- 
•IjTutiL' >pifpn« öfTeiiUicher Faktoren war in Ungarn (Finme, Budaiiest) die 
Miueraivjlralhnierungaiudustrie kürzlich in größerem Stib? eingerichtet worden 
und die neueu Großbetriebe machten die lieiuiguiig dieser zum Rohölzolle 
eingefühlten, gefälschteu Destillate zu ihrer Spezialität Diese von sehr 
kapitalskräftiger Seite geschaffenen Unternehmungen haben es in kurzer 
Frist verstanden, ihr Produkt in immer steigendem AnsmaAe in der ganzen 
Monarehie absnsetien und die damals bereits ftufierst indastrid^ondliche 
mgarische Begiemng hielt sehon ans allgemeinen Grfinden ihre sehfltiende 
Hand Aber sieu Indem dieser neu aufgekommene Fabrikationssweig sein 
Bnengnis in östeireich verkanfte, brachte er dem angariscben Staatssehalae 
noch die Neueinnahme aus den Österreichischen Petroleumsteuerzahlungen*). 
Auf beide erwähnte Erwägungen ist es zurückzuführen, daß die ungarische 
Regierung jede wirkungsvolle Maßnahme gegen das Kunstöl ablelinte. Das 
Ergebnis der dam:ili'/rn Verhandlungen der Hpi^^ipniTiufn war d^nn auch nicht 
geeignet, den BeM hutidt'n der galizischen Interessenten abzuhelfen ; es wurde 
eine Erhöliung der Zölbi auf schwere und auf leichte Rohöle von 1 fl. 10 kr. 
und 2 tl. auf 1 fl. 42 kr. und 2 tl. 10 kr. uutüi stillschweigender Zulassung 
von Kunstöl als Rohöl vereinbart und als Kompensation zugunsten Galiziens: 
eine entsprechende Gestsltung der Zolle auf Schmieröle u. dgl. und Benzin 
sowie die Kontingentiemng der jtthrlich aus Bumflnien zu importieraiden 
BohOlmenge auf 200.000 Meterzentner. 

Zugunsten dieser Vorschlftge wurde im Abgeordnetenhanse besonders 
geltend gemacht, dafi nach fachmännischen Äußerungen KunstOl von BohOl 
durch chemische Untersuchung nicht untersdiieden werden kann, wenn Peine 
Provenienz nicht bekannt ist, daß man es also bei der Verzollung w^ie Rohöl 
behandeln müsse. Demnach ist doch gewiß in vielen Füllen die Qualität als 
Kunstöl festztistellüü und ein onergischt-s Einschreiten auf (irund des (lefall- 
strafgesetzes hätte diese Einfuhr wolil beseitigt. Man konnte indessen damals 
Ungarn kaum eine Maßnahme zumuten, die die ungarischen Raffinerien 
schwer schädigen und jene Neueinnahme stark reduzieren mußte; es gab 
aber noch den andern Weg, unter Zulassung des EunstOles dieses durch 

') Die Steuer ist bei tler .\onieldung der Wegbringung des MiueralölH aas der Er- 
zeagangästätte vom Unternehiuer zu entrichten, kommt also demStMtAschatz dasFrodoktionii- 
g«1>ieies m; im OberwSlsimgswege trftgt der XinfeT di« St«u«r. 

SacIttrkaadL IM« ■«■•■mtUiiAni la Mamlchlnk'uagiwIielMB Aiw|l«I«b. 4 
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eineB Zoll richtig xn trefTeo, ohne die uDgariscben Italfinorisn erheblich m 
beMntrticbtigeD, nnd derdamals vom AhgeoidneteD Eduard SueS gestellte Antrag 
bitte, TieUflicht mit gewieaen H odiflkationeD» das geeignete Mittel geboten. Ea 
war der Regierung bei ihrer Partei nicht leicht, aeine Ablehoang im Abge- 
ordnetenbanae berbeiinfthreD und er wurde nur noit einer Majorit&t Ton 
sechs Stimmen verworfen. Die Regierung konnte dagegen ihre mit Unfram 
vereinbarten Anträge auch nicht zur Annahme bringen ; es wurde be- 
schlossen, die Zölle bei schwerem Knhfi! auf 2 fl. f statt 1 tl. 42 kr.) und 
bei leichten auf 2 fl. 40 kr. hiuautiusetzen, und das ist deiin auch in das 
Gesetz übergegangen. Daß diese Zollerhöhungen einen sehr geringen meri- 
toiischen Wert besitzen, hat damals schon der Abgeordnete Sueß bewiesen 
und die obeu erwähnten MotiTC aur Regierungsvorlage aus dem Jahre 1898 
beatfttigeD aeine Prognose, indem aie aagen, ,da8 der ZcUtarif Tom Jahre 
1887 gegenttber dem vorauagegangenen Zolltarife trots der anacheinenden 
Zolleriiöhung eiae einachneidende Veiftndening, und twar auungnnaten dee 
inliadiachen Nainiprodufctea enthftit*. Daa beweiaen anch die Sinfnhrdaten. 
Der Import schweren »Rohöls* (abgesehen vom rumäDiacben) stieg von 
668.596 Meterzentoem im Jahre 1887 auf 1,235.018 Meterzentner im Jahre 
1893, während die Einfuhr des laffiDierten Mineralöles schon 1890 nur noch 
76.445 Meterzentner betrug. 

Die Behandlung der Kunstöle als Rohöle war nun legalisiert; der Text 
des Zolitarifes lautet: ^Mineralöle, roh, mit Ausnahme der in N. 120 ge- 
nannten, oder zu Relenchtungdzwecken ohne vorausgegangene, mit Destillation 
verbundene Raffinier ung oder Reinigung nicht verwendbar ; d. h., es gibt 
nnn aneb olehtrehea Mineralöl, daa nach Baffiaierang oder Reinigung 
SU Belettchtnngaawecken geeignet iat. In den froheren Zolltarifen und der 
RegieruogsTorlage hiefl es »Mineralöle, roh und an Beleuchtnngaiwecken 
ohne Tonusgegaagene Baffiniernng" . . . u. a. w. wie oben. 

Die ungariaohe Baffinerangaindnstrie hat aich in den nftehaten Jahren 
auf Gmnd dieser KunstölbezQge sehr gut weiter entwickelt. Die nngariache 
Begiemng konnte einen doppelten Erfolg verzeiolmen : es war eine neue 
gewinnreichn Industrie aufgekommen, und die Bilanz bezüglich der oft er- 
wähnten öteuerzalilungen der beiden Ländergebiete zugunsten üngaiiis ge- 
bessert, denn die Melirausfuhr an raffiniertem Mineralöl nach Österreich liielt 
an. Vou 1888 bis 1896 bewegtp sii li die ungarische Mehrausfuhr nach Öster- 
reich und Bosnien und der Herzegowina zwischen 213.348 und 120.617 Meter- 
zeutnern Netto, was eine von diesen Gebieten zugunsten des ungarischen 
Staataachataes getragene, zwiacfaen 1,886.672 nnd 784.010 fl. aich bewegende 
jährliche Steuerleiatang bedentet. 

Um die Mitte der nennaiger Jahre trat ein ümachwnng ein. Die 
MineralOlgewinnung in Galiaien hat um jene Zeit anAerordenüich atark an- 
genommen und sich in der kurzen Zeit von 1893 bis 1896 mehr als ver- 
dreifacht. Sie stieg von 963.000 auf 3,897.000 Meterzentner, Die Preise des 
iniruidischen Rohöles sanken. Die ungarische Industrie begann sich mehr und 
mehr des galizischea Rohöles zu bedieneu. Die ungarischen Bez&ge aus 
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Gaiizieu eilangten erst 7.11 Beginn der neunziger Jahre Bedeutung. Sio he- 
trugen 1887: 4886 Meterzentner, 1890 : 50.818 Meterzentner, stiegen 1895 
aul 220.000 und li<00 auf 836.000 Meterzentner (immer Netto); die nissisclien 
ÖlbezQge Ungaras nahmen in derselben Epoche seiir ab ; von 724.254 Meter- 
soDtner Bratto im Jabn 1893 unkm sie auf 819.117 HetoRentiier inf 
Jahn 1896 and anf 97.470 im Jahn 1899. Verbanden mit diesen Bewe- 
gangeii war die Beaeitigang im AktiTitlft Ungarna im Leiicht01?erkehr mit 
Osterreich. Im Jahre 1897 betrag die ungarische Mebraasfnhr an rafflniertem 
IfinenlOl nach Österreich nur noch 12.697 Meterzentner Netto; seither er- 
gibt sich eine Mehrausfuhr Österreichs nach Ungarn, die von 1899 bis 
1905 zwiBchen S9.000 und 126.000 Mzt. Netto sich bewegt. Seit Anfong 
1900 gilt eine neue Zolibehandlnng der Bohole« worauf wir noch eingehen 
werden. 

6. Das Übepweisungsvenfah nen. 

Der Zustand, daß die Konsumsteuer dem Produktionsgpbiete rnkonmif, 
ist an sieh gewiß verfehlt, aber er kann nicht für sieli allein genommen 
werden. Wenn dabei da« eine der Ländergebiete dauernd liuanzielle Vorteile 
hat, 80 mag dadurch nur eine Benachteiligung wettgemacht werden, die es 
auf der sndem Seite erfthrt. Es besteht kein Zweifel, dsB Osterreich seit 
1807 durch die Gemeinsamkeit der Zolleinnahmeo, soweit die FinanszöUe 
in Betracht kommen, geschftdigt ist, da Ungarn von den Zöllen einen ge- 
ringeren Frotentsata trftgt, als seine Quote ausmaohtk Jede der beiden Ver- 
anstaltungen fQr sich ist unrichtig, aber die eine bildet eine Kompensation 
für die andere. Noch während des zweiten Ausgleiches konnte die ungarische 
Quotendeptitation mit einem Scheine von Recht darauf verweisen, daß dem 
Vorteile bei den Zolleinnahmen gewisse, aus dem pemeinsamen Zollgebiete 
sich ergebende Nachteile für Ungarn gegrennher^^tehen: es habe „auf das Recht 
verzichtet, seine Zollpolitik nach dem Freiliandelprinzipe einzurichten, kraft 
dessen. es als vorwiegend agrikoles Land sich be^nglich der im Lande selbst 
nicht erzeugten Waren unmittelbar an jene Quelle wenden konnte, woher es 
dieselben am wohlfeilsten au beliehen vermag und bis zu einer gewissen 
Qienae der Ostenreichischen Industrie fDr den ungarischen Merkt naheau ein 
Monopol Terliehen.** Aber diese Argumentation bat seit dem Umschwung der 
Handelspolitik (gegen Ende der achtaehnbundeftsiebiiger Jahre), seit die west- 
lichen Staaten agrarische Artikel von ihrem Markte durch Zolle und Vert»ote 
ausschlössen, jeden Boden verloren. Das auerkennen denn auch die Begründungen 
au den ungarischen Vorla^'en. betreffend das Zoll- und Handelsbündnis, die bei 
den verschiedenen Ausgleichen dem ungarischen Parlamente unterbreitet wnrden. 
Da heißt es unter Berufung auf die fremden Getreidezölle und Vieheinfuhr- 
verbote : ^Es ist ein Gebot nnserer volkswirtschaftlichen Verhältnisse und 
Interessen, daß wir für unsere von den Auslandsnuii kten ausgeschlossenen 
Erzeugnisse in den nächsten zehn Jahren die Märkte der im Keichsrate 
vertretenen Königreiche und Länder un» i5ii;hern." (Beilage Nr. 42U, Session 
1S84 bis 1887.) Im Motivenberichte zum n&chsten Entwürfe (Beilage 
Nr. 388, Session 1896 bis 1901) wird ausgeführt, daO Ostenreich fttr die 

4* 
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Überschüssigen Pro'lukte TJngarns einen vortrefflichen Markt bilde, und in 
der Regründiiug der letzten Vorlage eines Zoll- und Handelsbündnisses 
(Beilage 2ir. 299, Session 19Ü1 bis 1906) heißt es: Usteneich ist für 
Ungarn ein Ton der aasl&ndisohen Eonkarrenz freier Markt, nicht bloß für 
landwiitochaMiehe, sondern aacli Ar gewisse Indnstrieerseugnisse: «die Ane- 
seUiefiung der ungarischen landwirtsehafUiobett Produkte durch fremde 
Staaten macht es au einem Interesse ersten Banges Ar Ungarn, den (öster- 
reichischen Markt in erlalten. " Es eigibt sich aus alldem, dafi Österreich 
fQr den Nachteil bei der Zollverteiliing keinen einseitigen Telkswirtschaitlichen 
Vorteil aus der Gemeinsamkeit des Zollgebietes genießt. 

Über die Höhe der ungarischen Zahhingen und Empfinge bei den 
Konsumabgabeu in verschiedenen Epochen sei folgendes angeführt. Im un- 
garischen Motivenberichte zum P^ntwurfe eines Zoll- und Handelsltündnisses 
anlfißlich des zweiten Ausgleiches wird Ober diese Frage, unter Hervorhebung, 
üaLi genaue Rechnungen nicht möglich seien, folgendes mitgeteilt.*'» Ungarn 
habe von lö68 bis 1874 aus Österreich bezogen 3,322.400 ZoUzeutner Zucker, 
65.276 ZoUaentoer 8irup, 579,981 Zollsentner Alkohol, 1,386.888 Zollzentner 
Bier. Die Steuern davon betragen 22,654.878 fi. oder fllr das Jahr 3,286.411 fl.; 
dem sind die aus Ungarn nach Österreich gebrachten Mengen gegenflber» 
austeilen, deren genaue Bestimmung ebensowenig möglich ist. Die dafür 
entfiillende Steuer wird fDr ein Jahr auf 800.000 bis 1,000.000 fl. veranschlagt, 
80 daß die ungarische Nettozahlung jährlich 2*4 bis 2*2 Millionen Gulden 
ausmachen wOrde.^l Aus einer spätem Zeit sei eine Rechnung angeföhrt, die 
ein anderes Ergebnis? lielcrt. Für das Jahr 1885 hat Dr. v. Plön er folgende 
Ziffeniaufsti'lluiig geget)en. Der uii^arisehe Nettoimport ans Österreich betrug 
l.'^2.126 Aieterzentfjer rnffinierten Zucker und 86,750 Meterzentner Hier, <\n- 
gegeu der Nettoiuiport Österreichs aus Ungani 100,000 Meterzentner Branntwein 
und 150.000 Meterzentner Petioleuiu; die osterreicliische Nettoeint'uhr au 
Branntwein war zwar größer als 100.000 Meterzentoer, da aber vou dieser 
Einfiihr ein erheblicher Teil in das ZoUauslaud ging, so wurde die Ziffer von 
100.000 Meterzentnern als nicht flbertrieben angenommen. Auch beim Petroleum 
wurde eine geringere als die wirkliche Einfuhraiffer angesetzt Aus diesen beider« 
seitigen Nettoimporten wflrde resultieren eine Zahlung Ungarns an Osterreidi 
in der Höhe von 1,320.000 fl. beim Zucker und von 173.500 fl. beim Bier, 
dagegen eine Zahlung Österreichs an Ungarn beim Branntwein von 900.000 fl. 

Die amtlich« Statistik dea answirtlgen WaNnvarkehie« der Linder d«r nngiri« 
sehen Krone besieht »ictt aaf dan Zeitrasm a«it 1. Juli 1881. Das liogwr. stetiat. Bnraa« 

vor''fTontlii:htt' ffir .lio Jalire h\s 1*74 alljährlich Daten Ober die Aus- und Finfnhr 

tiigarns, die aut deu VV'arenverkebniausweiseo der Tranaportuiitemebinuugen berahten; 
sie bezogen sieb auf die wichtigeren Waren und wiesen auch d«r«ii Wert an«, die 
ZiflSmi waren nnvarllBlich. und eine Sammlmig und Pablikation de« erwähnten Materials 
fand nach 1874 nicht statt. Siehe Einleitung zum ersten Jahrgange des Werkes: „Un- 
garns Warenverkehr mit Österreich und anderen Ländern. Iin Auftrage des Ministers für 
Ackerbau, Gewerbe und Handel verfaßt und beraasgegeben rom künigl. ungar. s»tatist. 
Landesbnretn." Bndapeet 1868. 

^ BHlage Nr. 558, »eauon 1875 bu 1878. 
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m\d heim Petroleum von 975.000 f!.. im guten also eiDe Nettozahlung 
Österreichs an Ungarn von 382.00Ü fl.') 

Für neuere. Zeit gibt eingeliendo Auskunft eine von der ungarischen ' 
Kegierung heirühreiule Berechnung, die dio Jahre 18S8 bis 1897, bezie- 
hungsweise (]ie Betriebsperioden 1888/89 bis 189B/97 betrifft. Demnach 
hat Uogaru im Jahresduichschuitte dieser Epoche tuehi eingeführt auä 
Osteneich und Bosnien und der Herzego moa 204.652 Metanentnor Zaeker 
and 108.160 Hektoliter Bier, dagegen mehr ansgeftthtt naeh Österreich und 
Bosnien und der Herzegowina 151.868 Meterzentner Petrolenni; auf Grund 
dieser Ziifem beredinet sich der Bmpfang Österreichs von Ungarn an Bier- 
steuer (12grtdiges Bier snr Grundlage genommen) mit 216.820 fl.« 
beim Zucker mit 2,251.172 fl.; der Empfang Ungarns beim Petroleum 
mit 987.142 fl., woraus sich eine Zahlung Ungarns an Österreich mit 
1,480.350 fl. für das Jahr ergibt.*) Die Branntweinsteuer wird nicht 
erwähnt, weil dabei seit 1894 das Vergütungsverfahren bestand. Sie muß 
jedoch in Betracht gezogen werden, wenn mao den Saldo dieser Zahlungen 
richtig ermitteln will. Hierbei können die Ergebnisse des Überweisungs- 
verfahrens der drei Betriebsperioden 1*^94/95 bis 1896/07 herangezogen 
werden. Demnach hatte in diesem Zeitrauuie Osterreicli an Ungarn netto 
1 Million Guldeii zu vergüten, wonach die ungarische Nettozahlung an Österreich 
bei allen vier Artikeln 1,150.000 fl. jährlich aasmachen wflrde. NatQrlich 
wechseln die Ziffern von Jahr zu Jahr. Daten fttr die folgenden Jahre werden 
alsbald angegeben werden. , 

Die EioAhrung des ÜberweismigSTeifiihrens erfolgte, auflerhalb der 
Ausgleicfasteiten, ftr die Branntweinsteuer attein, durch das Gesetz vom 
20. Juni 1894, B.-G.-BI. Nr. 121, vom 1. September 1894 an. Die öster- 
reichische Regierangsvorlage gibt eine ganz kurze Begründung dieser Maß- 
nahme. Es wird darauf verwiesen, daß im Branntweinsteuergesetze ans 
dem Jahre 1888 angedeutet ist. daß jedes der drei Ländergebiete in einem 
bestimmt II Verhältnisse an den Ertragnissen der Branntweinsteuer teilnehmen 
solle, es fehle bisher eine Regelung d-'r Steueranspraehe der beiden Tveichs- 
teile hinsichtlich des Verkehres mit v » t.^teuertem Branntwein, es erscheine 
aber angesichts der hohen finan/iellen Bedeutung der Branntweinsteuer 
hdcbst wünschenswert, daß kein Teil benachteiligt werde. Der Ausschuß-, 
bericht des Abgeordnetenhauses, gleichfalls ganz kurz, erwähnt, dafi die 
Anregung zu dieser Befoim in den Übelst&nden lag, welche infolge der 
gegenwartigen Art. die Branntweinstener zu erheben, fttr beide Reichsteile 
entstanden. Das Haupthindernis der Änderung der AufteilungsmodalitSten. 
wie es bei den anderen Konsumsteuem vorkommt, finde bei der Branntwein- 
steuer nicht statt Keiner der beiden Beichsteile hat durch die bisherige 
Aufteiinngsart irgendwie erheblich gewonnen, keiner irgendwie erheblich ver- 
loren. Es liege somit nicht im Interesse eines der beiden Reichateile, an der 
bisherigen Äufteilungsmodalitat aus finanziellen Mcksichten festzuhalten. 

1) Steiio^pbisch« Protokolle des AbgeorJoetenliaiihes, X. S«adon, 8. SOTlf. 
Beilage Nr. 400, Smion 1896 bis 1901. 
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Bei den übrigen Konsumsteuern sei üngaro bezüglich des Mineralöles und 
Österreich bezüglich des Zuckers im Vorteile. Die Annahme des 6e6eti> 
eutwarfes bilde kein Präjudiz für die anderen Konsumabgaben. 

Im ungarischen Abgeordnetenhaus« wurde der Entwurf dieses Gesetzes, 
der einen alten Wiinscb te ilweise erfnllte, mit großer Oenugtuung aufgenom- 
men. Schüü im Jaiire lrtrt8 bei der Beratung der Vorlügen über die Zucker- 
und Branntweinsteuer hatte man verlangt, es möge dafür gesorgt werden, daß die 
KoDBnmabgabeii Oberhaupt dem EonBumgebiet« sakommen und iminer wiMer 
darauf Terwiesen, dafi swiBoben Zoll|seinein8chaft und der Wahrung der hei- 
mischen staatBfioansiellen Interessen kein Widerspmeh besteht Man erblickte 
in dem Zuatande, da0 die BerOlkerong Steoon trftgt, die dem SttttaBchatze 
Österreichs zufließen, eine Art von Abhängigkeitsverhältnis; die Zahlungen 
wurden als Tribut und die Situation als erniedrigend bezeichnet. Das Oesetz 
war nun die erste Maßnahme, welche den emOnschten Grundsatz durch- 
greifend und unmittelbar verwirklichte; es wurde die Erwartung ausgesprochen, 
daß er auch auf die anderen Verzehrungssteuergebiete angewendet werde, was 
in der Tat im Jahre 1899 erfolgt ist. 

Das Gesetz bc-^timint nun, daß für jenen v erste uerteu Branntwein, 
welcher innerhalb des Zollgubietes aus einem der drei Ländergebiete in ein 
anderes übergeht, die Branntweinsteuer von dem versendenden Ländergebiete 
au das empfangende zu yei^flteu ist. Die Abgabeaverglltung wird fftr je ein 
Hektoliter Alkohol nach dem Betrage bemesseo, welcher in dem Ländergebiete, 
das sie xu leisten hat, auf je ein Hektoliter der^ daselbst in der betreiTenden 
jlhrlichen Betriebsperlode lur Versteuerung gelangten Alkoholmenge, tou 
der far dieselbe vorget^Llniebenen Gesamtsumme der Branntweioabgabe 
durohscbnittliob entfiUlt Die SteuerTergQtungen des Branntweinsteuergesetaes 
fidlen weg. 

Diese Veranstaltung hat die nicht erwartete Wirkung gehabt, daß bis 
zur Betriebsperiode 1898/1891» Österreich an TTnearn 2,2X\MC, K Netto 
zu vergüten hatte. Die Vergütungen der folgenden Jahre werden in anderem 
Zusammenhange erwrdint werden. 

Dab neue Überweisungsverfahren, unter Anleiiuuug au Euirii htungen. 
die bei den reichsdeutschen Übergangsabgaben Torkommeo, vereinbart, besteht 
darin, dafi die Ware bei der Abssodung und beim Binlangen unter amtUcher 
Kontrolle steht und deshalb nur auf bsatimmten Wegen und in bestimmter 
Weise transportiert werden darf. Es ermöglicht, daß im einheitUohen Zoll- 
gebiete jedes dar drei Lftndergebiete, ohne dafi Steuerlinien nnfgeitellt 
werden, die Steuer vom eigenen Eonsumtionsaufwande erhält. Es ist eine 
sehr interessante Einrichtung, die, nach Ausdehnung auf die anderen drei 
Stenern, im Laufe der Zeit eine vielseitige Verwendbarkeit gezeigt hat. Das 
Überweisungsverfahren gestattet, daß bei den gleichartig zu ordnenden 
Steuern in den drei Ländergebieten verschiedene Stenersfitr.e festgehalten 
werden: in Ungarn wurde i. B. im Jahre 1899 ein Biersteuerzuschlag ein- 
geführt, der in derselben Weise wie die Bierproduktionsabgabe und gleich- 
zeitig mit ihr bemessen wird; von dem aus den anderen Ländergebieten ein- 
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geführten Bier ijelangt äcr Zuschlag anläßlich der Ausstellung des Legiti- 
ra.Ttinnpf^fhpinps im Überweisungsverfahren zur Einhebung und bei der Ausfuhr 
in einejj dieser Liindergebiete wird er restituiert. Die einseitige Eiorichtung 
solcher Zuschlüge in jedem Ländergebiete und die entaiprechende Mehr- 
besteuerung der betrefi'eoden la diisselbe importierteo Artikel wurde vou den 
Segieraugen im ZusammenhaBge mit der Anfddmung des Überweisnngf- 
rexüibieiiB Tereinbait tind war in den im Jahr« 1898 uid im Jahre 1908 den 
AbgeonhieteiihiQieni Torgefogten Entirtlrfeii einea Zoll' md Handelsbflnd- 
nisaea TOigeaelieD. Daa ÜbenreiauDgaTerfahreo bat aieb aoeb ala Verkebn- 
hiadeima bewfthrt, indem die ongaiiaeheB Vermalitäten anlflBlieb geringer 
Importe aus den Österreichischen Nachhargebieten diesen kleinen Yerkebr an 
der Grenze einschränken. Endlicli hat sieb gezeigt, dafi mui an dieses Ver- 
fahren die Einliebung Ton Anaftthrzöllen im Verkehr der drei Lindergebiete 
anknüpfen wollte. 

7. Die Ordnung dee Jahpea 1899. 

Der dritte Ausgleich lief Ende 1897 ab und die Ministerieu Badeni 
uud ÜaiJÜy iiatten sich rechtzeitig über die Einzelheiten eines neuen Aus- 
gleiches geeinigt; die Vorlagen wurden allerdings erat Im Jabre 1898| und 
niebt mehr doich daa Miniaterinm Baden! dem ftateireicbiacben Abgeord- 
netenbaiiae Torgelegt. Sie fimden wohl wegen der Obatruktion infolge der 
Spraobenverordnungen keine parlamentariscbe Srledigung, sind jedoch mit 
gewiesen Änderungen und Anaiaaanngen Qbergegaiigen in die die Ausgleiche- 
angelegenheiten betreffenden, auf Grund des § 14 erfloaaenen kaiaerliehen 
Yerordnnngen aus dem Jahre 1899. 

Eine parlamentarische Erledigung des Ausgleiches war damals in 
Österreich nicht möglich, und ebenso war auch der Zeitpunkt, der künftigen 
Aktionsfthigkeit des österreichischen Abgeordnetenhauses ungewiß. Die 
Zweifel, ob eine Ordnung der Ausgleichsargelegenheiten auf Grund des § 14 
zustaiidekonimon werde, wurden alsbald behoben, im August 1898 einigten 
sich die Ministerien Thun und BmSj dahin, daß alle anf den Ausgleich 
bezflglicben Beatimmungen, die die Mlniiterien Badeni und Banffy vereinbart 
hatten, mit gewiaaeo Änderungen and Analasanngen in Ungarn ala Oeaetx, 
in Österreich als kaiserliche Verordnung anf Gmad des § 14 pnblisiert 
werden sollten; ein Zoll- und Handelsbfindnis kam auf dieser Gmndlage 
nicht lastande, weil der § 61 des Geaetzartikels XII aus dem Jahre 1867 bei 
diesem "Obereinkommen die Mitwirkung beider Parlament« ausdrücklich vor- 
aieht; man verständigte sich aber, den Bestand des einheitliehen Zollgebietes 
und gewisser damit zusammenhängender Verhfiltnisso in der Wei^jf 7u sichern, 
daß jeder Staat selbständig in der dargestellten Form ausspriclit, daß die 
Zustände, wie sie das letzte Zoll- und HandelsbOndnis mit seinen späteren 
Änderuügea geschaffen habe und einige andere damit zusammenhängende 
Zustände aufrechterhaltou werden sollen unter der Voraussetzung der Rezi- 
prozität bis Ende 1903, aber auch darQber hinaua insolange in Geltung 
sn blttbCD hätten, bia die Gesetzgebung anders verffl^ Dieser letztere 
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Punkt wurde, weil darin eine bestimmte zeitliche Beschiünkung nicht vor- 
gOBfllien war, in den politischen Kreisen Ungarns als dem Gesetzartikel XII 
aus dem Jahre 1867 (§ 59) nicht entsprechend bezeichnet. Nanh dem 
Sturze Bänffys wurde die Prasse 7wischpn den Ministerien Thun mvi S?/»!! 
neuerlich verhandelt und es kamen in die Entwürfe Itestimrate Kndtermioe 
hinein. Diese Entwürfe sind dann in die kaiseriiclie Verordnung vom 21. Sep- 
tember 1899 nml in den unj^arischen (resetzartikel XXX vom Jahre 1899 
übergegangen. Im übrigen konnte alles im Sinne der Abmachungen vom 
August 1898 erledigt werden. 

So miebienen denn die dlete Angelegenhdtnn betreffenden kaleeriiclieii 
Verordnungen vom 17. Juli 1899, B.'G.>BI. Nr. 120, TOm 21. September 
1899, It-O.'Bl. Nr. 177, und rom 29. Dezember 1899, B.-6.-B1. Nr. 267 und 
Nr. 268. Jene meritorischen Bestimmungen, die frtther im Zoll> und Handels- 
bflndnisse standen, sind in der zweiten der eben erwähnten vier Verordonngen 
enthalten. Sie setzt fest, daß das durch das Zoll- und HandelsbOndnis vom 
Jahre 1878 mit den seither eingetretenen Änderungen geschaffene wirtschaft- 
liche Verhältnis zwisehon O.-^terreieh und ünc^arn unter der Voraussetzung 
der (Jeknns^ nbereinstimmender Anordnungen v.) ITn<:'arn, soJerii bis zum 
Jalire 1903 ein Zoll- und Handel8i»Undnis im Wtn^e der \'tnt^inbarung nicht 
zustandekommt, bis- Ende 19il7 aufrechterhalten wird. Von den Ändeningen 
des Zoll- und Haiideisbüdduiääes, weiche die Ministerien Badcui und BänSy 
vereinbart hatten, wurden in die kaiserliche Verordnung die meisten binein- 
genommen. Sie betr^en die Bestreitung der Steaerreslitntionen nnd der 
Ausfubrbonifikattonen, den Marken- und Musterschutz, den ViebTerkefar und 
die Versicherungsgesellschaften.*) Die kaiserliche Verordnung ordnet weiter 
an, dafl, faUs bis 1903 ein Zoll- und HaDdelsbandnis nicht enielt wird, 
ee bis Ende des Jahres 1907 bei der Gemeinsamkeit der Zolleinuahmen 
zu verbleiben hat. Zum Behufe des Abschlusses des Zoll- tind Handels- 
bündnisses mit Ungarn sind, wie die Verordnung vorsieht, die Verhand- 
lungen spätestens im Jahre 1901 aufzunehmen. Der autonome Zolltarif 
ist vor Becrinn der Verhandlungen über dtn Abschluß neuer Handels- 
verträge mit dem Auslande durch einen nea-n zu ersetzen. Treten während 
der Zeit bis Ende 1907 Vereinbarungen zwi^^clien Osterreich und Ungarn 
über die erwähnten Gegenstände in Wirksamkeit, so verlieren die auf diese 
Angelegenheiten bezQglichen Anordnungen ihre Geltung. Endlich beifit es: 
,im Falle, wenn hineiebtlicb dieser Angelegenheiten in den lAndern der 
ungarischen Krone der den hierseits getroffenen Verf&gongen entsprechende 

^) Vereinbarungen mit Ungarn bezüglich der EUenbabntarife wurden in einer 
V«rordiiirag des BitenbahotninuteriaiM Tom BS. September 1699, IL-G.-BL Hr. 1B7, 
publiziert; sie flind die Reproduktion von Bestimmungen des KtitsvorfM eines Zoll- und 
Handtflgbiininisses, über den die Miinst. ri- n badeni und Bänirv sicli geeitiipt hatten. lo 
diesem war aucb die Aufhebung des Mabirerkehr«» vorgesehen, die dann mittels Ver- 
ordninig d«T liiniaterien der Fioanien, des Handelt^ und des Ackerbaues toiq 22. Si^y- 
teniber 1899, B.-G.-B1. Nr. 177^ erfolgte. Zu der im Text erwähnten BestilumttDg Uber 
den Vi>hyerkebr wurde eine Durcbfflhrung'.svorscbrift, V«'nirdtiung des Ministers des 
Innern etc. vom 22. September l'*y9, B.-G.-BI. Nr. 179, hinausgegeben.' 
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Zastand (Reziprozität) nicht unverändert aufrechterhalten wird, bleiben der 
diesseitigen Reichshülftc die zur Wahnmg und Geltendmachnnp der wirt- 
schaftlichen und fiuaQzielleu Interesäen erforderlichea YerfQgungeu ¥or- 
behaltt'n.» 

Diese Verordnung und die beiden neben ihr erwähnten enthalten dann 
noch die Qbrigen vereinbarten Bestimmungen Aber die Maßnahmen zur 
DurcbfQbrung der Goldwährung, die Ordnung der Notenbankangelegenheit 
and die Indefiufan der iniUrelLten Abgaben. Jik Ungnn sind diese Bftmt- 
licben Materien in einer Reibe von im Laufe des Jahres 1899 ersebienenen 
Gesetaten geordnet. Aof die Zolleinheit besieht sieh der sehr bemerkenswerte 
Gesetnartikel XXX; er besagt, daß fikr Ungarn, da ein Zoll- ond Handels- 
bflndnis niefat rastandegekommen ist, die Rechtslage des selbstAndigen 
Zollgebietes eingetreten ist; dementsprechend wird angeordnet, daß die Be- 
stinunuDgen über die Gemeinsamkeit der ZoUeinuahmen und die Bestim- 
mungen des Zoll und Handelsbfindnisses vom .Tnhre 1878 mit den seither 
eingetretenen Änd(M'unfren und jenen, die dieses Gesetz verfugt, bis Ende 
1907 unter der Voraussetzung der Reziprozität aufrechterhalten werden Der 
Gesetzartikel enthält dann, den österreichischen Anordimu|,'en enUj>techend, 
den Auftrag zur Ausar})eitung eines neuen Zolliarifes, zur Vereinbarung eines 
Zoll- und iiandelsbünduissos mit Österreich uud dann den Vorbehalt tür 
den Fall des Abgebens von der Reziprozität. Der Gesetsartikel enthält auch 
noeh einige besondere fiestimmnngen Aber Handelsrerträget auf die, soweit 
sie ftr den hier bebandelten Gegenstand bedeutsam sind, noch besonders 
eiatogefaen sdn wird. 

Der Ausgleich ans dem Jahre 1899 enthält bezttglich der Konsum- 
steuern sehr wichtige, die Beziehungen zu Ungarn berührende Neuerungen. 
Das Überweisungsverfahren wird auf die Zucker-, Bier- und Mineralölsteuer 
ausgedehnt; bezüglich der Restitutionen und Bonifikationen wird festgesetzt, 
daß jedes der drei Landergebiete nach Mai3gabe des eigenen Exportes daran 
beteiligt ist ; aus den Zöllen wurden die Verbr nm lisab^faben ausgeschieden, 
die nun infolge des Cberweisun<»sverfahrens d«'Mi Konisumtiüusgebietö zu- 
fallen; des weiteren wurde der Verkehr mit unter dem Bande der Abgabe 
stehendem Branntwein und unversteuertem steuerbaroiu Zucker zwischen den 
drei Ländergebieten untersagt, weil das einführende Ländergebiet im Falle 
der AusAibr solcher Importe ins Zollausland für die Bonifikationen hätte auf- 
kommen müssen. Diese Bestimmung hatte die Wirkung, daß die bis dahin 
bestandene allerdings nicht sehr erhebliche Mehrausfohr von Rohzucker aus 
Ungarn in die österreichischen Fabriken ganz aufhörte. 

Durch die erwähnten Verordnungen wurden an den Eonsumabgaben 
selbst Veränderungen vorgenommen. Auf alle Einzelheiten derselben hier 
einzugehen ist um so weniger notwendig, als sie nicht prundsfitzlicher Art 
sind. Bei der Branntweinsteuer wurde das Östenfioliisrhe Kontin^rent erhfdit 
auf 1,017.000 Hekioliter. das ungarische auf 8r);{.uOO Hektolitt-r eriuätiigt, 
beides mit der (ieltiiuu bis iüule Au^-iift liMJS; die Anwendbarkeit der Pau- 
schalierung nach der Leistungsfähigkeit der Brennvorrichtung wurde einge- 
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schrankt und die ausgeschalteten Betriebe der Produktionsabgabe Dach dem 
wirklich-^n Er7*''i!Tni^?f» unterworfen, jedoch mit dem Nachlasse von 15 Pro- 
zent Bei der Biersteuer waren schon durch ein Gesetz aus dem Jahre 1894 
das System der Restitutionen und die Ikstitutionssätze abgeändert worden; 
die kaiserliche Verordnung vom 17. Juli 1899 hat daran eine einzige Modifi- 
kation vorgenommen. Der Abgabeusatz der Biersteuer wurde durch eine gering- 
fQgige Abrandmig nwh. oben nut 84 tob jedmi HeUoliier und jedem Grad 
SKtnkt Dach don handertfeeiligen Saecbazometer festgesetit; Ueinere Bisaeretoii 
erhalten SteaeroMhlina Bei der Zackereteuer war im Zusammenhange mit 
der, durch den relohsdeutechen Vergaog haTorgerttfenen, Erhöhung der Boni« 
fikationsgesamtsumme auf 9 Millionen Gulden der Steuersats auf 18 fl. 
erhöht worden (Gesetz vom 5. Juli 189G). Die kaiserliche Verordnung vom 
17. Juli 1899 setzte den Steuersata auf 38 £ hinauf. Es traten auch 
Änderungen der Bonifikation ssiltze ein. Bei den Mineralölzöllen endlich wurde 
die dili'erentielle ZoUbeliandiung von schweren und leichten rohen oder zu 
Beleuchtungszwecken ohne vorausgegangene, mit Destillation verbundene 
Raffinieruug nicht verwendbaren Ölen aufgegeben und der Zollsatz auf fll. 
ÜÜ kr. ^'etto hioaufgesetzt Das hatte keine Anwendung auf die rumSnisclien 
öle, die nach wie vor zum Zolle von 68 kr., aber wieder nur in der Gesamt- 
menge von 800.000 Meterzentner jahrlieh eingefahrt werden dflifen, wovon 
10.000 Metenentner auf Österreich entMen. 

Die ehen dargestellte Neuordnung der Beiiehungea an Ungarn hei den 
Konsumateuem hat diesem mannigfsohe staatsfinaniielle Torteile gebracht; 
zun&chst durch die Verallgemeinerung des Überweisungsrerfahnns. Der 
finanzielle Erfolg der Änderung läßt sich genau übersehen; es ergibt sidl, 
daß in den Betriebsperioden 1899/1900 bis 1902/03 Österreich an Ungarn 
im VergQtungswege gezahlt hat Netto: bei der Branntweinsteuer 7,94 1.955 Ä", 
bei der Zuckerateuer 40.192.811 A', bei der Biersteuer 2,027.158 A' und bei 
der Mineralölsteuer 5,891.822 K, zusammen 56.356.806 also bei den 
letzten drei Steuern in jeder Betriebsperiode rund 12*2 Millionen Kronen. 
Es ist dabei die starke Erhöhung zu beachten, die der Satz der Zucker- 
steuer von 26 auf 38 K erfahren hat, wodurch natürlich die Vergfitung 
sehr gesteigert worden ist Die neue Yerrechnnttg der Bestitntionen und 
Bonifikationen galt gleichfslls als ein staatsfinansielier Vorteil fftr Ungarn.') 
Dem sind die volkswirtschaffliehen und staatsfinanziellen Zngestlndnisie 
Ungarns gegenOheraustellen. Ungsm hat in die Erhöhung des Zolles auf 

Weoii in den Betriebsperioden 1880/ löbd bis 1896/1897 die ExportbonifikAtionen 
b»i der Znokwr- vad BnuiatweiiMteiter «od die BeititiitioBeD bei der Bientener von Jedem 

Teile im Verhältnis der eigenen Aiisfahr ins Ausland getragen worden w&ren, statt nach 
dorn Verhältnis der Brnttosteaereinnahmtn, so hStte Vn^arn, nacli I'Mi mir vt^rfiigbarcn 
Daten berechnet, dorchsobaittlich in jeder Betriebsperiode am 447.0Ö0 A. weniger vx 
laUen gehabt, als es genUt bat. Die Ergebniiae wedudn: in der Betriebiperiode 16M/18W 
bitte Ungarn von den Znekemteaerboniilkationen nm 212.000 fl. mehr tragen nflaien« 
wenn diese nach der Ausfuhr, statt nach den Bruttosten. ! t'iniiahin< ii, vert -ilt wor^len wlrcn. 
Die ganze Frage bat durch die Aurhebung der Ausfahrprämien für Zucker an Staats- 
finanzieller Wichtigiccit sehr eingebaut. 
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Rohöl, also auch auf die KmiaiOle gewilligt, allerdings zu einer Zeit, wo die 
Einfuhr schon sehr gesunken war, die galizische Produktion sich stark ge- 
hoben hatte, mit der Wirkung' einer starken Verraiiidnrunf; der Proiso des 
inländischen Rohöles. Des weiteren trat eine Krhöhuiig der unt^;<riep}iPTi 
<^uote auf 34 -i Proz. im ganzen ein: die Deputationen hatten sich auf uiese 
Ziffer geeinigt, aber eine parlamentarische Erledigang fand nicht statt. Die 
Teiftnderte Quote wird seit Anfang lUOO auf Grund kaiserlicher lieätiuiiuung, 
4ie immer bflehitena auf ein Jahr erfolgt, bemeeaen. Endlich ist auch die 
Aufhebang des Hahlmkehres su erwfthneii. 

Durch die Ordnung der Ausgleichssachen im Jahre 1899 ist eine einseitige 
Fassivpost, und^zwar ta Lasten Östeneichs Hbriggehlieben. Die finaosieUen 
Voi-teile, die Österreich beim fraheren Zustande, wonach die Konsum- 
ahLrahen dem Produktionsgebiete zukamen, und bei der bekannten Ver- 
teilung der Restitutionen und Bonifikationen hatte, bildeten, wie dies 
schon wiederholt erwähnt wurde, einen Ersatz für den Nachteil, den es durch 
die Genieinsamkeit der Zolleinnalimeu erleidet, da Ungarn davon weniger 
trägt, als sein Quoteuprozeut ausmacht. Nach dem Abkommen des Jahres 
1899 ist für Osterreich der Vorteil geschwunden, aber der Nacliteil ge- 
blieben. Es gibt uuü keinen Ersatz; die höiteie ungarische Quote kauo al& 
solche nicht gelten. Die Quote wurde nicht nach kfinfttgen Verhältnissen, 
sondern nach der Grlifle vergangener SteuerertrSge bestimmt» und so sind 
die eventuellen ungarischen Mehreinnahmen aus den Überweisungen bei 
der Quotenfestsetsung ganz anfier Betracht geblieben, was übrigens auch 
aus einer Erkiftrung der ungarischen Regierung hervorgeht Die Quoten« 
erhobung wäre jedenfalls, also auch wenn die Ausdehnung der Oberweisungen 
nicht stattgefunden hätte, eingetreten, denn die ungarische Deputation hatte 
selbst, nach ihrer ständigen Rechnungsroethode, eine Quote von B3-8 Proz. 
herausgebracht. Die ungarischen Mehreinnahmen ans den Überweisungen oder 
die höheren Einnalinien an< den Konsumabgaben, die durch den Mehrabsatz 
infolge Wegfalleiis der österreichischen Einfuhr erwachsen, werden also erst 
bei den bevorstehenden Quotenverhandlungen ins Gewicht fallen, wenn dabei 
auf die Steuereinnahmen Beduclit geuomuieu wird. 

Die Mehrbelastung Österreichs bei den Zöllen resultiert daraus, dafi 
es an dem Reinerträgnbse nicht in dem Verhältnisse partizipiert, in dem ea 
die zolle trigt, sondern in dem ungQnstigeren QuotenverUUtnisse. Über den 
Umfang der Mdirbelastung unterrichtet uns ein vortrefflicher parlamentarischer 
Bericht.') Es wird dort fttr das Jahr 1903 berechnet, dafi die SchutztOUe 56*8 
und die ünanuOUe 48*7 Prox. des Gesamtzollertiiiges ausmachten; Ungarn 
trug von den gesamten Zolleinnahmen 19 84 Pioz., von den Finanzzöllen 
21-9 Proz. und von den Schutzzöllen 17*4 Proz. — Wenn Österreich von den 



Bericht de« Sabkomitees füi die finantielleo Frageo aod die Quot« an den 
AnaedroS batnffand dia Begelnng d«i VerhlltDiu«! twischan öttenreidi «od Ungarn, ttbar 

dit? finanzielle und volkswirtAcbaftliche Bedeutung der Zolleinnahmen im Staatshaushalte 
der Mouarchiti tin 1 ö^torrcichs, erstattet von den Abgeordneten T o 1 Ii nger und Prad« 
Als Maauakript gc<iruckt. 
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Schutzzöllen einen seine QuotenbeteUigung stark äbergteigendeu Frozeutsatz 
trägt, so ist daraus keine EonaequeDa abxuleiten, weil die SehntndUe zum 
Zveeke der FOrderun<; der Indaatrie und Landwirtschaft des gesamten ein- 
heitUcheu Zollgebietes eingeriehtet wurden und ihre Wirkungen nicht allein in 
der ZoUbelaBtung der importierten Waren bestehen; die FSnanazSUe hingegen 
erschöpfen als Aufwandsteuem ihr Wesen in dieser Belastanir; wenn Öster- 
reich an diesen Einnahmen nicht in dem Maße partizipiert, wie es sie aufbringt, 
so kann diese Schädigung des österreichischen Staatsschatzes, ohne daß 
irgendeine höhere Rücksicht hindernd wäre, beseitigt werden. Der Nach- 
teil berechnet sich für die letzten Jahre folgend: im Durchschnitte der 
Jahre 1900 bis 1903 betrug der reine Überschuß des Zoll^^efrilles (Brutto- 
ertrag nacli Abzug der llegiekosten- und des Zollpauschales für Bosnien und 
die Herzegowina) 125,284.000 ^, davon entfallen auf die Finanzzölle. bei 
Annahme von 43'7 Proz., 54,750.000 K, davon trug Ungarn 21 Proz., 
gleich 11,990.000 seine qnotenm&ßige Partizipation stellte neh jedoch 
auf 18.834.000 K, was einen jftbrlichen Torteil von 6,844.000 K ergibt, 
d. h. sein jährlicher Beitrag zum gemeinsamen Aufwände war in dieso' Zeit 
um mehr als 6'8 Millionen Kronen geringer, als wenn die Nettoeinnahme 
an FinansaOUen nach dem wirklichen TragimgsTerhSltnisse verteilt worden wAre. 

Da hier eine olTenkundige einseitige Belastung Österreichs Torliogt, so 
ist eine Kemodur notwendig; sie besteht darin, die Nettoeinnalime aua den 
Finanzzöllen jährlich in der Weise auf die beiden Ländergebiete zu ver- 
rechnen, daß jedem so viel zugeschrieben wird, als seinen Anschaüungen bei 
jeder Warenart entspricht: die GesamtdifFerenz ge^jenüber dem quotenmäßigen 
Beteiligungssatze wäre dann vom ungarischen dem österreichischen Staats- 
schatze zu vergüten. 

8. Der BrOeseler Vertrag. 
Aus der folgenden Zeit tritt die durch die BrQsseler Konvention herbei» 
gefahrte sehr bedeutsame Verftnderung der Verkehrsbeaiehungen Österreichs 
und Ungarns hezflglich des Zuckevs hervor. In^ BrOsseler Vertrage vom 
5. Man 1902 verpflichteten sich die vertragscbliefienden Teile {Österreich- 
Ungarn, Deutsches Boich, Belgien, Frankreich, Großbritannien, Italien, die 
Niederlande und Schweden), die der Erzeugung oder der Ausfuhr von 
Zucker zngute kommenden direkten und indirekten Prämien vom I.September 
1903 an aufzuheben und wahrend der Vertragsdauer (jedenfalls fünf Jahre, 
vom 1. September 1903 an) keine solche Prämien einzuführen; die Regierung 
von nroßbritannien erklärte dasf^elhe fHr seine Kronkolonien, ferner, daß im 
Vereini^^ten Kuiiigreiclie wfihreiid der Vertra^'sd.iiier dem Kolonialzueker vor 
dem aus Vertra<4-staateii staMiinenden kein Vorzug bewilligt werden wird. Die 
Niederlande i^'ahen für ihre Kolonien bezüglich der Zölle und Prämien die 
gleiche Erklärung ab. Im Vertrage wird des weiteren die Verpflichtung über- 
nommen, den Überzoll, d. h. den Unterschied swischen dem Betrage der 
Zölle oder Steuern, welchen der ausländische Zucker unterliegt und dem der 
Abgaben oder Steuern, welchen der einheimische Zucker unterworfen ist, mit 
höchstens 6 Franks fflr 100 Kilogramm raffinierten und solchem Zucker, 
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dor dieseiD gleiebgestellt werden kann, und mit bOehstons 5*5 Franks fttr 
anderen Zncker zu bemeBaeo»') nicht minder Zucker, welcher aua Lftadem 

stammt, die fQr die Erzeugung oder Ausfuhr Prrimien gewähren, bei der 
Einfuhr in ihr Gebiet mit einem bosondon^n Zoll zu belogen, der nicht 
niedriger sein darf, als der Betrag der direkten oder indireiiten Prämien, 
wobei das Recht vorbehalten wird, die Einfuhr prämiierten Zuckere zu ver- 
bieten. Zucker ans Vertragsstaater, oder aus ilireii keine Prämien ge- 
währenden Koloiiiei] und Hesitzunijen. ist zum niedrigsten Satze des Einfuhr- 
tarifes zuzulassen; Kohrzucker und Kübenzucker dürfen nicht verschiedenen 
Zollen unterworlen werden. Die vertragschließenden Staaten setzen eine 
atftndige Kommission zur Überwachung der Durcbfäbruiig der Vertrags- 
bestimmungen ein. Noch ist der Vorsorge zu erwähnen, die im Seblnfiproto- 
koUe des Vertrages für den Fall getroffen ist, daH aus einem Vertngsstaate 
in den andern Zucker in beträchUidien Mengen eindringen sollte: es wird 
die Möglichkeit einer firbShung des Übersolles dem Staate gegenflber, aus 
i n die Einfuhr stammt, eröffnet. Die ständige Kommission beschließt diese 
ZoUerhöhung, die 1 Frank für 100 Kilogramm nicht fiberschreiten darf. 

Es ist zunächst die Frage zu bernhren. wer denn bei der Brflsseler 
Konvention seitens der Monarchie als vertrairsi lilii ßender Teil vorkommt. 
Der Gesetzartikel XXX vom Jahre 1899 hat den durch Artikel III des ZoU- 
und HandelsbOndnisses vom .lahre 1878 t(e<^'^ebenen Zustand, wonach die 
Negoziierung und der Abschluß neuer Verträge, welche die Regelung wirt- 
schaftlicher Verhältnisse zum Auslande bezwecken, durch den Minister des 
Äufiera geschieht auf Grundlage von Vereiobarungen, welche zwischen den 
Bessortministem beider Teile stattfinden, mit einer wichtigen Änderung auf- 
KChterhalten, denn im § 2 »wird hinsichtlich der innerhalb dieses Zeitraumes 
(bis Ende des Jahres 1907) etwa xu schließenden Handelsverträge ausge- 
sprochen, daB deren Abschluß im Namen der beiden Staaten auf 
die im ersten Absatae des III. Artikels des Gesetzartikels XX vom Jahre 
1878 TOrgeschriebenen Weise zu bewerkstelligen ist." Bei der Brösseler Kon- 
vention ergab sich, daß als vertragschließende Teile auftraten: Österreich- 
Ungarn und „jedes fflr sich" Osterreich und Ungarn. 

Bei der Untersuchung der Bedeutung der Konvention für die ge«i:en- 
seitigen Beziehungen Österreichs und Line;irns ist der im Jahre 1899 fest- 
gesetzte Zustand bezflglich des Zollgebietes klarzustellen. Der Gesetzartikel XXX 
vom Jahre 1899 hat aufrechterhalten das, was im Artikel 1 des Zoll- und 
HandelsbQndnisses vom Jahre 1878 enthalten ist, nämlich, daß die Länder- 
gebiete beider Teile zusammen ein Zoll- und Handelsgebiet bilden, umgeben 
▼on einer gemeinsamen ZoUgrenxe, und daß infolgedessen keinem der beideu 
Teile das Recht xusteht, Verkehrsgegenstände, welche aus dem einen Staate 
in den andern übergehen, mit Ein-, Aus- oder Durchfuhrabgaben, welcher 
Art immer, an belasten und au diesem Zwecke eine ZwischenzoUinie su er- 

Italitin QDd SchweiM bleiben, solange si« Zacker nicht «osfQhren. von den Ver> 
tragibestinmiingen betreffnid die Aafb«bang bestehender and NichteinfBbnuig neuer 
PriUnieii, sowie besttglioh der Hebe des ÜbenolleSy befieil 
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richten. Das fireie Yerkebngebiet, das demnach die beiden Staaten bilden, 
benibt nicht aaf einem Zell* nnd HandelsbOndnisse, sondern anf swei selb- 
stftDdigen Bestimmungen der beiden Staaten, der kaiserlichen Verordnnng vom 

20. September 1899 und dem Qesetzartikel XXX au3 dem Jahre 1899. 
Jodor Staat ?prir1it darin ans, daß er es bei den Zast&nden, die das letzte 
Zoll- und Haiich^lsbandiiis geschaffen liabe, belassen werde, wenn der andf^rc 
Staat danin nichts fiiidert. das heißt, jeder Staat sagt, daU er an dem Zu- 
stande bis Ende 1007 niclits ändern wolle; die Keeienini^ wird überdies in 
jedem Akto beauftragt, zum Behüte des Zustandekommens eines Zoll- 
und Handelsbündnisaes mit der Keffiorung des andern Staates die Verhand- 
lungen spätestens im Jahre 1901 in Ängritf zu nehmen. Das Verhältnis, 
welches der Oeaetaarfikel XXX schaffen sollte, wurde schon während der 
Beratung des Gesetzentwurfes im ungarischen Abgeordnetenhame von oinem 
der beiden Berichterstatter gekennxeicbnet y^als Aufrecbterhaltung des freien 
und unbeschrftnkten Verkehrea (mit Österreich) im Zustande des selbstän- 
digen Zollgebietes". Hach dieser Konstruktion bildet jeder der beiden Staaten 
ein selbständiges Zollgebiet, räumt dem andern volle Verkehrsfreiheit ein 
und beide halten gegentlber dem übrigen Aualande an der gleichen Zoll- 
ordnung fest; ist ein neuer Zolltarif m machen, so erfließen in beiden Staaten 
autonome Zolltarife mit denselben /.o'lhestimraungen nach außen bei gegen- 
seitiger Verkehrsfreiheit, und neue IlandelsverträL'e worden im Namen beider 
Staaten unter Beachtung der zwischen ihnen existierenden vollen Verkehrs- 
freiheit mit identischem Inhalt abgescblos^'pn. 

Auch nach dieser Autlassung steht fest, daß zwischen den beiden 
Staaton, auf Qrund der erwähnten Bestimmungen, eines Gesetzes und einer 
Verordnung mit Oesetseskraft, freier und unbeschränkter Verkehr besteht 
und dafi jeder Teil in dem betreifenden Akt seinerseits ausgesprochen hat, 
daß er tou diesem Zustande bis Ende 1907 nicht abgehen wolle. Wenn nun 
beide Staaten unter aolchen Umständen mit anderen Staaten Aber einen 
Handelsvertrag verhandeln, wobei jeder der beiden Staaten als vertrag* 
schließender Teil auftritt, so ist es klar, daß sie nicht gegeneinander ope- 
rieren können, sondern kooperieren müssen, weil die bestehende Verkehrsfreiheit 
ein einheitliches Verhalten notwendig macht: sie müssen sich verständigen, 
einigen nnd das Ergebnis als gemeinsames Interesse bei der Konferenz vrr- 
treteu. Es ist dabei ganz gleichgültig, ob die Verkehrsfreiheit auf einem ZoU- 
uud Handelshundnisse beruht oder auf zwei einseitigen Anordnungen, wie es 
hier der Fall ist. 

Daraus folgt, daß, wenn die Brüsseler Konvention den Vertrsgsstaaten 
die Erhebung von Einfuhrzölle» gestattet und als Zweck des Zolles bezeichnet, 
den inneren Markt der Erzeugungsländer wirksam zu schätzen, all das anf 
die gegenseitigen Beziehungen Österreichs und TJngama keine Anwendung 
findet, weil zwischen beiden auf Grund von Gesetz und Verordnung Verkehrs* 
freiheit besteht und die Einhebung von Zöllen irgendwelcher Art im gegen- 
seifigen Verkehre ausgeschlossen ist. Der Überzoll hat Bedeutung für die 
beiden Staaten gegenüber den übrigen Staaten; als vertragschließender Teil auf 
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Grund des Vertrages konnte weder Österreich gegenübeV Ungarn, noch Ungarn 
gegenüber Östeneleh dieto yertragsbMiiinmiiDg dnrohflihiren. 

Etwas ganz änderet Bind die internen Yorgünge bei den Beratungen dar 
beiden Ministerien besÜgUob des Beitrittes snr EonTeotlon. Bei den Ans- 
einandersetsiuigen bierober, die nnr damit abseblieflen kSnnen, dad beide 
Teile beitreten oder nicht beitreten, kann es mkommen, daß ein Teil er* 
klärt, nur dann fQr den Beitritt zu stimmen, wenn ibm vom andern Teil ein 
Zugeständnis gemacht wird und das war, wie noch gezeigt werden wird, der 
Fall beim Brüsseler Vertrage. Diese gegenseitige Bedingtheit der Entschei- 
dung ist unabhängig von dem Umstünde, ob jeder der beiden Staaten selb- 
ständig vertragschließender Teil ist oder nicht und bestflnde also ebenso, 
weim beide Teile als ein vertragschließender Teil vorkämen. Angenommen, 
der Vertrag wutde durch Österreicii- Ungarn abgeschlossen werden, das durcli 
den Minister des Äußern vertreten wird, so wäre dieser au die Vereinbarungen 
der beiden Beaeortminister gebunden, die eich verständigen und einigen 
mUssen, und wenn dabei ein Teil sagt» da0 er nur bei einer bestimmten 
Koniesrion des andern Teiles anstimmen werde, so wird entweder das 2a- 
geatftndnis gemaobt und beide stimmen dem Vertrage au oder es wird nicbt 
gemacht und bdde lehnen den Vertrag ab. Wie verbUt ea sieb nun mit 
dem Zugeständnis, auf das eben bingedentet wurde? 

Der Beitritt Österreich-Ungarns zum Brüsseler Vertrag mußte zunächst 
ans allgemeinen Gründen als erwünscht bezeichnet werden. Die Situation der 
Zuckerindustrie war durch die Politik der Exportstaaten, von denen jeder 
die anderen durch gesteigerte Begünstigungen 7.u verdrängen suchte, eine 
ganz unnatOrliche geworden und verlangte eine Sanierung; die FAport- 
staaten überboten einander in der Steigemng der Mx[iorlpräinien, die, soweit 
sie nicht durch Ausgleichungs- und Strafzölle der Importstaaten bereit.s 
paralysiert waren, io Hinkunft durch solche Gegenmafiregela unwirksam ge- 
maebt werden konnten, wie denn ancb England, der wicbtigste eorepftisiebe 
Absatimarkt, mit Stra&Ollen gegen prämiierten Zucker vorsugeben drohte. 
Piese Prftmien belasteten niobt nur den Staatsschatz sehr erbeblieb, sondern 
in den Inlandpreisen die Bevölkerung der Exportländer; die BingangssSUe 
der Exportgebiete waren viel zu hoeh und die kartellierte Industrie, die sie 
vom Standpunkte des Schutzes entbehren konnte, nutzte sie bei uns zur 
möglichsten Erhöhung der Inlandspreise aus. wodurch die Volksmassen im Ver- 
brauche empfindlich beschränkt wurden. Dabei haben die Prämien und Kar- 
telle den Export unausgesetzt stimuliert und das Resultat war Überproduktion 
bei bis dahin nicht dagewesenem Tiefstände der Weltmarktpreise. Eine Lösung 
dieser ungesunden, krisenhaften Verhältnisse konnte nur eine internationale 
Verständigung bringen und sie lag för die Vertragsstaaten im Brüsseler Ab- 
kommen. Das Fernbleiben Osterreich -Ungarns hätte das Festhalten an einer 
im wirren Konknirenzkampfe um die Behauptung auf dem Weltmarkte zu> 
standegekommenen, nur hieraus erklärlichen, an sich verfehlten Ordnung 
bedeutet, die, indem sie den Staatsschatz in Kontribution setzt, in einem 
far- die Bevölkerung druckenden Kartell gipfelt 
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Das Nichtbeitreten wäre aber auch für die Industrie nachteilig ge- 
wesen, lo der Betriebsperiode 1901/02 hatte Österreich ^e Kettoerxeogang 
an Eonanmnteker von 8,488.182 Metenentaer nnd an Rohsneker Ton 
955.985 Metenentner; ▼erstenert worden 2,888.577 Hetenentner Konsom- 
zueker und 29.921 Heterxentoer Bohznciker. Zur Ansfiohr ftber die ZoUinie 
gelangten 5,582.038 Metenentner Eonssnunoker und 161.046 Metanentner 
Bohsucker. Von dem e]q;»ortierten Quantum gino;en 2,800.000 Meterzentner 
KonsuTn7iickcr und 127.000 Meterzentner Kohzucker nach England, 
250.000 Meterzentner Konsumziickpr und 29.000 Meterzentner Kohzucker 
nach Haiuburg, 846.000 Meterzentner Konsumzucker nnch Triest-Frei<^ebiet, 
681.000 Meterzentner Konsumzucker nach Rritisrh-lndien, ;i72.O0O Meter- 
zentner Konsumzucker in die Schweiz, 313.000 Meterzentner Konsumzucker 
in die Türkei. Nun wäre ein Absatz auf den von der Konvention be}ierrschten 
Märkten ausgescblosseo gewesen, insbesondere auf dem wiclitigsteo Markte: 
England, weil, wenn sehen kein Einfohrrerbot ausgesprochen worden wire, 
die Konkarrens mit dem besser gestellten deutschen nnd frsnaftsischen Pro- 
dukte unmöglich gewesen sein wttrde, wfthrend im FbUe des Beitrittei die 
KonkurrenzTerbftltnisse gegenflber den anderen Exportstaaten besser« hfitteo 
werden mtläsen, als sie frflher gewesen waren, da Österreich geringere Frft- 
mien gewfthrt hatte, als Deutschland und Frankreich.^) 

^ Genau dieselben allgemeinen und besonderen Gründe waren in Ungarn 
fflr den Beitritt {^pitend zu machen. Die unüiiri-che Zuckerindustrie war seit 
dem Zuckersteuergesetze aus dem Jahre ehr gewachsen. Die Produk- 

tion hatte sich stark gehoben, erhebliche Menj^en gingen alljährlich in das 
Ausland und Un-^^aiu konnte deren Aussperrung niclii nt^kieren. Trotzdem 
wurde der Beitritt Österreich gegenüber au die Bedingung geknüpft, daß 
Vorkehrungen getroffen werden, um den österreichischen Zucker ans Ungara 
ausziischliefien, eine Bedingung, die mit starker Aassicht auf Erfolg ge* 
stellt werden konnte, weil Österreich den Beitritt znr Konvention wfinschen 
maflte. Falls diese AusschJieBung damals von der ungarischen Znckeriodustrie 
bei der ungarischen Begierang angeregt worden sein sollte, so mochte das 
doch vielleicht auch auf wirkliche Besorgnisse über die künftige Gestaltung 
dieses Geschäftszweiges surOckfQhrbar gewesen sein. Es ist bekannt, dat man 
vielfach bei uns, wie auch in Ungarn und anderwärts von den Brüsseler 
Beschlflssen eine schwere Schädigung der Industrie gewärtigte; die Produk- 
tion, 80 meinte man, werde in üinkunft bloß abnorm niedrige Rtlhenpreise 
bewilligen können. Man iürehtf'te — und das wurde auch in Ungarn geltend- 

*> Dtm gilt niclit .illriii vm) den direkten Ansfulu prämion ; .,s<-n)st wenn der unt<*r 
dem . . . hohen Scliatzzoll mögliche Karteligewinii berücksichtigt wird, erreicht der der 
Zuckerindnstiift »os der direkten Prftinie und aus dem SchotzsoU inflieSend« Vorteil um- 
gelegt ««f dieOMMtttprodaktioii dttlUfi d«> auf antloge Weiie b«r6cihii«tan VortellM, weldier 
der französischen und dentschen Zuckerproduktion zukommt, nicht." Begründung zur Be- 
gierungsvorlage betrrfft'nfl die Brussrh'r KonTPütion <'tr, (lieilaj^en zu den stpnogr. Prot, 
des Abgb., 17. Session, Isr. Iö3b'.) Die lür den Beitritt Österrciclis s{>recbeuden Gründ« 
sind in diesem BnsgeteichiieteD Motifenberichta des OBUcreieniMben FinammiaifftMiitns 
voi-trefflicli dargslegt. 
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gemaebt — ^. daß der Biport leideD werde infolge des rasdadheii pitmiierteii 
Zuck«», daiio, weil die engliieben Besitsungeo dnrdh WegfUlen der direktoii 
und indirekten Piluien konknireosflliiger weiden wflrdenp endlich infolge 
des Erstarken s der Zaekerindustrie in den Im portgebieten, insbesondere in 
Ostindien. Die Stimmang der Industriellen in Ungarn war, so wie bei 
ung. auch wegen des Wegfalleng des Kartellgewinnes recht gedrückt. Die 
uiiLriii ischen Zuckprindiintriellen haben ihre Besorgnisse der Regierung mit- 
geteilt'), wohl die sclilertitei-e QiKilitfit der uriL^ariachen RObe, die die KoD- 
kurren7fähigkeit iuiiidert, hervorgehoben uinl \ielleicht die Gefahr betont, 
daß uuler den zu gewärtigenden ungflnstigen Konjunkturen die Konturrenz der 
österreichischen Industrie in Ungarn sich stärker fühlbar umciieu werde; 
vermutlich haben sie auch auf das Auskonftsmittel hingewiesen, daß für alle 
raie ein Biwti Ar die so beftrebteDden AoilUle dnrcb Beseitigung der Oster- 
reieliiichen Znckereiiiftibr naeb Ungarn ersielt werden konnte. Mit dieser 
ataht OS BOv dafi bei den Abmaebangen der ZaekeriodnstrieUen beider Linder- 
gebiete Ober die Kartellfragen ftr die «tatuieiebisebeii Fabriken eine Export- 
quote nach Ungarn, entsprechend den faktiacben damaligeo Sinfübirerbilt- 
Disaen, Torbdialten worden war. 

Die ungarische Regierung hat nun den der ungarischen Industrie er- 
wQnachten Standpunkt akzeptiert. „Es ist ein? bekannte Sache", sagte der 
ungarische Finanzminister, „daß die Regierung' LÜlem unter der Annahme 
der Brüsseler Konvention beigetreten ist, daü wir jene ZuckermeDgeo, die 
wir infolge der Konvention beim Export verlieren oder wahrscheinlich ver- 
lieren, wenigätens teilweise beim inneren Konsum ersetzen. Dieser Ersatz 
kann nur in der Weise erfolgen, daß sichergestellt wird, daß die dem unga- 
ziaeben Konsnin entsprechenden Zaekermengen auf jeden Fall aus ungari- 
aolien Zaekerfabrikea snm Yeikaufe getaagea. Das ist die Bedingung, bei 
deren ErfttUang es für ans rationeil wire, dem Abkommen beisatreten, sonst 
wflre es rorteilhaAer geweseni wena Ungara der Konrention bttsatreten ab- 
gelehnt hätte." ^ Und in einem Motifenberichte des nngaiiachen Finanz- 
ministers beifit es: „wir können dem Brüsseler Ohereinkommen nicht bei- 
treten, wenn während seiner Geltung oaser Zackerkonsum unserer Prodnktiott 
nicht entsprechend gesichert ist."') 

Man darf die Richtigkeit dieses Stanflptmlites bezweifeln. Der unea- 
rißche Konsnmbedarf botrotr in der Betriebspenode lUOO/1901 an Konsum- 
aucker 8Ü2.879 Meter/ciNücr: davon kamen 268.000 Metenentner aus Öster- 
reich; der ungarische E.\purt in das Zollauslaud l>etrug in Rohzucker umge- 
rechnet 1-8 Millionen Meterzentner. Davon gingen nach England 234.300 Meter- 
tentner, nach Nordamerika 150.000, nach Ostindien 471.900, nach Italien 
&&000 und aach Triest, haaptsAcbfich mit der DestiaatioB Italien, « 
256.000 Hetenentoer, susammea 1*16 Millionen Meterseataer; beim Nicht- 
beitritte wUrden also sicherlich sehr betrtchtliche Meogen ^on ihren answftrtigen 

^) Wochenschrift des Zentral Vereines fflrRübenzuckerindiutrie. 40. Jahrgang, Nr. 18. 
^ Stonogr. Prot, der 187. Sitemig dei Ahgb., Seirion 1901—190«. 
>> Beilage Kr. 482, Sflwion 1901-1906. 
ZaokavktBdl« DM R*B««gwlMiani In ltol«ml«klaeh-iai«ili«lie« Avtflikh. 5 
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AbsatBortan ausgesperrt oder konkurrenzunfähig geworden sein. Die Ablehnung 
wäre demnach unter allen Umst'inden nicht angezeigt gewesen. Auch die 
Befürchtung einer ver^tärktfii üstfin-lcliit^chen Konkurrpnz in Ungarn war 
nicht begründet. I)io nn<rari>'clnMi Unteriiehmungeii siml technisch und 
kommerziell auf der Hölie und kaj)itiilskn\ft.!jr, 7.umal sie. jt^dp fürsicli. wahrcnl 
des Kartells wegen iliicr ^'t-rinfjon Zalil viel molir erzielt hatten, als die ein- 
zelnen österreichischen Unternehmungen: so waren sie schon zu jeticr Zeit 
sehr koiikunenztiihig, gun/. abgesehen von der Hilfe, die die Eegieiuug im 
Erostfalle, a. B. durcli Tariftnaßnahmen gewähren konnte. 

Wie dem aber aaeh aei, die ungariache Begierang macbte, was die 
ervftbnteD Außeraogen dea Finansministera dartuo, ibra ZuatiiDmang davon 
abhängig, daß die SaterTeichiaeben Einfahren ana Ungarn ausgeachloaaen 
werden, denn das bedeutete im vorliegenden Falle die Fordening nach 
Maßregeln, wonach der nngarische Konsumbedarf durch die ungari?;» he Pro- 
duktion gedeckt werden solle. Eine solche Forderung besitzt beim Bestände 
des freien Verkehres kein Fundament; dieser liegt im überwiegenden Interesse 
auch Ungarns, das hat die damalige ungarische Regierung oft genug aus- 
<jesj)rochpn : j^dpr TpII muß also gewissf Nachteile des Zustandes mit in 
den Kauf lujhrtien und es ist ganz untunlich, cfe^ehenen Falles aus dem 
«ganzen Komplex eine einzelne Ware herauszugreiteii und zum offenkundigen 
Nachteile des andern Ländergebietes einer besonderen Ausschließungsveran- 
staltung zu unterwerfen. Der Plan, an dem in Ungarn von vornherein fest- 
gehalten worde, war der, die erwfthnte Siehening dnroh elaa Kontingentierung 
au erzielen« ftbnlieh, aber viel atrenger, wie die bei der BranDtweinatenet. 
Die Oaterreiehiaeheii Intereaaenten atimmten an, denn die kleineren Betriebe, 
diä darin einen Schutz gegenttber den grOfieren erblickten, traten lebhaft 
dafttr ein, und Ober dieaeo Verteidlgungamafinahmen wurde die gröfiere 
ungarische Quote, der Verluat des Exportes nach Ungarn, nicht beachtet; 
die österreichische Regierung willigte ein und so war denn der ungarischen 
Industrie die Hilfe, die sie sieh vor einer helürch^eten Krise gewünscht 
hatt^, ohne UQcksicht auf daa damit verbundene empöndliche Opfer gewährt 
worden. 

Die jjeiueii Kegierun^pn einigten sich auf die bekannten Kontingen- 
tierungen, die mögliciist voraorgen sollten, daÜ kein Tluad Zucker des 
heimischen Konsums der heimischen Produktion entgehe. Das sollte in folgender 
Weise erreicht werden. Der § 5 dea Geaetaea betraffond «nige AlAndeningea 
ttod Ergänzungen der Beatiromnngen Ober die Znckerateuer (vom 81. Jinner 
1908, R.-G*-BlNr. 26) kontingentiert^ „um die Veraorgnng dea Inlandamarktes 
mit Zucker in den einzelnen Lftndergebieten dea österreichiach-iingariacheB 
* Zollgebietea im Geiste dea SchluDprotokoUes au Art. 3 dea Brfiaaeler 
Vertragea zu regeln," jene Menge Zucker, welche in den einzelnen Länder- 
gebieten im Laufe einer Betrieb«;periode aus den Brzeugungsstätten und Frei* 
lagern gegen Entrichtung der Verbrauchsabgabe we'^'irehracht werden darf, und 
zwar fflr die Betriehsperiode 1903/11)04 mit 2.77Ü.H4Ü Meterzentner Konsum- 
zucker für Österreich, 8G3.660 Meterzentner für Ungarn and 26.000 Meter- 
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lentner fQr Bosnien nnd die Henegowina; Ar die folgenden Betriebsperioden 
wären die Zuckerkontingente auf Grund des Konsums der Tortusgegengenen 
Periode von beiden Finansministeni einvernehmlieb festzusetien, wobei als 
Zuekerkonsum der einzelnen L&ndergeblete jene Menge zu gelten bfttte, 
welche sich ergibt, wenn zur versteuerten Menge die Einfuhr zugerecbnet 
und von der Summe die Ausfuhr in die beiden anderen Ländergebiete abge- 
rechnet wird. Dem Finanzminister obläge es, nach Anhörung von zwei Sach- 
verständigen im Einvornehmen mit dem Finanzminister des andern Staates 
periodisch, und zwar wenigstens für einen einnionatlichen Zeitraum jene 
Teilmenge des Zuckerkontiogentes zu bestimiueu, welche in den freien Ver- 
kehr gebracht werden d^rf; er ist ermächtigt, das jeweilige Ziiekerkontin^ent 
bahufs Auslassung an den tatäiichlicLou liedarf des Xunsuaiä im Laufe der 
einzelnen Betriebsperioden mit Zustimmung des Finanzministers des andern 
Staates zu erhfihen oder auch herabzusetzen. In Verbindung damit sollten 
in beiden Staaten Gesetze Aber die individuelle Verteilung des Zucker- 
kontingentes erfließen. In Österreich ist das betreifende Gesetz (vom 31. JSnner 
190S, B.*G.-B1. Nr. 27) erschienen, w&hrend in Ungarn mit der parlamen- 
tarischen Eriedigung zugewartet wurde. 

Alsbald, bevor noch die beiden Gesetze veröffentlielit worden waren, wurden 
Bedenken geäußert, ob sie den Bestimmungen des Brüsseler Vertrages ent- 
sprechen und mehr und mehr befestigte sich die Beförchtung. daß die 
standige Kommission diese Gesetzgebung als dem Brüsseler Vertrage nicht 
entsprechend erklären werde. In der Tat hat diese Kommission im Juni 1003 
ausgesprochen, daß das österreichisehe Gesetz über die individuelle Ver- 
teilung des Kontingentes und der im Stadium der purlameuturischen Üenand- 
lung befindliche, denselben Gegenstand betreffende ungarische Gesetzentwurf 
gegen die EonTontion verstoßen; die Mehrheit der Kommission vertrat die 
Auffkssung, daß die gesetzliche Limitiemng der von den einzelnen Zucker« 
fabriken an den inneren Konsum abzugeboiden ZuckerquantitSten die Kar- 
tdlierung sowie die Ausnutzung der konventionsmftfiigen Surtaze mindestens 
wesentlich erleichtere und daß deshalb in der Kontingentierung ein aus der 
Gesetzgebung für die Industrie sich ergebender Vorteil zu erblicken sei. 
Der oben erwähnte § 5 des Gesetzes vom 31. Jänner 1903 wurde von der 
Brüsseler Kommission nicht bemängelt. Da keine Aussicht bestand, daß 
dieses Votum, dessen Kichtigkeit mit Grund bezweifelt werden kann, bei 
der endgültigen Entscheidung (Art. Vll des Bnisüeler \'ertrai;esj zugunsten 
der ßsterreichiäch-uogaiisclien Auffassung abgeändert werden würde, so wurde 
von der österreichischen Regierung auf da^ zu Gebote stehende Rechtsmittel 
versiditet. 

Durch all das wurde eine neue schwierige Situation geschaffen; daeneits 
war es Uar, daß bei der Notwendigkeit des Verbleibens bei der BrQsseler 
Konvention das beanstandete Gesetz außer Kraft gesetzt werdMi müsse, 
andererseits aber war es nicht leicht, ein Auskunftsmittel zu finden, um unter 

den geänderten Umständen eine Sicherung des ungarischen Absatzes für die 
ungarische Produktion zu bewirken. Die Aufhebung des erwähnten Gesetzes 
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war dabei äußerst dringlich, weil der österreichische Zucker bei Bestand dieses 
Gesetzes alsbald vom englischen Markte ausgeschlossen gewesen wäre.*) 

Als die Absicht, das erwähnte Gesetz außer Kraft zu setzen, der 
ungarischen Regierung bekannt wurde, nahm sie den Standpunkt ein, daß 
diese MaI3nahme eine Verletzung der Reziprozität sei, da damit die Gleich- 
artigkeit der indirekten Abgaben, die durch den G.-A. XXX: 1899 aufrecht- 
erhalten worden war, beseitigt wäre, woraus die Folgerung abgeleitet 
wurde, daß Ungarn gegebenenfalls auf Grund dieses G.-A. XXX vorgehen 
und die ganze Surtaxe auf den österreichischen Zucker legen würde. Das 
bedeutete nicht, daß die ungarische Regierung vom Brüsseler Vertrag abgehen, 
oder an dem beanstandeten Gesetz festhalten wollte, sondern sie wünschte, 
daß vor der Außerkraftsetzung eine Verständigung mit der österreichischen 
Regierung erzielt werde, über die Art und Weise, wie unter den neuen Um- 
ständen der ungarische Zuckerkonsum der ungarischen Zuckerproduktion zu 
sichern sei. Die österreichische Regierung hielt an der Ansicht fest, daß 
dieses Gesetz von Osterreich selbständig aufgehoben werden könne; natörlich 
wurde gar nicht in Aussicht genommen, Ungarn die früher zugesagte höhere 
Quote nicht zuzugestehen, aber man hielt mit Recht dafür, daß die unga- 
rische Regierung mit konkreten Vorschlägen vortreten solle, wie ja auch die 
Kontingentierung eine ungarische Idee gewesen ist. Die beiden Finanzminister 
einigten sich am 1. August dahin, daß während der Geltungsdauer der 
Brüsseler Konvention im Anschluß an das Überweisungsverfahren beim Ex- 
port von Zucker aus einem Ländergebiet in das andere eine Obergangs- 
gebühr zugunsten des exportierenden Gebietes eingehoben werden soll. Über 
die Höhe dieser Gebühr fand die Verständigung erst Ende August statt; 
die ungarische Regierung wollte diese Abgabe mit dem ganzen Betrage der 
Surtaxe festgesetzt sehen, die österreichische mit der Hälfte. Die Einigung 
erfolgte dahin, daß sie S K bO h für den Meterzentner Konsumzucker und 
3 Ä" 20 Ä für den Meterzentner Rohzucker betragen solle, was vielmehr 
dem österreichischen als dem ungarischen Standpunkt entspricht. Er wurde 
damit begründet, daß eine ÜbergangsgebQhr, die den Betrag erheblich Ober- 
steigen würde, welcher zweifellos ausreichend ist, um den ungarischen Konsum 
der ungarischen Produktion zu sichern, bei Bestand eines einheitlichen ZoU- 
und Handelsgebietes keine Existenzberechtigung besitzt. Das Gesetr. Ober 
die individuelle Verteilung des Zuckerkontingentes wurde mit kais. Verordnung 
vom 1. August 1903 seinem ganzen Umfang nach außer Kraft gesetzt, die beiden 

Die Usancen des Londoner Zockerhandels wurden dahin abgeändert, daß Zocker 
aller Art auf Grund von Kontrakten, die am 20. Juli 190.3 oder später auageitellt werden, 
nach dem 10. Auj^ast nur dann angedient werden kann, wenn er aus Ländern stammt, 
welche die Brüsseler Konvention ratifiziert haben und in UroQbritannien von der Einfahr 
nicht ausgeschlossen oder mit Au^gleichszOllen belegt sind. Der Bestand des als kon- 
ventionswidrig erklärten österreichischen Geseties über die individuelle Verteilung de» 
Zuckerkontingentes brachte die Gefahr eines StrafzoUes in GroUbritannien aal Oster- 
reichischen Zucker mit sich, und die Möglichkeit, eines solchen StrafzoUes mußte 
jeden englischen Kaufei veranlasson, vorsichtsweise von der Anschaflung österreichischen 
Zuckers abzugehen. 
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Kegiorungen haben dann die entsprechenden vereinbarten (iesetzentwürfe 
betreffend die Übergangsgebübr den beiden Abgeordnetenhäusern vorgelegt. 

DaB die Übergangsgebttbr ils Ausfuhrzoll dem einheitlichen Zoll- und 
HandelBgebietiridenpiiclit, bedarf keioMBeweiaM, die Ostemicbische Zucker- 
indnstrie bekftmpfte mit Becbt die Aber sie zu verbaiigende AosoabinsmaftregeL 
Dieser Ansfiibnoll wurde iodessen nie eingeboben, denn die beiden Gesefs- 
eaiwQife sind yob den PtrlineDten nicht erledigt worden; den aetetreichisoben 
hat die Begierung im Vorjahre zurflckgezogeo. Eine gewisse Wirkung trat 
aber doch hervor. Da die gesetzliche EinfQhrung der Übergangsgebübr bis 
zum 1. September 1903 nicht erfolgen konnte, gaben die beiden Begiemngen 
Erlässe an die Versendiinfr^rimter hinaus, wonach beim Überweisnngsverkphr 
die Versender, deren Namen und Wohnort zu verzeichnen ist, auf die Eventualität 
der nachträglichen Gebührenentrichtung aufmerksam zu machen sind Im 
Juli 1904 trat dann eine Verschärfung fin: die Regieningen hatten sich ge- 
einigt, in die Gesetzentwürfe die Eiganzung aufzunehmen, daß bei Sendungen 
TOS Zneker in der Zeit vom 1. August 1904 bis zum Tage der Kundmachung 
des Gesetses Uber die Übergangsgebflbr die Empfänger der Sendongen snb- 
sidiftr xur Zahlung der Übergangsgebtthr herangezogen werden sollen: die 
Stellnngsftmter wurden beauftragt, die Emplftnger, unter Veneiobnung von 
Kamen und Wohnort, bieranf anfiottksam m madien. Ferner wnrde bestimmt» 
dafi die Identitftt des wahren Versenders mit der in der Amneldnng ange- 
gebenen Person zu prfifen und eventuell der Nachweis zu verlangen ist, ob 
die als Versender auftretende Person tatsächlich das Verfügungsrecht über 
den zu versendenden Zucker hat. Tn dieser Weise wird bis heute praktiziert. 
Bemerkenswert ist, daß die Surtase die Verdrängung der österreicliischen 
Zuckereinfuhr aus Ungnm nicht herbeigeführt hat. Das erklärt sich aus ver- 
schiedpnen Monienten: für gute österreichische Marken wird ein etwas höherer 
Preis bezahlt; die österreichischen Exporteure stellten des weiteren nicht 
den ganzen Zoll in Rechnung, oder sie fibemahmen die Verpflichtungf die 
gante Übergangsgebflbr gegebenenfsUs vi tragen* Endlich ist dabei auch 
itt beaehten, daß man mehr und mehr an die Nacfasablung der Übergangs- 
gebflbr nicht glaubte und darin werden die betrefTenden Ermse wobl Beobt 
behalten. So ist die MebrausAibr Osterreiobiseben Eonsumauckers nach Üngam 
in den Jahren 1904 bis 1906 noch immer nicht unerheblich.') Anläßlich 
des letzten Abschlusses eines Kartells der Zuckerraffinerien in Österreich 
wurde durch Abmachung mit dem ungarischen Kartell den österreichischen 
Fabriken vorbehalten, jährlich beilftufig 225.000 Meterzentner Konsnmzacker 
nach Ungarn zu liefern. 

Noch eines ist zu erwähnen: die Befürchtungen der Fachmänner Über 
die nachteiligen Wirkungen der Brüsseler Konvention sind nicht eingetroffeu. 
In der Betriehsperiode 1905 190(5 war die Zuckererzeugung iui Zollgebiete die 
größte, die jemals verzeichnet wurde, die Ausfuhr au raffiniertem Zneker überstieg 
die der Betriebsperiode 1901/1902; im Inland ergab sich ein Mehnrerbnrach 

1) Sie betrug in den Jahren 1001 bis 1906 274.800, 294.000, 276.000, 22Ö.0Ö0, 
801.000 und 272.000 lletenentn«r. 
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und die Preise varen nicht nngflnstig. Es wurde tlso neben dem rentärktes 
initadiachen Absatz der Export mindestens bebanptet. Das gilt ftkr Österreich- 
wie für üngam. Der angegebene Hauptgrund f&r die Aaaschliefiang des 
Osterreichiseiien Zuckers aas üngam: Ersatz zu schaffen fQr den beflBrchteteti 
Ansfiill beim Export, hatte sich als unstichh^iltig erwiesen und so hätte man 
ei>:oritlic1t lion status C|Q0 aote, also di^ voll*' Freilieit des Verkehrs wieder- 
herstellen können. Allein davon war nie die Rede; es spielen eben in diesen 
Fragen industriMle Schutztendonxon eine «rroße Rr»lle. Man hat. win erwähnt, 
als die Bestimmung getroffen wurdo. d;iLi jedt^s Liiiidor^^diiet für dip Aiis- 
fuhrhonifikationen nach Maßgabe des eigenen Expories aufzukommen habe, 
den Übergang von steuerpflichtigem unversteuertem Zucker aus einem 
Ländergebiete in das andere untersagt; die Boaihkationen sind infolge der 
Brüsseler Konvention weggefallen, aber jenes Verbot besteht noch immer: 
es hatte, wie bereits einmal hervorgehoben, die nicht unerwartete Wirkung, 
dafi der allerdings nicht erhebliche Rohzuckerexport aus Ungarn nach Oster- 
reich unterbunden wurde. 

9.. Schluß. 

Es ist bekannt, daß die ungarische Regierung bei den gegenwärtigen 
Ausgleichsverhandlungen beantmirt li:it, daß die gleichartige Behandlung der 
Yerzehrungssteuern wegfalle; jeder der beiden Stuaten soll demnach in Zu- 
kunft die Freiheit der selbständigen Ordiiuni,' di*^ser Abfjaben besitzen, 
die Mügliehkoit. sie nach seinen finatir.politiselien Auffassungen frei 7.11 ge- 
stalten und nach Maßgabe seiner slantsfiManziellen Bedürfnisse auszunutzen, 
beides unter Uuj»tiuuien innerhalb gewisser Schranken. Den Inlialt der unga- 
rischen Anträge kennt man nicht, ebensowenig das Ergebnis der Verband- 
Inngen der Eegierungen; ein Eingehen auf Einzelheiten ist daher nicht 
möglich und nur einige allgemeine Punkte können erörtert werden. Es gibt 
verschiedene Möglichkeiten, um das Ziel dieser Selbständigkeit zu etreichen: 
eine, welche die ungtlnstigere Behandlung der Provenienzen des anderen 
Teiles ausschließt, und die andere, die sie zuläßt. Bei der ersteren wird jeder 
Teil die Provenienzen des anderen Teiles dersellMMi Steuer unterwerfen, der 
die eigenen unterliegen, wonach Steuero, die die gleiche Behandlung nicht 
gestatten, ausgeschlossen wären; bei der zweiten können die Provenienzen 
des anderen Teile«? höher bestein'rt werden als die eigenen, 90 daß die Ein- 
fuhr der betrelTenileii Artikel und ihrer D^-rivate aus dem anderen Lander- 
gebiet erschwert oder verhindert werden könnte. In jed» ni der lieiden Fälle 
ist der erwähnte staatsfinanzielle Zweck eneichbar. im zweiten Falle aucli 
der Schutzzwe(^, indem die Ausschließung der Produkte des anderen Länder- 
gebietes möglich wäre. Die Antrüge der ungarischen Regierung sind, wie 
bemerkt, nicht bekannt; wahrscheinlich ist, daß der zweite Weg, als der 
den wirtschaftlichen Interessen Ungarns besser entsprechende, vorgeschlagm 
wurde. Da eine Steuerlinie zwischen den beiden Staaten nicht errichtet 
werden soll, so mußten die Abgaben im Anschlüsse an das Überweisung»* 
Terfahren eingehoben werden. Es ist dabei zti beachten, dafi w&hreud der 
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(jcltungsdauer des jptzt tn verein'Kirenden Ausjrlpichs, also vermutlich bis 
Ende 1917, die VtjrkehrsifrciheiL zwischen den bpideti Staaten besteliPti bleibt; 
bis Ende 1915 niachon das schan die im Vorjahre wirksam gewordenen 
Handelsvertrügc notwendig. 

Die iingtlnstigere Behandlung der österreichischen Provenienzen ent- 
spricht dem wirtschaftlichen Interesse Ungarns, weil es gegenüber Oster- 
reich im Verkehr mit A4d in Ftage kommenden Artikeln passiv ist. Beim 
Spiritasrerkehr ist Osterreich aktiv bei den Artikeln: nicht denaturierter 
Spiiitas, versOfite geistige Flftssigkeiten, Barof Arrak und alkoholische 
Bssemen, dagegen passiv bei denaturiertem Spiritus, nicht versüßten geisti« 
gen Getränken und Kognak. Der Wert der österreicliischen Einfuhr in allen 
erwähnten Artikeln betrug im Jahre 1906 56 Millionen Kronen, der Wert 
(lor Ausfuhr 6'6 Millionen Kronen. Das Aktivnm brtrfi^'t rund eine Million 
Kron(*n, und dasselbo Erprebnis stoUt sich heraus, w enn il:e /iiiern der Jahre 
1900 bis 1906 der Hcrechuuiig zugrunde gelegt werden. Beim Bier betrug 
der Wert der österrwicliischen Ausfuhr nach Ungarn im Jahre 1906 4-2 Mil- 
lionen Kronen, der Wert der Einfuhr 4 rj.328 Kronen, die Mehrausfuhr stellt 
sich auf 3 8 Millionen Kronen; beim Leuchtöl hat der österreichische Mehr- 
export einen Wert von 2*5 Millionen Kronen und heim Zucker ton 7*8 Mil* 
lioneo Kronen, alles im selben Jahre. Bei den sogenannten Derivaten (Schoko- 
lade, Bonhons usw.) hetrug die Asterreichische Mehrausfuhr im Jahre 1906 : 
8*5 Millionen Kronen. 

Unter solchen Umstanden ist es begreiflich, daß die beteiligten Produ* 
zentenkreise Österreichs sieh gegen die geplante Änderung, von der sie an- 
nehmen, dafi sie eine Erschwerung der österreichischen Ausfuhr nach Ungarn 
bezweckt, aussprechen. Eine von gesi hüftiielien Interessen unbeeinflußte Be- 
urteilung des PInnes kommt zu dem Ergebnis, daß die Selbständigkeit der 
Stpuerge?et7.gebung, wobei die ungüii>tigere P>eiiandiung der aus dein anderen 
Ländeigeiiiete eingeführten Artikel irestattpt wäre, bei der iwiseiien den 
beiden Ländergebieten bestehenden VeikehrötVeilieit eine Ausnahmsmaßregel 
seiu würde, die nicht gerechtfertigt werden könnte; sie widerspräche, indem 
sie einen ZoDschuts einfuhrt, dem aufrechterhaltetten Zustand der Verkehrs- 
fteiheit, und der Schutz erschiene dadurch in keinem gnnstigeren Lidit, dafi 
er einseitig Vorteile bringt. Oegeu die andere Möglichkeit spricht, daß die 
gleiche Behandlung sehr schwer verwirklicht werden kann; es mfiOten allein 
Stenern gegeben sein, bei denen die tatsächliche Steuerbelastung klar hervor- 
tritt, leicht berechnet weiden kann: von Monopolsteuern und von Steuern 
mit versteckten Prämien wäre bei dieser Eventualität abzusehen, ebenso von 
direkten Prämien für die Ausfuhr in das andere Ländergebiet, während 
Eicportprümieti mit Bezug auf das Znlhusland als handelspolitische MaU- 
nahmen nur einverständlich erteilt weiden kOnnt^^n. 

Eine SondtTstelhm? nimmt der Zucker idu, indem 7A\ riuiisicn der 
ungarischen Augsehlieliungüteiuitozen schon im Jahre 19Uo das enU{»r«chende 
oben bereits gewürdigte Mittel vereinbart wurde, dessen bislier unterbliebene 
Verwirklichung nun unter den neuen Verhältnissen angestrebt wird, die sich 
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bezQglich des Brüsseler Vertrages ergeben haben. Durch die Erklärung der 
eQgliscbeu Kegieruug, d&li England fOr die Zukunft eioe Verpfliclituog, prä« 
mikrten Znclcer mit Zöllen zu belegen, wi« sie in der BrOsseler Konveatioa 
mfhalteii ist, nielit mehr UbernehmeD kOnne, war derimgtBindsrte Weiterbestand 
der letxteren ansgesehlossen. Die Delegierten der TertngsstMtea habeo sieh 
Ende Jnli dieses Jahres in Brflssel anfein Zasatsfibereinkommen snm Brüsseler 
Vertrage geeinigt, wonaeh dieser durch eine weitere Daoer von fünf Jaliren, 
vom 1. April 1908 an gerechnet, aufrecht erhalten werden soll, unter Vor- 
behalt eines evMitneUen Bttcktrittreohtes vom 1 September 1911 an, nach 
vorhergegangener einjähriger KOndignng und unter Befreiung Englands von 
der Verpliiciitung, prämiierten Zucker mit Zöllen zu belegen. Die Ratifizierungen 
des Zusatzöbereinkommens sind vor dem 1. Februar 11)08 in Brüssel zu depo- 
nieren; es tritt in Kraft, wenn es mindestens von jenen Vertragsstaaten ratifiziert 
wird, die die froher erwähnten Befreiungen von einzelneu Vertragsbestinimungen 
nicht genießen (die Ausnahmsbebandlung gilt fQr Italien und Schweden). Unter« 
bleibt die Batifikation sdtens eines oder mehrerer jeuer Staaten, so ist eine Ent- 
scheidung der Staaten eiainholen, welche das ZusatsQbereinkommen ratifisiert 
haben, darflber, ob dieses onter ihnen in Kraft bleiben soll. Wenn die Ar dss 
Inkrafttreten Torgesehriebenen Batlfikationen bis 1. MSn 1908 nicht TOrliegen, 
so hat die Regierung Großbritanniens das Recht, die Brüsseler Konvention an 
diesem Tage fQr den 1. September 1908 zu kündigen. Von jenen Staaten, welche 
die Ratifikationen bin zum 1. Februar 1908 nicht vollzogen haben, wird ange- 
nommen, daß sie die Brüsseler Konvention rechtzeitig zum 1. September 1908 
gekündigt habe», wonach diese für sie von diesem Tage nicht mehr rechts- 
verbindlich ist: doch kann unter Umständen eine Hinausschieboog dieses 
Termins eintreten. 

Ungarn liat uuu seine Zustimmung tnm Zusatzübereiukommen, also sein 
Verbleiben beim Brüsseler Vertrag, davon abhängig gemacht, daß die mit 
der (tatenreiehischen Begiemng im Jshre 1903 vereinbsrte Snrtaie im 
kehre der drei Lftndergebiete eingeführt werde. Die Situation ist also jener 
des Jahres 1902 sehr abnlich. BesflgUch der Sortaxe, die nach jenen Ab- 
machungen der beiderseitigen Finansminister dem ausfllhrenden LBndergebiet 
zukommen sollte, hat die stibidige Kommission in Bi-üssel kfirzlich anwkannt, 
daß sie der Konvention nicht widerspricht Die Forderung Ungarns wegen 
Einführung derSurtaie hätte sich natürlich auch ergeben, wenn keine Änderung 
des Brüsseler Vertrages beantragt worden wäre, denn die Aktion des Jahres 1903 
ist nicht abgeschlossen, wobt-i in Betracht kStne, daß im Jahre 1907 die 
Mögliclikeit der Kündigung des Brüsseler Vertrages eröll'uet war. Beim Zucker 
sollen also die ungarischen Schutztendenzen in jedena Falle, und bis auf 
weiteres durcli die Surlaxe eriülit werden. 

Der Zustand, daß von cwd oder mehreren ein freies Vevkehrsgebiet 
bildenden Staaten jeder das selbstAndige Gesetzgebungsreeht bezOglich der 
Konsumabgaben besitst, ist mit der Zolleinheit wohl vereinbar, sofeni die 
gleiche Behandlung und die anderen frflber erwähnten Momente gesetslieh 
vorgesehen sind. Daß die Einrichtung der ungleichen Behandlung dem prin- 
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zipielien Einwand unterliegt, dem einheitlichen Zollgebiet zu widersprechen, 
f&llt bei dem Torliegeoden Aulasse, zumal sie dem uogarischen Interesse ent- 
spräche, in Ungarn nicht ins Gewicht Falls sich die Dinge nach den Wdn- 
scheu der Majuritiil des ungarischen Abgeordnetenhauses vollziehen, so 
flodiüerfc d«r firala Yffkehr miiehM dto beiden lAndeigebi^B nieh zehn 
Jahren nielit mebr. Wenn abo di« NeaoidmiBg der KoDBrnnstenern mit der 
nnganstigeieii BehandliiBg der Pro? ememen des anderes Lftndergebietes gegen 
die VerkehrBfreibeit TerstoBti so bildet das unter eolehen Umetflnden ?om 
angariaebeo Standpunkt als Vonregnabme kttnltig« enrttnsohtar Znettode 
nicht einen Mangel, sondern einen Yonag des Vorsehlages. 
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